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Asıen 


VIETNAM 


Ausländische Investitionen zugelassen 
Für ihren ersten Fünfjahresplan hat die 
Demokratische Volksrepublik Vietnam sich 
ehrgeizige Ziele gesteckt, um das kriegszer- 
störte Land wieder aufzubauen: das Brutto- 
sozialprodukt soll jährlich um 15 % steigen, 
das Volkseinkommen 13 - 14 %, die land- 
wirtschaftliche Produktion um 8 - 10% und 
die industrielle Produktion um 16 - 18 % (Hel- 
singin Sanomat 28.5.77). 
Da angeblich die Volksrepublik China und 
die UdSSR ihre Hilfe seit Kriegsende ver- 
ringert haben (International Herald Tribune 
23.3.77), obwohl ausländische Unterstützung 
stark gebraucht wird, gewinnt die „Hilfe” 
“aus kapitalistischen Ländern an Bedeutung. 
Während Schweden mit über 300 Mio $ die 
am stärksten repräsentierte westliche Nation 
ist, erhält Vientam nun nach dem Besuch von 
Ministerpräsident Pham Van Dong in Frank- 
reich auch von den früheren Kolonialherren 
Kredite in Höhe von 135 Mio $ (FR 8.7.77). 
Die Forderung nach Reparationszahlungen 
seitens der USA konnten die Vietnamesen 
noch nicht durchsetzen; auch das amerikani- 
sche Handelsembargo bleibt weiterhin be- 
stehen (FEER, 3.6.77). Die USA gaben ledig- 
lich ihren Widerstand gegen Vietnams UNO- 
Beitritt auf. 
Darüber hinaus hat die DRV ‚überraschend 
liberale” (Intern. Herald Tribune 23.3.77) 
neue Richtlinien für ausländische Investitio- 
nen erlassen, ‚‚die für ein kommunistisches 
Land einmalig sind” (IHT). 30- bis höchstens 
49 % des Kapitals können gemeinsam mit 


vietnamesischen Staatsfirmen angelegt werden. 


Auch Gewinne können recht großzügig wie- 
der ausgeführt werden. 

Findet Produktion nur für den Export statt, 
kann der ausländische Kapitalanteil sogar 100 
% betragen. Die Vietnamesen stellen in die- 
sem Fall nur Standort und Arbeitskraft zur 
Verfügung. 

Die Gehälter für die vietnamesischen Be- 
schäftigten müssen in Devisen ausgezahlt wer- 
den, während die ausländischen Techniker 
die Hälfte ihres Gehaltes in Vietnam ausgeben 
müssen. Hier kommen den ausländischen Ka- 
pitalisten die sehr niedrigen Löhne zugute, die 
für einen Arbeiter 20 bis 25 US-Dollar pro 
“Monat betragen (FEER, 3.6.1977). 

Schutz vor der Nationalisierung garantiert die 
DRV allerdings nur für 10 - 15 Jahre. 

Die Tatsache, daß die DRV die ausländischen 
Investititionen unter Kontrolle halten will, 
macht die kapitalistischen Investoren vorerst 
noch recht zurückhaltend. 

So forderte der Vizepräsident der Citibank 

in Hongkong, Edward Harshfield, bei seinem 
‚Besuch in Hanoi, daß die vietnamesischen In: 
vestitionsbedingungen „in gewisser Weise mit 
den Investitionsregelungen in anderen Ländem 


NACHRICHTEN 


KURZBERICHTE 


Asiens vergleichbar” zu machen (FEER, 3.6. 
77,8. 45; vgl. zu diesem Thema generell: 
FEER, 13.5.1977). 
Dafür, daß die DRV neuerdings Auslandsin- 
vestitionen ins Land holt, gibt es einerseits 
plausible Erklärungen: Das Land hat — u.a. 
aufgrund immer noch notwendiger hoher 
Reisimporte — einesehr negative Handelsbi- 
lanz und infolgedessen Devisenmangel. Da- 
rüber hinaus benötigt es für eine gewisse An- 
fangs- und Übergangszeit ausländisches „‚En- 
gagement”, um in der Industrialisierung wei- 
terzukommen, die auf eine Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktivität gerichtet 
ist (Traktoren- und Düngemittelfabriken). 
Auch die VR China hat ja in den SOer Jahren 
enorme Industrialisierungshilfe aus der UdSSR 
erhalten, bevor sie ganz auf sich gestellt wirt- 
schaften konnte. 
Andererseits birgt die neue Wirtschaftspolitik 
der DRV natürlich auch die Gefahr, daß 
das Land über kurz oder lang wieder vom 
internationalen Kapital abhängig wird. Kriti- 
sche Solidarität mit der DRV sollte in Zu- 
kunft genau beobachten, ob dies eintritt. 

_ ebe/jür/hpö 


Lateinamerika 
ECUADOR 


Gewerkschaften warnen vor der Gefahr 
einer faschistischen Diktatur 

Am 18. Mai dieses Jahres riefen die drei 
nationalen ecuadorianischen Gewerkschaf- 
ten (CEDOC, CTE und CEOSL) (1) gemein- 
sam zu einem 24stündigen Generalstreik 
auf, um den Militärs und der herrschenden 
Klasse gegenüber die entschiedene Bereit- 
schaft zur Verwirklichung ihrer “Neun- 
Punkte-Plattform” (Anhebung des Min- 
destiohns um 50 %, Lösung aller bestehen- 
der Arbeitskonflikte, Herstellung des Streik- 
und Organisationsrechts, sofortige Anwen- 
dung des Agrarreformgesetzes, Verstaat- 
lichung des Erdöls, der Elektroindustrie, 
des Außenhandels um nyr die wichtigsten 
Punkte zu nennen) zu bekunden. Der Ge- 
neralstreik wurde zu einem großen Erfolg. 
Zum Verständnis dieser Aktionen einer an 


Stärkegwinnenden Gewerkschaftsbewe- 
gung sei kurz auf die aktuellen wirtschaft- 
lichen und politischen Hintergründe hin- 
gewiesen: 

Der politischen Machtübernahme durch 
die Militärjunta im Februar 1972 folgte im 


‚gleichen Jahr der Beginn der Erdölförderung 


im Osten des Landes. Der Charakter beider 
Ereignisse ließ besonders die Arbeiter und 
Bauern auf eine Verbesserung ihrer mise- 
rablen Lebenssituation hoffen, zumal ne-- 
ben den im Programm der Militärs verspro- 
chenen Reformen der notwendige finan- 
zielle Rückhalt gesichert schien. Fünf Jah- 
re sind seitdem vergangen und die Militärs 
sind mit ihrer ‚‚Philosophie” (2) am Ende. 
Die von ihnen geweckten Hoffnungen wur- 
den nicht erfüllt. Die Hälfte der Einnah- 
men aus dem Erdölsektor wurde nicht zur _ 
Finanzierung der geplanten Reformprojek- 
te verausgabt, sondern floß in den Militär- 
haushalt. Gegenwärtig wird beispielswei- 

se mit Israel über den Kauf von 24 Kampf- 
flugzeugen des Typs „Nesher” (3) verhan- 
delt. 

Diese Aktivitäten wurden den Massen u.a. 
als Voraussetzung für die Wiedereroberung 
derjenigen Gebiete „verkauft”, welche im 
Erdölkrieg von 1941 an Peru verlorenge- 
gangen sind. Tatsächlich dient diese for- 
cierte Aufrüstung jedoch der Bekämpfung 
des „inneren Feindes.” 

Die herrschenden Klassen sehen in der zu- 
nehmenden politischen Artikulation der 
Arbeiter und Bauern eine Gefahr, welche 
ihren Plan, sich einen möglichst großen An- 
teil der neuen Einnahmequelle, dem Erd- 
öl, in die Tasche zu stecken, zunichte ma- 
chen könnte. . 

Das Militär hat seine versprochenen Re- 
formvorhaben, die auf eine Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der breiten Bevöl- 
kerung abzielten, inzwischen wieder ad 
acta gelegt und will die Regierungsverant- 
wortung erneut in die Hände der traditio- 
nellen Elite legen (Rückkehr zur forma- 
len Demokratie im Frühjahr 1978). Diese 
Entwicklung entspricht voll und ganz dem 
Interesse der ausländischen Konzerne, 
welche berechtigterweise in eben dieser 
Elite ihren nachgiebigen Juniorpartner er- 
kennen und deren Angst vor einem mög- 
lichen nationalistischen Reformkonzept 
der Militärs sich somit als unbegründet er- 
wiesen hat. j 


Die Bereitschaft der Deutschen Entwick- 
lungsgesellschaft (DEG), Ecuador in Zu- 
kunft besonders zu fördern, ist sicher vor 
dem Hintergrund dieser politischen Ent- 
wicklung zu sehen, welche „enorm gün- 
stige”’ Voraussetzungen für die Stabilisie- 
rung des Status quo, sprich die immense 
Ausbeutung der werktätigen Bevölke- 
rung, bietet. 

Nehmen wir ein Beispiel dafür:Einer der 
Neun-Punkte in :der Plattform der drei 


Gewerkschaften verlangt die Heraufsetzung 
des Mindestlohns von derzeit 1500 Sucres 
(11 Sucres = 1,— DM) - diesen erhalten 
selbst nur wenige derjenigen, die einen 
festen Arbeitsplatz haben — auf 

das Doppelte von 3000 Sucres. Setzen 
wir dem die von K.P. Krause am 20.11. 
1976 in der FAZ angegebenen Lebenshal- 
tungskosten (ohne Miete) einer in BRD- 
Konzerne arbeitenden Familie von 
16000-20000 Sucres gegenüber, zeigt dies 
die extrem schlechte Lebenssituation der 
Arbeiterklasse sehr deutlich. 

Auch erhoffen sich die Arbeiter und 
Bauern wenig von der Rückkehr zur 
„Demokratie, auf die sich die herrschen- 
de Klasse seitens ihrer ca. 20 verschiedenen 
Parteien in Koalitionen und Absprachen 
gegenwärtig vorbereiten. Als Ergebnis dieser 
Mauscheleien werden sie dem Volke die 17. 
Verfassung seit der Staatsgründung zur Ab- 
stimmung vorlegen. Ihre zivilen Vertreter 
innerhalb der jetzigen Regierung stehen 
ihnen — neben den hilfreichen Militärs — 
mit praktischen Hilfsmaßnahmen zur Ser 
te. So meinte Finanzminister Sevilla im 
Dezember, daß man die Inflation nicht 
durch Lohnerhöhungen stoppen könne, 
sondern damit nur das Gegenteil bewirken 
würde. Die Ursachen seien vielmehr in den 
hohen öffentlichen Ausgaben und dem 
übermäßigen Geldumlauf zu suchen. Wer 
hörte bei dieser Argumentation nicht die 
Stimme eines Schülers Milton Friedmans, 
Verantwortlicher des ökonomischen Völ- 
kermordes in Chile, heraus?! 

In die Praxis umgesetzt werden solche Ide- 
en dann in Übereinstimmung mit dem Mi- 
nister für „Arbeit und sozialen Wohlstand”, 
der die entsprechenden Gesetze gegen die 
Forderungen der Arbeiter durchsetzt. Die- 
ser Minister, Oberst Jorge Chiriboga, er- 
wies sich mit den Maßnahmen nach dem 
Generalstreik vom 18. Mai definitiv als 
Vertreter der faschistischen Fraktion in- 
nerhalb der Militärs. Nach dem Mord 

eines Bauernführers, der Verhaftung un- 
zähliger Gewerkschaftsführer und der 
Entlassung einer Vielzahl von streiken- 

den Arbeitern durch die Unternehmen, 
klagte die Regierung die drei Gewerk- 
schaftspräsidenten des Gesetzesversto- 

ßes an, um sie nun durch einen Prozeß 
auszuschalten. Die Gewerkschaftsführer 
sehen sich einer dauernden Verfolgung aus- 
gesetzt, ihre Familien werden belästigt, 

ihr Leben ist in Gefahr. Emilio Velasco, 
den Präsidenten der CEDOC, wollte man 
aus seiner Wohnung verschleppen, was 
durch seine Nichtanwesenheit zum Glück 
verhindert wurde. 

Zu Recht richten die Gewerkschaften ihre 
Anklage gegen die ständig zunehmende 
Faschisierung und bringen ihre Besorgnis 
darüber zum Ausdruck, dafs eın erneuter 
Putsch rechter Militärs eine den Ländern 
des Cone Sur (Argentinien, Brasilien, 
Uruguay, Chile, Paraguay) vergleichbare 
Diktatur installieren würde. Schon jetzt 
treiben die Schlägergruppen CFACE 
(Comando Fascista Anticomunista del 
Ecuador) Faschistisch Antikommunistiches 
Kommando Ecuadors, TFP (Tradition, 
Familia y Propiedad) Tradition, Familie ° 
und Eigentum, die AA (Alianza Anticomu- 
nista) Antikommunistische Allianz und 
andere paramilitärische Gruppen ihr Unwe- 
sen und bedrohen, wie im Falle des Führers 
der nationalen Elektrogewerkschaft Edgar 
Ponce, das Leben dieser Vertreter der 
Arbeiterklasse und des ecuadorianischen 
Volkes. 


Angesichts dieser permanenten Bedrohung 
und Mißachtung elementarer Rechte, wie 
des auf Streik, übermittelte uns Emilio 
Velasco, als derzeitiger Vorsitzender des 
Rates aller drei großen Gewerkschaften in 
deren Auftrag, einen Solidaritätsaufruf zu 
ihrer unterstützung an alle Arbeiter und 
fortschrittlichen Organisationen der Welt. 
In diesem Aufruf wird auf die vorge- 
nannten Verletzungen aufmerksam ge- 
macht und hervorgehoben, daß die Ge 
werkschaften sich nicht nur seit 1974 in 
einem ständig wachsenden Prozeß der 
Stärkung auf qualitativer wie quantitati- 
vet Ebene befinden, sondern auch durch 
die derzeitige Krise an Zuwachs gewinnen 
und richt mehr wie bisher, sich in solchen 
Situationen von der jeweils herrschenden 


Fraktion für deren Ziele mißbrauchen lassen. 


Sie unterstreichen ihren Willen, den Kampf 
um ihre Rechte und die Vereinigung aller 
Arbeiter und Bauern und ihrer Organisatio- 
nen — unter Einsatz ihres Lebens — voran- 
zutreiben und hoffen dabei auf die inter- 
nationale Solidarität, um erfolgreich gegen 
ihren Hauptfeind, den Imperialisten und 
deren Verbündete, die einheimische Reak- 
tion, kämpfen zu können. 

Dieser internationale Feind sitzt auch bei 
uns und versucht seit seiner Niederlage die 
alten Positionen wieder zurückzugewinnen. 
Gemeint ist die Konrad Adenauer Stiftung 
der CDU mit ihrem Institut für Internatio- 
nale Solidarität (ISI), die über die CLAT 
(Lateinamerikanische Zentrale Christlicher 
Gewerkschaften) mit ihrem Sitz in Caracas 
und ihrer ecuadorianischen Schwestern- 
partei versucht, den 1975 als Verräter aus 
der CEDOC entfernten. ehemaligen Präsiden- 
ten Cuisana Valen — CIA wieder in seine 
alte Stellung zu bringen. Cuisana, der sich 
weiterhin als rechtmäßiger Vertreter der 
CEDOC ausgibt, obwohl er maximal nur 2 % 
der Gewerkschaftsbasis vertritt, ist in der 


- Lage, wie auch der Generalstreik vom 18. 


Mai zeigte, durch die Finanzierung über das 

ISI/CLAT eine schädigende Propaganda auf 

allen Ebenen gegen die CEDOC und die an- 

deren beiden Gewerkschaften CTE und CEO 

SL zu führen. Dabei hat er, wie bereits an- 

gedeutet, den Arbeisminister Chiriboga 

auf seiner Seite, der mit seinen Maßnahmen 

den Weg zu seiner (Cuisanas) Rückkehr 

ebnen hilft. So entschied Chiriboga nach 
dem 18. Mai kurzfristig, Emilio Velasco, 

der als Vertreter der Gewerkschaften auf der 

z.Zt. in Genf stattfindenden 63. Jahresver- 
sammlung der ILO (Internationale Arbeits- 
organisation) vorgesehen war, durch drei 

Vertreter einer Gruppe von Arbeiterver- 

rätern zu ersetzen, die vor Jahren als solche 

aus der CEOSL ausgeschlossen wurden. 

Es gilt daher, diese Arbeiterverräter, die 

auf der ILO auftreten, zusammen mit dem 

Arbeitsminister aufs schärfste zu verurtei- 

len, da sie weder die Gewerkschaften noch 

das ecuadorianische Volk vertreten. 

Zu verurteilen ist ferner, daß in Ecuador: 
Gewerkschaftsvertreter ermordet wer- 
den 
die gewerkschaftlichen Rechte mit 
Füßen getreten werden 

und zu warnen, daß in Ecuador 
die Gefahr einer bevorstehenden grau- 
samen faschistischen Diktatur sich ab- 
zeichnet. 

VW. 

Um dieser Gefahr entgegenzuwirken, gilt 

es, bevor es zu spät ist, durch unsere Solida- 

rität die Gewerkschaften zu stärken. 


%* 
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SPENDENKONTO: 
Volker Witte: Deutsche Bank Münster, 
Konto Nr. 2514255, Kennwort: „CEDOC” 


Anmerkungen: 

(1)CEDOC = Central Ecuatoriana de 
Organizaciones Clasistas (Ecuadoria- 
nische Gewerkschaft von Klassenorga- 
nisationen) 

CTE = Confederacion de Trabajadores 
del Ecuador (Vereinigung der ecuado- 
rianischen Arbeiter) ° 
CEOSL = Confederacion Ecuatoriana 
de Organizaciones Sindicales Libres 
(Ecuadorianische Vereinigung freier _ 
Gewerkschaftsorganisationen) 

(2) „Philosophie — Aktionsplan der natio- 
nalistisch-revolutionären Regierung 
Ecuadors’’, war der Name des Pro- 
gramms, mit dem die Militärs 1972 
antraten. 

(3) siehe hierzu NZZ vom 21.4.1977 


Vgl. zu Ecuador auch: 
blätter des iz3w, Nr. 51,S. 19 ff. 
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KOLUMBIEN 


„In Kolumbien wird die Kaffeeproduktion 
auf die Caturra-Sorte umgestellt.”’ — Hinter 
dieser trockenen, nur Kaffeeproduzenten und 
-exporteure interessierenden Meldung verbirgt 
sich sozialer Sprengstoff und zugleich ein 
Lehrstück in kapitalistischer, ‚„‚marktorientier- 
ter” Wirtschaftsplanung. 

Kolumbien ist nach Brasilien mit Abstand 
größtes Kaffee-Erzeuger- und -Ausfuhrland. 
Etwa 1/4 (1 Mio Hektar) der gesamten land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche wird vom Kaffee- 
anbau eingenommen; Kaffee liefert etwa 

10 % des Bruttosozialproduktes und über 

50 % des Ausfuhrwertes des Landes. Im Un- 
terschied zu Brasilien, wo riesige Monokul- 
turplantagen im Großgrundbesitz bestehen, . 
wird der Kaffee in Kolumbien in etwa 300 000 
kleinbäuerlichen Betrieben zusammen mit 
anderen Nutzpflanzen (Maniok, Zitrusfrüch- 
te, Mais, Zuckerrohr und besonders Bana- 
nen, die auch als Schattenpflanzen für die 
Kaffeesträucher dienen) angebaut. Durch 
diese auf den örtlichen Markt ausgerichtete 
Mischkultur wird für die Bauern das Risiko 
angesichts der extremen Schwankungen 

der Weltmarktpreise für Kaffee verringert. 
Jetzt hat die Führung der Federacion Na- 
cional de Cafeteros de Columbia (Fedecafe), 
in der 2/3 der kolumbianischen Kaffeepflan- 
zer zusammengefaßt sind, beschlossen, den 
Austausch der traditionellen Kaffeesorten 
durch die ertragreichere Caturra-Sorte be- 
schleunigt voranzutreiben, um so die Pro- 
duktion bis 1980/81 um 30 % zu steigern. 
Die kleinen Caturra-Sträucher liefern etwa 
viermal so hohe Hektarerträge wie normale 
Kaffeesträucher, bei der vielfach üblichen 
dichten Bepflanzung (8000 statt der em- 
pfohlenen 4000 Sträucher pro Hektar) so- 
gar noch mehr. 

Was sind die Konsequenzen dieser Umstel- 
lung? — Caturra-Sträucher erfordern eine 
intensive Düngung im Wert von 400 US- 
Dollar pro Hektar und Jahr, selbst bei 

mäßig dichter Bepflanzung, Nach 7, spä- 
testens 10 Jahren sind die Sträucher er- 
schöpft und müssen ersetzt werden (norma- 
le Kaffeesträucher nach 30 Jahren). 

Die große Mehrheit der Kaffeepflanzer 

kann unmöglich die hohen anfallenden Ko- 
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sten tragen. Wie Fedecafe im November 
letzten Jahres erklärte, werden die „inef- 
fektiven Kaffeeproduzenten — die 15 %, 
die international nicht konkurrenzfähig 
sind — aus dem Markt herausgepreßt.” Der 
Anteil der aus dem Markt herauszupressen- 
den und schon herausgepreßten Bauern ist 
zweifellos noch viel höher —: die katastro- 
phale Landflucht in Kolumbien hat eine 
Ursache in den ständig steigenden Landprei- 
sen im Kaffeeanbaugebiet; die Umstellung 
auf Caturrapflanzen beschleunigt diese 
Landflucht weiter. 

‘ Caturra wird in Monokultur ohne Schatten- 
pflanzen angebaut. Das führt zu einer ver- 
stärkten Abhängigkeit von den Weltmarkt- 
preisen. Die Bananenproduktion ist be- 
reits spürbar zurückgegangen (Kochbananen 
gehören zu den wichtigsten Grundnahrungs- 
mitteln Kolumbiens). Da schattenspendende 
Bäume fehlen, dörrt der Boden aus, wird 
die Humusbildung verhindert und der aus- 
gelaugte Boden der Erosion preisgegeben. 
Wie das verwüstete Land nach einigen Jah- 
ren aussieht, kann man an den verlassenen 
Kaffeemonokulturplantagen Südbrasilians 
sehen. 

Dennoch führen Fedecafe und die kolum- 
bianische Regierung — angetrieben von den 
großen Kaffeegesellschaften und der mit 
ihnen verbündeten Clique reicher Kaffeepro- 
duzenten im Lande, die mit den jetzigen 
hohen Marktpreisen in kurzer Zeit noch 
größere Gewinne machen wollen — ihr Um- 
stellungsprogramm verstärkt fort: Ein Vier- 
tel der Kaffeeanbaufläche ist bereits mit 
Caturra bestanden und jährlich sollen 25 000 
Hektar neu hinzukommen. Vergeblich ha- 
ben Experten gewarnt, daß das Expansions- 
programm zu einer Überproduktion in gerade 
dem Augenblick führen werde, wenn der 
gegenwärtige Versorgungsengpaß überwun- 
den ist. Man hat, aus rationellen Gründen, da- 
mit begonnen, die Pflanzungen zu mecha- 


nisieren (in Kolumbien sind 25 % der arbeits- 
fähigen Bevölkerung arbeitslos), wozu sich die 
kleinen Caturra besser eignen als die großen 
Kaffeesträucher. Damit die Maschinen ratio- 
neller eingesetzt werden können, wird die 
Kaffeeanbaufläche von den steilen Berghängen 
Antioquias und des Causatales in die Plateau- 
landschaften der Ostkordillere verlegt. Frucht- 
bares Land, das bisher der Erzeugung von 
Grundnahrungsmitteln für die Einheimischen 
diente (mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
Kolumbiens ist unterernährt), wird jetzt für 
die ausschließliche Produktion eines Genuß- 
mittels für den nordamrikanischen und euro- 
päischen Markt mißbraucht. 

E.R, 


PERU 


Am 10. Juni verkündet der neue Wirtschafts- 
und Finanzminister Walter Piazza Tangüis 
einen neuen “Notstandsplan zur Bekämpfung 
der finanziellen und wirtschaftlichen Krise” 
(MD. 

Er enthält folgende zentrale Maßnahmen: 

1. Reduzierung des Staatshaushaltdefizits 
für 1977 von 80 auf 35 Mrd. Soles, was 
eine 8-prozentige Einsparung von öffent- 
lichen Ausgaben aller Ministerien und 
Staatsunternehmen mittels Einstellungs- 
stop, „Rationalisierung” usw. für die rest- 
lichen Monate dieses Jahres bedeutet. 

2. Aussetzung aller Subventionen sowie 
Einschränkung der Importe (um 2000 
Mio. Soles) für den öffentlichen Sektor 
in den nächsten 12 Monaten 

3. Aufhebung aller noch verbliebenen Preis- 
subventionen für Grundnahrungsmittel 
usw. 

4. Heraufsetzung des Benzinpreises um 50 %, 
jetzt ca. 57 P£/l, vor einem Jahr ca. 17 Pf/L 

5. Allgemeine Lohn- und Gehaltserhöhungen, 
die je nach Einkommensgruppe unter- 
schiedlich gestaffelt sind und maximal 15 
% in der untersten Lohnskala ausmachen. 

6. Beibehaltung der periodischen Mini-Ab- 
wertungen des Sols, wobei die letzte am 
11./12.6. den derzeitigen Währungskurs 
von 78.55 auf 78.84 Soles/Dollar brachte. 

Vorangegangen war seit Ende März dieses 

Jahres die Erpressung durch den Internationa- 

len Währungsfond (IWF), Peru einen 

Stützungskredit von 50 Mio. US-Dollar (der 

widerum Bedingung für die Vergabe von 

200 Mio. US-Dollar an Darlehen zum Aus- 

gleich der defizitären Zahlungsbilanz durch 

ein internationales Bankenkonsortium ist) 
nur dann zu geben, wenn bestimmte, sozial 
verheerende Auflagen zur Inflationsbekämp- 
fung und Produktionssteigerung eingehalten 
werden. Die IWF-Forderungen liefen insbe- 
sondere auf eine drastische Kürzung des 

Haushaltsdefizits auf 20 Mrd. Soles, einer 

Eindämmung der Inflation von derzeit ca. 45 

auf 15 % sowie eine 30-prozentige Abwertung 

des Sols auf 100 pro Dollar, jeweils bis Ende 

1977, hinaus (2). 

Die aus den neusten Wirtschaftsmaßnahmen 

(speziell der Punkte 2,3,4) und der Inflations- 

rate von jetzt ca. 35 % (3) resultierende Ver- 

schlechterung der Lebenssituation der perua- 
nischen Bevölkerung hat in weiten Teilen des 

Landes ähnlich schwere Unruhen wie die vom 

Juli letzten Jahres (siehe iz Nr. 55, S. 10/ Nr. 

56 S. 16) hervorgerufen (4). Um allzu große 

Demonstrationen zu vermeiden, wurden die 

peruanischen Truppen in Alarmbereitschaft 

versetzt, und die Polizei in Lima, wo die nächt- 
liche Ausgangssperre inzwischen seit über 
einem Jahr besteht, durch Militär verstärkt 

(3). 

Panzerwagen patroullierten durch die Straßen. 

Trotzdem entwickelte sich im größten Sium- 

viertel Limas, San Salvador, ein großer De- 

monstrationszug, der allerdings durch die 

Polizei aufgehalten wurde. Obwohl Streikver- 

bot besteht, führten die Bankangestellten in 

Lima einen 90minütigen Warnstreik durch. 

Im Department Cuzco und Arequipa riefen 

die größten Gewerkschaften am 16.6. zu ei- 

nem 48-stündigen Generalstreik auf. Darauf- 
hin wurde sofort eine nächtliche Ausgangs- 
speıte verfügt und Cuzco von Militär besetzt. 

Trotzdem legte der Streik am nächsten Tag 

älles lahm: Bei Demonstrationen griff die Po- 

lizei hart durch. Es gab in Cuzco 15 Tote und 

100 politische Gefangene. Universität und 

Oberschulen sind zur Vermeidung weiterer 

Mobilisierungen geschlossen, während in 


Sicuani (Provinz Cuzco) 3000 Demonstran- 
ten Büros des Landwirtschaftsministeriums 
stürmten und verwüsteten. 


(1) Le Monde v. 14.6.1977, NZZ v. 14.6.77. 
(2) Chile-Nachrichten‘ Nr. 49 v. 28.4.1977 
(3) Financial Times v. 14.6.1977 
(4) NZZ v. 25.6.1977. 
Peru Komitee Berlin/kh. 


Repression in Peru: 

Unterstützt die politischen Gefangenen! 
Die Peru von außen (durch den IWF) auf- 
gebürdeten Notstandspläne zur „Wirt- 
schaftssanierung” haben zu einer massi- 
ven Verschlechterung der Lebensbedin- 
gungen in Peru geführt (s. Chronik). Heu- 
te muß die peruanische Bevölkerung die 
teuren „Reformen” während der „Revo- 
lution’’ teilweise mit Hunger bezahlen. 
Die Antwort auf die das Volk treffenden 
harten Wirtschaftsmaßnahmen waren gro- 
ße Streiks und Demonstrationen, die nur 
mit massivem Polizei- und Militäreinsatz 
unterdrückt werden konnten. Immer wie- 
der kam es zu Mobilisierungen. Deshalb 
ging die Diktatur dazu über, verstärkte 
Repression auszuüben (Ausnahmezustand, 
Streikverbot, Versammlungsverbot, Ver- 
haftungen usw.), um solche Mobilisierun- 
gen bereits im Keim zu ersticken. Allent- 
halben hört man in Diskussionen, die La-- 
ge in Peru sei „immer noch (!) nicht so 
schlimm wie in Chile, Argentinien, Uru- 
guay und anderen Diktaturen”. Dieses 
Argument ist zwar sachlich vielleicht 
noch (!) richtig, doch politisch falsch, weil 
das hieße, abzuwarten, bis sich der Faschis- 
mus in Peru so richtig etabliert hat. 
Bisher wird Repression noch ziemlich 
selektiv ausgeübt, besonders auf Führer 
von Bewegungen, die die Verbesserung 
der materiellen Lage der Bevölkerung zum 
Ziel hatten. So wurden gerade jetzt nach 
den jüngsten Demonstrationen (s. Chro- 
nik) 5 Führer der Lehrergewerkschaft, 

5 Führer der Communidad Campesina de 
Querecotillo in Piura, 68 Menschen des 
Slumviertels San Salvador von Lima und 
ca. 100 Personen in Cuzco verhaftet. 
Nach dem Gesetz sind Streiks und streik- 
ähnliche Maßnahmen kriminelle Hand- 
lungen und haben die sofortige Entlas- 
sung aus den Betrieben zur Folge (s. 

iz3w Nr. 62, S. 39). Das bedeutet neben 
der psychischen Belastung vor allem wirt- 
schaftliche Not für die Familie. Neben 
der Repression per Gesetz wird einer Rei- 
he von Gefangenen vorgeworfen, Mit- 
glieder einer kriminellen Untergrundorga- 
nisation zu sein, ohne daß dafür irgend- 
welche Beweise vorgelegt werden können. 
Häufig erfahren die Häftlinge ihren Ver- 
haftungsgrund nur auf Umwegen, die Pro- 
zesse stehen teilweise seit Jahren aus. 

Weil er seit 3 Jahren verhaftet ist, befin- 
det sich der Dominikaner Carlos Sanchez 
M. jetzt seit mehr als 3 Monaten im Hun- 
geıstreik, um seinen Prozeß zu erreichen. 
Er war Mitglied einer linken Gewerkschaft 
und ihm wird vorgeworfen, Mitglied einer 
Guerillaorganisation gewesen zu sein. Als 
er kürzlich in das Zuchthaus Lurigancho 
(Lima) umverlegt wurde, kam es aus Soli- 
darität zu einem Aufstand der anderen 
Gefangenen. Die Wachen griffen brutal 
durch: Tränengasbomben wurden gewor- 
fen und einige Häftlinge zusammengeschla- 


ge. » 


Physische und psychische Folterungen 
sind keine Seltenheit. Der Dichter Segun- 


do Diaz M. verlor dadurch seinen Verstand. 


Er gehört-einer Gruppe von 50 Häft- 
lingen an, die nicht wissen, warum sie 
angeklagt sind und was mit ihnen pas- 
sieren wird. Angeblich weiß der Innen- 
minister nichts davon, obwohl die Ge- 
fangenen auf höhere Anordnung hin in 
„Sicherheitsverwahrsam” sein sollen. 


Weiterhin gibt es auch Sippenhaft: Der 
17jährige Schüler Julio Yupanqui Bar- 
tolo wurde vor 4 Monaten verhaftet und 
seitdem gefoltert, weil die Polizei seinen 
älteren Bruder sucht. Offensichtlich hofft 
sie so, etwas über dessen Verbleib zu er- 
fahren. 

Zwei Frauen von gefangenen Gewerk- 
schaftsführern, die ihren Männern Klei- 
dung und Essen bringen wollten, wurden 
auf dem Polizeigebäude von den Wachen 
mißhandelt und vergewaltigt. 

Zur Zeit sind mehr als 1000 Gefangene im 
Zuchthaus Opfer von Repression und 
Folter. Manche Häftlinge werden unter 
Vorwänden plötzlich halbnackt aus der 
Zelle geholt und vermutlich nach SEPA 
geschickt, einer Gefangeneninsel im Ama- 
zonasgebiet. Dies dient dazu, die anderen 
politischen Gefangenen einzuschüchtern 
und ihre Organisation zu verhindern. 

Die politischen Gefangenen leben unter 
völlig unmenschlichen Bedingungen. Sie 
müssen in unhygienischen Räumen hau- 
sen, so daß Hautkrankheiten auftreten, 
ihre Ernährung und medizinische Ver- 
sorgung ist schlecht und nicht ausreichend. 
Mangelkrankheiten sind die Regel Die Ein 
setzung einer internationalen Kommission 
zur Überwachung der Wahrung der Men- 
schenrechte ist dringend notwendig. 
Außerdem brauchen die Gefangenen 
materielle Hilfe: 

—- BARGELD 

— KLEIDUNG. Vor allem solche, die 
die Situation in den Gefängnissen be- 
rücksichtigt, also strapazierfähig ist 

und vor Hitze und Kälte schützt. 

— THERMOGESCHIRR, das vielseitig 
verwendbar ist (aus dem man ohne Schwie- 
rigkeiten essen und trinken kann. Die 
Gefangenen dürfen z.B. kein Besteck be- 
nutzen), damit die Gefangenen wenig- 
stens auch ab und zu mal eine warme 
Mahlzeit von ihren Familienangehörigen 
erhalten statt der katastrophalen kalten 
Nahrung im Gefängnis. 

— HYGIENEARTIKEL ALLER ART 
(Zahnbürsten, -creme, desinfizierende 
Seifen). Die schlechten hygienischen 
Verhältnisse haben zu zahlreichen 
Hautkrankheiten geführt. 

- VITAMINTABLETTEN, da viele 
Mangeikrankheiten auftreten 

— Sehr sinnvoll ist die Zusammenstel 
lung eines „GEFÄNGNISSETS”, für je 
einen Gefangenen eine Art Koffer, in 

dem eine Minimalgrundausstattung z.B. 
von persönlichen Hygieneartikeln, 2 
Handtüchern, Unterwäsche usw. ist. 

Wer solche Sachen spenden oder bei einer 
Reise nach Peru mitnehmen kann, setze 
sich bitte in Verbindung mit: 
Peru-Komitee, 1 Berlin 62, Groß-Görschen- 
straße 40, Tel. 030/215 41 79 

Die Aktion Dritte Welt erbittet Geld- 
spenden auf ihr Sonderkonto „Techni- 
sche Hilfe”, PschA Karlsruhe Nr. 
11500-754, Stichwort „Peru” 
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Südliches Afrika 


ZIMBABWE 
(Fortsetzung des Berichts in „blätter des . 
iz3w”’ Nr. 62,8. 4 f.) 


Verletzungen des UNO-Handelsembargos 
Über Sanktionsverletzungen, an denen auch 
Ostblockstaaten beteiligt sind, wurden wieder - 
einige Daten öffentlich. Einem Bericht des 
Sanktionsausschusses des UN-Sicherheitsrats 
zufolge hat die britische Regierung mitge- 
teilt, „daß die ihodesische Handelsagentur 
Michelle Enterprises (PVT), Ltd., in Salisbury 
„regelmäßigen Handel” mit Staatshandels-Or- 
ganisationen in der UdSSR, der CSSR, der 
DDR, Rumänien und Bulgarien betreibe. 

Die rhodesische Agentur habe Tabak und an- 
dere landwirtschaftliche Erzeugnisse ausge- 
führt und dafür Chemikalien, Metalle und 
landwirtschaftliche Artikel aus Osteuropa 
importiert.” 

Die Geschäfte seien über drei Schweizer 
Tarngesellschaften abgewickelt worden, Laut 
Bericht bestritten Vertreter der Sowjetunion 
und Rumäniens kategorisch, daß ihre Länder 
Handel mit Rhodesien betrieben. „In dem Be- 
richt wird eine Mitteilung der Bundesregie- 
rung in Bonn zitiert, wonach der Firma Jo- 
hann M. Rockelmann in Eschwege eine Stra- 
fe für den Export von Ersatzteilen für Textil- 
maschinen nach Rhodesien auferlegt worden 
sei. Ein Verfahren gegen eine andere west- 
deutsche Firma, die ebenfalls im maschinel- 
ken Bereich gegen die Sanktionen verstoßen 
habe, sei noch nicht abgeschlossen. Die bri- 
tische Regierung informierte laut Bericht den 
Sicherheitsrat darüber, daß eine Ladung von 
vermutlich aus Rhodesien stammenden 
Stahlknüppeln an die Niederlande verschifft 
worden sei. Käufer sei die Firma Klöckner 
AG in Duisburg gewesen, wobei die Schwei- 
zer 'Femetco AG’ in Zug als Zwischenhändler 
aufgetreten sei. Die Bundesregierung habe 
dem Sicherheitsrat mitgeteilt, daß bei dem 
Handel Südafrika als Ursprungsland dekla- 
riert worden sei.’ (FR 12.2.77) (Zu illegalen 
Geschäften besonders die Schweiz betreffend 
vgl. „Leserzeitung” 14.12.76, Nr. 45). 
Großbritannien seinerseits wurde durch 
Sambias Präsident Kaunda beschuldigt, in 
voller Kenntnis der Tatsache in den vergan- 
genen 12 Jahren nichts gegen die Sanktions- 
verletzung der noch immer in Rhodesien 
operierenden Erdölgeselischaften British 
Petroleum, Shell, Caltex, Mobil getan zu ha- 
ben. Tabakfarmen, ganze Industriezweige, 
der Transportbereich und eben derart das 
Smith-Regime werde so in Gang gehalten. 
Kaunda kündigte an, daß Sambia (trotz 

des späten Entschlusses der britischen Re- 
gierung, die Ölversorgung zu untersuchen) 
diese Gesellschaften und die in französi- 
schem Besitz befindliche Geseilschaft Total 
gerichtlich belangen werde und zwar speziell 
„wegen unzureichender Versorgung Sambias 
mit Öl während zweier Jahre mit dem Ziel, 
in Rhodesien ausreichend Vorräte anzule- 
gen, bevor Ian Smith im Jahre 1965 die ein- 
seitige Unabhängigkeit erklärte.” (MD 4.5.77; 
vgl. auch MD 1.2.77) 

Aber auch innerafrikanische Anschuldi- 
gungen wurden laut. „Die (tansanische) 
Parteizeitung UHURU befaßte sich mit 
Enthüllungen, denen zufolge mehrere unab- 
hängige afrikanische Länder nach wie vor 
Handel mit dem Rebellenregime von Rhode- 
sien treiben. „Das Blatt schreibt, diese Tat- 
sachen habe R. Mugabe mitgeteilt.’ (MD 
29.3.7N. 
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Mitte März wurde durch die USA das soge- 
nannte Byrd-Amendment revidiert, durch 
das seit 1971 amerikanische Firmen trotz 
der von der UNO verhängten Sanktionen rho- 
desischen Chrom und Eisenchrom importie- 
ren konnten (vgl. z.B. SZ 24.2.77;,SZ 4.3.; 
16.3.; 17.3.) Chrom — u.a. bei der Edel- 
stahlherstellung (als unersetzbares Metall 
benötigt - ist, über diesen Sektor, z.B. für 
die Rüstungsindustrie nicht ersetzbar. Dies 
war der Hauptgrund für die Aufhebung des 
ersten amerikanischen Chromembargos 
auf der Höhe des Vietnamkriegs. (Hierzu 
und zum Folgenden vgl. FR 23.3.77) 
Rhodesien verfügt über ein Drittel der in der 
westlichen Welt verfügbaren Chromreserven, 
während Südafrika zwei Drittel stellt. 
Die USA haben dagegen keine nennenswer- 
ten Chromvorkommen. 
Als Sicherheitsventil stehen die strategischen 
Lagerbestände zur Verfügung, die nach dem 
Koreakrieg aufgebaut worden waren. Damit 
könntendie USA den gesamten Eigenbedarf 
für etwa drei Jahre decken. 
Allerdings hatten die Rhodesier trotz der 
generellen Importsanktionen der UN-Län- 
der kein Problem, ihr Metall auf dem Welt- 
markt loszuwerden. Wahrscheinlich wird 
deshalb in den Industrieländern auf dem Um- 
weg über den Weltmarkt auch weiterhin rho- 
desisches Chromerz zu künftig etwas höheren 
Preisen (angesichts der so mitverfügten 
Angebotsverknappung) ankommen. 
Dennoch: die bereits prekäre Wirtschaftsia- 
ge Rhodesiens (vgl. auch „‚blätter” Nr. 58) 
wird auch dadurch weiter zugespitzt. 
Zur Entwicklung der Befreiungsorganisationen 
Am 9.1.77 beschlossen die Vertreter der Front- 
staaten auf einer Rhodesiengipfelkonferenz in 
Lusaka, fortan der Patriotischen Front Mu- 
gabes und Nkomos als der politischen Spitze 
der Befreiungskämpfer die volle „politische, 
materielle und diplomatische” Unterstützung 
zu gewähren. Nyrere erklärte im Blick auf 
Sithole und Muzorewa, ihre Bedeutung müsse 
im Verhältnis zum bewaffneten Kampf ermes- 
sen werden (vgl. ZDM 10.1.77, FR 10.1.; 
NZZ 11.1.1977). 
Dieser Entscheidung (gegen die sich Sithole 
in scharfer Form verwahrte: vgl MD 10.2.77) 
schloß sich der OAU-Befreiungsausschuß in 
einer gleichsinnigen Entschließung am 4.2. 
77 in Lusaka an. Auch hier wurde die ‘Existenz 
anderer nationalistischer Bewegungen’ nicht 
bestritten, doch deutlich gemacht, daß die 
Gegner des Smith-Regimes ihre Kräfte in der 
Patriotischen Front vereinigen sollten (FR 
5.2., NZZ 6.2.77). . 
Inzwischen hat ein Koordinationskomitee 
der Patriotischen Front die Arbeit aufgenom- 
men. Auf einer Pressekonferenz vom 19.1. 
erklärten Mugabe.und Nkomos ehemaliger 
Stellvertreter Jason Moye (der am 23.1. 
durch ein Briefbombenattentat ermordet 
wurde: vgl. FR 24.1.77) als wichtigste Funktion 
des Ausschusses die „Reorganisation der ZIPA” 
(ve. DN 19.1.77) als Zusammenschluß der Gu- 
erillatruppen beider die Patriotische Front 
bildenden Gruppierungen (vgl. auch MD 
14.4.). Wie Mugabe/Nkomo, mitteilten, habe 
der Ausschuß bereits die Abteilungen Pro- 
paganda und politische Koordination bei - 
der Parteien verschmolzen (vgl. MD 22.4.). 
Das Hauptquartier der Patriotischen Front 
werde in Daressalam in Tansania eingerichtet. 
Es wurde beschlossen, regionale Büros in 
Lusaka und Maputo zu eröffnen (MD 18.4. 
1977). 


Die Situation innerhalb des Rassisten 
Militärs 
Am 12.2. wurde der Rücktritt des Vertei- 
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digungsministers Reginald Cowper bekannt- 
gegeben (vgl. FR 14.2; NZZ 15.2;MD 16.2. 
77) Besonders heftig wurde er in Geschäfts-, - 
Handels- und Landwirtschaftskreisen wegen 
seiner Absicht kritisiert, die Regelung abzu- 
schaffen, wonach die weißen Rhodesier im 
Alter von 25 bis 38 Jahren vom Militärdienst 
befreit sind (Die Geschäftskreise fürchten 
mit einer weiteren Verminderung der unzu- 
reichenden Arbeitskräfte einen tödlichen 
Schlag für die rhodesische Industrie; MD 
16.2.; vgl. auch „blätter” Nr. 58). Cowper 
beabsichtigte ferner, die Weißen von 38 bis 
50 Jahren — wenn auch nicht für direkte 
Kampfaufgaben — zu rekrutieren. Die letzt- 
genannte Absicht wird ab 1.7.77 realisiert: 
Stichtag für eine neue „Schutztruppe” 
(Guard Forces) — insbesondere für die ‚‚Pro- 
tected Villages” (vgl dazu „blätter” Nr. 

58) — die jene Altersklasse von Weißen for- 
miert. Dies und die Versprechen, sowohl 
mehr Material in die Kriegsführung zu stek- 
ken als auch den Einsatz von Frauen in 

der Truppe zu verstärken, gehörte zu den 
ersten Maßnahmen nach Amtsantritt des 
neuen Verteidigungsministers Partidge (vgl. 
SZ 2./3.4; NZZ 3.3.,; FR 16.4.77). Weiter 
verlautete am 26.3., daß in Kürze alle Män- 
ner zwischen 16 und 38 Jahren eingehendst 
auf ihre Kriegsdiensttauglichkeit untersucht 
würden (MD 30.3.77). . 

Die regulären rhodesischen Streitkräfte 
zählen heute mindestens 57 000 Mann. Dazu 
kommen an 10 000. Reservisten. 8 000 Ak- 
tive und gut 30 000 Mann Reserve stellen 
die paramilitärische „British South African 
Police” (BSAP). Nach der kubanischen 
Nachrichtenagentur ‘Prensa Latina’ sind 
1200 Söldner im Dienst der weißen Herren. 
(die ca. 400 USA-Söldner davon wurden von 
der Botschaft der USA in Sambia bestätigt; 
vgL FR, SZ 10.3.77). 


Ein wachsendes Problem für die Rassisten- 
Militärs ist die schwindende Loyalität der 
Schwarzen in den Truppen. 2000 schwarze 
Soldaten dienen in der Armee unter weißen 
Vorgesetzten. Jeder dritte BSAR-Mann ist 
schwarz; und die erwähnte neue Schutztrup- 
pe rekrutiert sich — außer den o.g. Weißen — 
aus jüngeren Schwarzen. Diese schwarzen 
Militärs erkennen zunehmend in ihrem Sta- 
tus die sichere Vorhersage einer düsteren 
Zukunft. Zumindest vereinzelt zeigen sich 
bereits jetzt massivere Anzeichen entspre- 
chender Zersetzungserscheinungen. — Daß 
ein weißer Rekrut von Anfang an ca. 2 1/2 
mal soviel Sold wie ein schwarzer Sergeant 
(ohne Zulagen) erhält, ist sicher geeignet, 
jene Tendenz zu verstärken. (vgl.dazu NZZ 
28.1.; Der Spiegel 18.4.77). 


Eine weitere Zuspitzung der Lage bei der 
Rassistenmiliz verdeutlicht ein Rundschrei- 
ben des Oberkommandos der Streitkräfte 
vom 1.3.77. Danach muß mit Hinfichtung 
rechnen, wer über militärische Angelegen- 
heiten z.B. mit seiner Ehefrau, der Freun- 
din, Verwandten, Bekannten, ja mit anderen 
Soldaten spricht. (FR 2.3.77). 

Der zunehmend forcierte Befreiungskrieg 
zwang das Smith-Regime, eigens einen „Mi- 
nister für gemischte Operationen” einzu- 
setzen zur Kontrolle und Koordination aller 
Ministerien, die an militärischen oder para- 
militärischen Aktionen beteiligt sind. Gene- 
ralleutnant G. P. Walls wurde der militäri- 
sche : Kommandeur dieser neuen Führungs- 
stelle (vgl. MD 21.3.; 30.3.). 


Die militärische Lage 

Zu Pfingsten führte Walls einen Überra- 
schungsangriff auf Mozambique. Rhode- 
sische Truppen drangen bis 75 Kilometer 
tief zur südöstlich gelegenen Stadt Mapai 
vor. Im Gegensatz zu früheren ähnlichen 
Aktionen zogen sich die Rhodesier nicht so- 
fort wieder zurück, sondern hielten 5 Tage 
lang ihre Stellungen. . 

Der „selbstmörderische Akt” (The Guardian) 
zeigt, wie angeschlagen die weiße Herr- 
schaft in Salisbury schon ist. Sollte das Un- 
ternehmen Mozambique ermuntern, fremde 
Hilfstruppen ins Land zu holen? Rechnet 
sich Smith bei soleher Verschärfung der 
Lage — bislang abgelehnte — Hilfe seitens 
der USA aus? 

Militärisch jedenfalls erreicht der Überfall 
nicht das gewollte Ziel: Die Freiheitskämp- 
fer konnten sich rechtzeitig zurückziehen. 
Nur 32 von ihnen fielen der Attacke zum 
Opfer (vgl. z.B. Der Spiegel 6.6.77). 

In Zimbabwe selbst, wo die Rassistenmiliz 
alltäglich intensiveren Umgang mit Brutali- 
tät und Verachtung demonstriert (s.u.; 

vgl. z.B. auch den durch weite Teile der Pres- 
se gegangenen Bericht einer deutschen Or- 
densfrau z.B. FR 24.12.76; vgl. auch Der 
Spiegel 9.5.), ist es den Befreiungskämpfern 
gelungen, Gebiete im Nordosten und Süd- 
osten Zimbabwes für Regierungseinheiten 
praktisch unpassierbar zu machen (Der 
Spiegel 6.6.). 

Ein Augenzeuge berichtet in der FR vom 
29.4.77 über ein derartiges Gebiet. Guerrilias, 
die sich als Mugabe-Leute bezeichneten, ge- 
nössen dort zweifellos die volle Unter- 
stützung der ansässigen Bauern. Die Befrei- 
ungskämpfer seien sehr und mit Erfolg dar- 
auf bedacht, den Terror auf ein Minimum zu 
beschränken und versuchten dann, die jewei- 
ligen Beweggründe einsichtig zu machen. 
Dem gegenüber stehe der blinde Terror von 
Armee und Polizei. „Ein typisches Beispiel 
für das psychologische Geschick der Guerrille- 
os und für die plumpe Reaktion der Be- 
hörden hat sich kürzlich im Reservat Nyajena 
zugetragen. Die Wakumana (= in der Shona- 
Sprache: „Boys, junge Burschen”; bezeichnet 
die Guerrillias) hatten von einer riesigen wei- 
ßen Ranch etwa 2000 Stück Vieh vertrieben 
und sie den Bewohnern der angrenzenden Re- 
servate übergeben. Die Armee konnte die 
Guerrilleros nicht stellen. Stattdessen. nahm 
sie jedem einzelnen Bauern, ob er nun etwas 
mit der Sache zu tun hatte oder nicht, die 
Hälfte seines Viehs weg — zusammen über 
4000 Stück. Die Regierung billigte dieses 
Vorgehen ausdrücklich: für die betroffenen 
Bauern jedoch ist jetzt ein für allemal klar, 
wer sich für ihr Wohl einsetzt”. 

Die gegenwärtige Vorbereitungsphase für 
den eigentlichen Krieg (noch mangelt es 

z.B. an Waffen, die der steten Eskalation 


gewachsen sind; auch sind die Nachschub- 
wege nach Mozambique sehr unsicher) und 
ihrem wichtigsten Ziel: Unterstützung der 
Bevölkerung, kommt ein Umstand zugute, 
den die Weißen ursprünglich zum Schaden 
der Schwarzen rechtsgültig gemacht hatten: 
„Rhodesien besteht aus zwei Ländern, ei- 
‚nem schwarzen und einem weißen, die je- 
doch ineinander greifen wie ein Zusam- 
mensetzspiel. Nur darum kann die Guerril- 
lia die schwarzen Gebiete,die ein eigenes un- 
abhängiges Transport- und Kommunikations- 
system entwickelt haben, so leicht durch- 
dringen, und nur darum merken die Weißen 
gar nicht so recht, was im anderen, im 
schwarzen Rhodesien vor sich geht.” 


Tropisches Afrik 


ÄTHIOPIEN 


„Gefangene werden nicht mehr gemacht” 

Im Kampf für die Erhaltung der eigenen 
Machtposition hat der Chef der äthiopi- 
schen Militärjunta, Mengistu Haile Mari- 

am, die Terrormaßnahmen im Land ver- 
stärkt. In der Hauptstadt wurden weitere 
Razzien gegen die Mitglieder der äthiopi- 
schen revolutionären Volkspartei EPRP 
durchgeführt und die Leichen der meist 
jugendlichen Anhänger blieben tagelang auf 
den Straßen. Etwa 800 - 2000 sind in weni- 
gen Tagen erschossen worden (SPIEGEL 
6.6.77). In einer der Zentralprovinzen wur- 
de in der ersten Maihälfte allein ca. 1000 
Menschen liquidiert (Le Monde 22.5.1977). 
Die innenpolitischen Probleme haben sich 

in Äthiopien weiter zugespitzt. An der Grenze 
zum Sudan brachte die rechtsgerichtete EDU 
— Partei schon einzelne Orte unter ihre Kon- 
trolle, im Süden verschärfte sich der Guerilla- 
Kampf der Somalis, in Eritrea hat die Zentral- 
regierung die ausländischen Konsiflate aufge- 
löst, weil sie mit verstärkten Kämpfen rech- 
net (Le Monde 31.5./14.6.; NZZ 25.6.1977) 
Mengistu hat seit seiner Machtergreifung im 
Februar die feste Unterstützung der SU und 
wird inzwischen auch von kubanischen Mili- 
tärs beraten — nach sudanesischen Schätzun- 
gen soll es sich um 2.500 (Le Monde 10.6.77) 
handeln. Die Beziehungen zu den westlichen 
Ländern wurden weiter gekappt. Die Militär- 
attaches der USA, Großbritanniens und Ägyp- 
tens wurden ausgewiesen, die US Botschaft 
wurde verkleinert (FR 27.5.77; Le Monde 
31.5.; NZZ 1.6.1977) Dem politischen 

und militärischen Engagement der SU in 
Athiopien, das sich gegen den Sudan, Soma- 
lia, Ägypten und Eritrea richtet und den 
Aufbau einer eigenen Machtbasis in Äthio- 
pien erreichen will, wird bereits das 

Schicksal der USA in Vietnam vorausgesagt 
(Le Monde 22.6.1977). 


MALI 


Tod des Expräsidenten Modibo Keita 

Der ehemalige Präsident und ‚‚Vater der Na- 
tion” Modibo Keita starb am 16. Mai dieses 
Jahres im Alter von 61 Jahren in einem Kran- 
kenhaus in Bamako, der Hauptstadt der 5 Mio 
Bewohner zählenden westafrikanischen Repu- 
blik. Seit seiner Absetzung durch die Armee 
im November 1968 hatte sich Keita in Haft‘ 
befunden. Die betonte Unterspielung der To- 
desnachricht durch die malischen Behörden 
und die Verhaftung einer großen Anzahl von 
Personen, die an seiner Beisetzung teilnahmen, 
läßt darauf schließen, daß der inhaftierte Ex- 
präsident im politischen Leben noch immer 
eine nicht zu unterschätzende Rolle spielte. 
Modibo Keita,war einer der ersten Führer 


OW 
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der 1946 von Felix Houphouet-Boigny ge- 
gründeten Afrikanisch-Demokratischen Samm- 
lung (RDA), eine pan-afrikanisch-nationalisti- 
schen Bewegung. Nach dem Zeifali der Mali- 
Föderation (ein Zusammenschluß von Sene- 
gal und Mali) suchte Keita mit einer Gruppe 
junger überzeugter Sozialisten Anschluß an 
zwei andere westafrikanische Staaten: Guinea 
und Ghana. Mitte der sechziger Jahre zeigte 
sich jedoch, daß der bürokratische Sozialis- 
mus der jungen „Technokraten” gescheitert 
war: ehrgeizige und kostspielige Entwicklungs - 
vorhaben brachten den Staat in große finan- 
zielle Schwierigkeiten. Ein Putsch des um sei- 
ne Existenz besorgten Offizierskorps war ab- 
zusehen. Am 19. November 1968 übernahm 
der neue Präsident Maussa Traore. die Macht 
und Keita wurde in das Wüstengefängnis von 
Kidal eingeliefert. Seit dieser Zeit sind alle 
politischen Aktivitäten verboten. 

Obwohl lange Zeit von der politischen Bühne 
verdrängt, genoß Keita vor allem bei der sozi- 
alistisch geprägten administrativen Elite und 
bei der studentischen Jugend ein nach wie vor 
hohes Ansehen. . j 

Der Tod Keitas fiel in eine Zeit allgemeiner 
studentischer Unruhen. Sie begannen im Fe- 
bruar dieses Jahres. Zum erstenmal genügte 
für den Einstieg in die Hochschule nicht mehr 
allein das Abitur, sondern der Erziehungsmi- 
nister erklärte, um die Zahl derer zu begren- 
zen, die eine höhere Ausbildung anstrebten, 
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- würde eine zusätzliche. Prüfung eingeführt. 
Die betroffenen Schüler und Studenten gin- 
gen auf die Straße. Präsident Traore, Füh- 
rer des Militärkomitees der Nationalen Be- 
freiung (CMLN), sprach von Manipulation 
der Studenten durch Personen, die er als 
„nostalgisch”’ bezeichnete. Ironischerweise 
hat aber gerade das Militärkomitee durch 
Bildung einer neuen Partei (der Demokra- 
tischen Union — UDPM) im September ver- 
gangenen Jahres es selbst zu verantworten, 
daß sich ein gewisses politisches Bewußt- 
sein innerhalb der Bevölkerung entwickel- 
te, 

Es sieht so aus, als ob die Regierung in 
nächster Zeit mit weiterer Demonstration 
rechnen muß. Über eine Frage wird in die- 
sem Zusammenhang sehr häufig gesprochen, 
ob nämlich die jüngsten Ereignisse Gründe für 
einen Aufschub der Übergabe an eine Zivil- 
regierung darstellen. Die Unruhen haben je- 
denfalls diejenigen unter den Militärs be- 
stärkt, die-1979 als zu früh für eine Überga- 
be erachten. 

(Le Monde v. 19.5.77;NZZ v. 25.5.77; Afri- 
ca v. Juni 1977, Africa von Juli 1977). 


SEYCHELLEN 
(vgl. Heft 45 und 49) 


Putsch auf den Trauminseln 

Die Regierung der 60 000 Bewohner zählenden 
Inselgruppe der Seychellen im Indischen Oze- 
an wurde am 5. Juni gestürzt. Der Staats- 
chef und Führer der konervativen Demokrati- 
schen Partei (SDP) James Mancham wurde, 
während er sich zu einem Besuch anläßlich 
der Commonwealth-Konferenz und der Fei- 
erlichkeiten zum Krönungsjubiläum in Lon- 
don aufhielt, für abgesetzt erklärt. 

Der neue Präsident ist der frühere Premier- 
minister Albert Rene, der Führer der Verei- 
nigten Volkspartei (SPUP), einer von der 
OAU als Befreiungsbewegung anerkannten 
Organisation. Die SPUP und die SDP waren 
auf Drängen der letzten kolonialherrn, der bti- 
tischen Krone, kurz vor der Unabhängigkeit 
der Inseln im Juni 1976 eine Regierungs- 
koalition eingegangen. 

James Mancham hatte während der letzten 
Jahre eine Kampagne gegen die Unab- 
hängigkeit geführt und dabei argumentiert, 
daß eine Anlehnung an England und die Öff- 
nung für westliches Kapital und für westliche 
Touristen das Beste für die Insel sei. Er 
führte das Land in eine beispiellose Abhän- 
gigkeit vom Massentourismus, was mit einer 
rapiden Steigerung der Lebenshaltungskosten 
verbunden war, die auch der Devisenzufluß 
mangels jeglicher Kapitalverkehrskontrolle 
nicht aufhalten konnte. 

Mancham wird weiter vorgeworfen, ein 
Playboyleben geführt und die Inseln wie sei- 
nen persönlichen Besitz verwaltet zu haben. 
In der Tat hat Mancham gute Beziehungen 
nicht nur zu Europa, sondern auch zu Preto- 
ria und zu den ölfördernden Staaten Saudi- 
Arabiens. Der Schah von Persien, einer der 
Brüder von König Khaled von Saudi-Ara- 
bien und verschiedene englische Privatleute 
boten sich dem ehemaligen Präsidenten an, 
und die OPEC sagte dem Archipel im April 
dieses Jahres ein Darlehen in Höhe von 
300000$ zu. 

Der neue Präsident Albert Rene vertritt 

ein eher sozialistisches Konzept. Er sagte, 
daß er zwar keine marxistische Regierung 
bilden wolle, jedoch habe er die Absicht, 
eine Form des Sozialismus zu entwickeln, 
die den Seychellen angepaßt sei. Beobachter 
vermuten eine Anlehnung an Tansania. 
Anzeichen dafür ist die Unterstützung durch 
tansanische Truppen beim Aufbau einer 
Volksarmee für den Fall, so der Präsident, 
„daß Mancham den Versuch unternehmen 
sollte, mit Söldnern die Macht zurückzuer- 
obern”. Rene versprach Landreformen, 
fortlaufende Preiskontrollen und Vollbe- 
schäftigung. Ein Schwerpunkt des Regie- 
rungsprogramms ist das Vorantreiben von 


‚low-cost housing. Die Bourgeoisie und die 


den Massentourismus kontrollierenden aus- 
ländischen Gesellschaften werden jedoch 
jede schnelle Veränderung aufzuhalten ver- 
suchen und die Regierung wird nur verein- 
zelt ihr Programm durchsetzen können. 
‚(Le Monde v. 7. + 10.6.77; FR v: 7.6.77; 
NZZ v. 7.6.77; Jeune Afrique v. 17. + 24.6. 
1977; Africa v. Juli 1977) 


SOMALIA 

Verstärkte Guerilliatätigkeit in Äthiopien? 
Seitdem die SU Militärhilfe an Äthiopien gibt, 
ist Somalia in der schwierigen Situation, das 
seit 17 Jahren bestehende enge Bündnis mit 
der UdSSR, deren Unterstützung für Äthio- 
pien und die eigene traditionelle Feindschaft 


psc 


. gegen Äthiopien zu vereinbaren. 


Somalia, das über die modernste und am be- 
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sten ausgebildete Armee in Schwarzafrika 
verfügt, ist bis zu den untersten militärischen 
Ebenen von sowjetischen Beratern abhängig. 
Andererseits kann es auf das nationale Ziel 


. einer Vereinigung aller Somalis in einem 


Staat nicht verzichten, da dieses Grundbe- 
standteil seiner antikolonialen, d.h. die will 
kürliche Grenzziehung der Kolonialherren 
negierenden, nationalen Politik ist. In Südäthio- 
pien leben Tausende von Somalis, die von der 
Regierung in Addis Abeba brutal unterdrückt 
werden. Sie haben eine Guerillabewegung ent- 
wickelt, die von Mogadischu aus unterstützt 
wird. 

Somalia kritisiert das „blinde” sowjetische 
Engagement für das jetzige Regime in Äthio- 
pien, weil dieses sich mehr durch Terror als 
durch eine fortschrittliche Politik auszeich- 
net. 

Nachdem der Sudan mit der SU gebrochen 
hat, gibt es weitreichende Bemühungen der 
arabischen Staaten um eine Neuorientierung 
Somalias gen Westen zu erreichen. Diese 
führten sogar zu den ungebetenen Vorschlä- 
gen des saudi-arabischen Prinzen Fahd an 
Carter, US-Waffen an Somalia zu liefern etc. 
Die somalische Regierung intensiviert z.Zt. 
ihre Beziehungen zu den arabischen Staa- 
ten, hält aber programmatisch an der Bin- 
dung zur SU fest und intensiviert gleichzei- 
tig — so scheint es — seine Guerillatätigkeit 
in Südäthiopien wie die Unterstützung der 
äthiopischen sozialistischen Untergrundpar- 
tei EPRP. Am 1. Juni fand die erste Sabota- 
ge der äthiopischen Eisenbahn nach Djibouti 
statt, seitdem wurden zahlreiche Brücken ge- 
sprengt. 

Im äthiopischen Süden sind nur noch die 
Städte und Straßen in der Hand der äthiopi- 
schen Regierung. (Le Monde 22.6.1977) 


— ARABIEN 


"SUDAN 


Ausweisung der sowjetischen Militärberater 
Anı 18.5. hat der Sudan alle 90 sowjetischen 
Militärberater ausgewiesen (ZM 23.5.1977). 
Später wurde dann eine Liste der Botschafts- 
mitglieder überreicht, die innerhalb von 7 Ta- 
gen das Land zu verlassen hatten. Die sowje- 
tische Botschaft war bis dahin die größte ge- 
wesen. Die SU hat dann ihrerseits die zur Aus- 
bildung in der UdSSR befindlichen sudane- 
sischen Piloten vorzeitig zurückgeschickt. Ein 
Vermittlungsangebot Kairos hat Staatspräsi- 
dent Numeiri abgelehnt (SZ 14.6.1977). 

Diese Maßnahmen muß man auf dem Hinter- 
grund der sowjetisch-äthiopischen Annähe- 
rung sehen: Der Sudan unterstützt die eritre- 
ische Befreiungsfront, nimmt äthiopische 
Flüchtlinge zu Tausenden auf und erhebt 
selbst geringe Grenzansprüche. Andererseits 
festigt Numeiri so seine Beziehungen zu den 
konservativen arabischen Staaten: Deren Wirt- 
schaftshilfe ist von 4 Mio$ 1971 auf 226 

Mio $ 1976 gestiegen (Le Monde 24.6.76). 
Und er braucht diese Gelder dringend, 'um 
sein konservatives, die Interessen des islamisch- 
arabischen Nordens des Landes gegen den 
negroiden Süden vertretende, Regime abzu- 
sichern. 
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WOHNRAUMPROBLEME 


IN MALAYSIA 


Wohnraum: Hier tritt die Widersprüchlichkeit der abhän- 
gigen und unterentwickelten Wirtschaft von Ländern der 
Dritten Welt besonders deutlich zutage. Einserseits sind 
die dort investierenden Industriekonzerne darauf aus, 

die Löhne ihrer Arbeiter so niedrig wie möglich zu hal- 
ten. Das senkt ihre Kosten und erhöht ihren Profit. Wi- 
derstand gegen niedrige Löhne missen die Konzerne we- 
niger befürchten, wenn die Arbeiter (bzw. das Heer der 
‚Reservearmee von Arbeitslosen) nichts oder nur sehr we- 
nig für Wohnraum ausgeben müssen. Das ist der Fall, 
wenn sie am Rande der industriellen Ballungsräume in 
Holz- oder Wellblechhütten leben, die sie auf öffentli- 
chem Grund- und Boden selbst errichtet haben, Das in- 
ternationale Kapital (und mit ihm Regierungen, die es sei- 
nen Profitinteressen unterworfen hat), ist also ökono- 
misch und politisch an der Existenz und Funktionsfähig- 
keit solcher „Squatter-Siedlungen” interessiert. 
Andererseits kann Wohnraum selbst eine Ware sein, aus 
deren Verkauf oder Vermietung Profit zu schlagen ist. 
Zumal für westliche Baukonzerne, die mit kapitalintensi- 
ver Technologie in kurzer Zeit genormte Hochhauswoh- 
nungen in großer Zahl — also zu niedrigsten Stückkosten — 
produzieren können. Es gibt daher auch internationales 
Kapital, dessen Interesse sich auf eine zwangsweise Auf- 


lösung der Squatter-Siedlungen richtet. Deren Bewohner 
sollen in die teuren Hochhauswohnungen ziehen, die in 
keiner Weise den Bedürfnissen der einheimischen Be- 
völkerung entsprechen. Hinzu kommt das politische In- 
teresse vieler Regierungen von Dritte-Welt-Ländern, den 
durch die illegale Besetzung öffentlichen Grund- und 
Bodens drohenden Prestigeverlust abzuwehren. Auch da- 
rin steckt ein Motiv, Squatter-Siedlungen ohne Rücksicht 
auf die Lebensinteressen der betroffenen Bevölkerung 
einfach niederzuwalzen, wie es z.B. in Indien unter der 
‚Regierung von Indhira Gandhi vielfach geschehen ist. 
Der folgende Artikel von Einhard Schmidt und der im 
Anschluß daran rezensierte Film von Peter Heller zei- 
gen diese Probleme konkret und anschaulich am Bei- 
spiel Malaysias auf. Es wäre sicherlich falsch, die er- 
wähnte Widersprüchlichkeit zum Anlaß zu nehmen, um 
sich auf die Seite einer der beiden konkurrierenden Ka- 
pitalfraktionen zu stellen und deren Politik als „richtig” 
zu unterstützen. Solidarisieren wir uns stattdessen mit 
der betroffenen Bevölkerung, die um bedürfnisgerechten 
und für alle erschwinglichen Wohnraum kämpft. Die Kon- 
kurrenz im Lager der Profiteure kann bei diesem Kampf 
allenfalls taktisch ausgenützt werden. 

Red. 


Squatter kämpfen um ihre Häuser 


SQUATTER KÄMPFEN UM IHRE HÄUSER - 
ERFAHRUNGEN AUS MALAYSIA 
von Einhard Schmidt 


1. Das Ausmaß des Squatter-Problems in West-Malaysia 
Die Wohnungsfrage gehört heute neben Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung zu den potentiell explosivsten 
Problemen in den Ländern der Dritten Welt. In vielen 
Großstädten der Dritten Welt lebt der größte Teil der 
Bevölkerung in provisorischen Blech- oder Holzhütten 
ohne Strom und Wasserversorgung und ohne Anschluß 
an die Kanalisation. 

In der deutschen Literatur findet sich der euphemisti- 
sche Begriff „Spontansiedlungen” für diese Ansammlun- 
gen von Hütten aus Holz und Wellblech (1). Im engli- 
schen Sprachraum hat sich der weniger ideologisch be- 
frachtete Begriff „Squatter-settlements” eingebürgert. 
Ursprünglich beschreibt der Begriff „Squatter” einen 
juristischen Tatbestand. Nach der juristischen Definition 
werden unter „Squattern” alle Personen verstanden, die 
Häuser auf Land errichten, das ihnen nicht gehört. Theore- 
tisch kann es sich dabei um Staatsland oder um privates 
Land handeln; die meisten Squatter bauen jedoch ihre 
Hütten auf Land, das der öffentlichen Hand gehört, um 
nicht der Willkür eines privaten Grundbesitzers ausgesetzt 
zu sein. 

Die Lebensbedingungen in vielen Squatter-Gebieten sind 
katastrophal: Die Hütten sind behelfsmäßig aus Pappkar- 
tons, Blechdosen und Strandgut zusammengebaut. Viele 


Squatter- Siedlungen liegen an Flüssen. Aus dem Fluß ho- 
len die Bewohner ihr Trinkwasser, dort baden sie, in den 
Fluß schütten sie schließlich auch Abwässer und Abfälle. 
Überschwemmungen und Epidemien sind an der Tages- 
ordnung. Auch grundlegende soziale Infrastruktur fehlt, 
weil Squatter-Gebiete von der staatlichen Planung grund- 
sätzlich ignoriert werden. 

Andererseits zeichnen sich Squatter-Gebiete durch ein 
besonders enges Netz sozialer Beziehungen aus. Nachbar- 
schaftliche Solidarität ist noch intakt, und es bestehen 
informelle Organisationsformen der Bewohner, die dem 
gängigen Verständnis von großstädtischen Lebensformen 
widersprechen. In Squatter-Gebieten in Kuala Lumpur 
konnte beobachtet werden, daß die Bewohner Radiogerä- 
te, Fernsehgeräte und Zeitungen gemeinschaftlich be- 
sitzen und untereinander austauschen. (2) Bei Auseinan- 
dersetzungen mit städtischen oder staatlichen Behörden 
wählen die Squatter regelmäßig ihre Sprecher, die die Ver- 
handlungen führen. Bisweilen tun sich die Bewohner zusam 
men und legen in gemeinsamer Arbeit kleinere Straßen, 
Entwässerungsgräben oder Brücken an. Squatter-Gebiete 
können dem Zuwanderer eine Lebensform bieten, die Ähn- 
lichkeiten mit seinem früheren Leben auf dem Lande hat. 
Millionen-Städte in der Dritten Welt, wie Kalkutta oder 
Jakarta, haben einen Squatter-Anteil an der Gesamtbe- 


völkerung von 70 bis 90 %. Diese Größenordnung ist in 
Malaysia noch nicht errecht. Aber die Squatter-Bevölke- 
rung in den Großstädten hat auch in Malaysia im letzten 
Jahrzehnt rapide zugenommen. 

Die Zuwanderung vom Land konzentrierte sich vor allem 
auf drei Verdichtungsgebiete. Die höchste Wachstums- 
rate verzeichnete die „Klang Valley Metropolitan Region”, 
zu der die Bundeshauptstadt Kuala Lumpur gehört. (Die 


Region hatte zwischen 1957 und 1970 einen jährlichen Wan- 


derungssaldo von + 4 %) (3). 

Ähnlich rapide wuchs in der Zeit die Bevölkerung des - 
„Penang Metropolitan Area” im Norden der Malaysischen 
Halbinsel und des „Johor Bahru Metropolitan Area” an 
der Südspitze der Halbinsel. Die Mehrzahl der Neuzuwan- 
derer ließen sich als Squatter in der Stadt oder am Stadt- 
rand nieder. 

Es liegen nur wenig offizielle Zahlen über das Ausmaß 

des Squatter-Problems in den Städten Malaysias vor. Die 
letzte umfassende Erhebung wurde zwischen 1966 und 
1968 durchgeführt. Nach einer Schätzung wohnten 1973 
innerhalb der Stadtgrenzen von Kuala Lumpur zwischen 
150.000 und 180.000 Squatter. Das entsprach 35 bis 40% 
der Gesamtbevölkerung der Hauptstadt. (4) 

Der Squatter-Anteil der beiden anderen Verdichtungsgebie- 
te dürfte kaum unter den Schätzungen für Kuala Lumpur 
und die „Klang Valley Metropolitan Region” liegen. 30 % 
dürfte die Untergrenze sein. 


Zur politischen Situation in Malaysia vgl.: 
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II. Gründe des ‚Squatting” 

Das Squatter-Problem in den Großstädten rückte seit An- 
fang der 70er Jahre ing Bewußtsein der malaysischen Re- 
gierung, 1973 fand unter Schirmherrschaft der malaysi- 
schen Regierung in Kuala Lumpur eine internationale Ta- 
gung über Urbanisierungsprobleme in der Dritten Welt 
statt (5). Der zuständige Minister für Technologie und 
Forschung, Datuk Ong Kee Hui, hegte hohe Erwartun- 
gen an die Tagung: ‚,.. wir sehen uns jetzt Urbanisierungs- 
problemen gegenüber. Das Squatter-Problem in Kuala 
Lumpur wird allmählich ernst... Wir müssen zum Kern 

des Problems vordringen. Es wird uns helfen, mit aus- 
ländischen Experten zusammenzukommen.” (6) 

Eine zentrale Sitzung der Tagung behandelte die Möglich- 
keiten der Umsiedlung von Squattern. 

Experten aus Asien und aus westlichen Ländern diskutier- 
ten miteinander verschiedene mögliche Lösungsansätze. 
Die Vorschläge reichten von Stärkung der privaten Unter- 
nehmerinitiative im Baugewerbe über öffentlichen Woh- 
nungsbau, über Infrastrukturverbesserungen für Squatter- 
Gebiete bis hin zu genossenschaftlichen Ansätzen. Die 
Vorträge repräsentierten den letzten Forschungsstand zum 
Thema. Einige Referenten hatten selbst sozialwissenschaft- 
liche Untersuchungen in Squatter-Gebieten durchgeführt. 
Es war eine Diskussion unter einschlägig ausgewiesenen 
Fachleuten, und die Erwartungen in die Tagung schienen 
nicht zu hochgeschraubt. Wie weit allerdings echtes Interes- 
se bestand, Einblicke aus erster Hand in das Squatter-Pro- 
blem zu gewinnen, kann bezweifelt werden. Das wurde 

an einer kurzen Episode während der Tagung deutlich. 

Ein Diskussionsteilnehmer schlug vor, den Bewohner ei- 
nes örtlichen Squatter-Gebietes vor dem Forum über sei- 
ne persönlichen Erfahrungen berichten zu lassen. Die 
Mehrzahl der Versammelten nahm den Vorschlag gar nicht 
ernst, andere hielten ihn für nicht praktikabel. Der Vor- 
sitzende ging in der Tagesordnung weiter. 
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Am Ende blieb die Tagung auch nicht von groben Fehlin- 
terpretationen über die Ursachen des Squatting verschont. 
Eine der am weitesten verbreiteten Fehlinterpretationen 
ist die Gleichsetzung von Squattern und Arbeitslosen. 
M.K. Sen sagte auf dem Kuala Lumpur Forum: 
„Wir werden sehen, daß die Mehrheit der Squatter 
einen negativen Einfluß auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung ausübt, weil die Mehrheit von ihnen 
arbeitslos oder unterbeschäftigt ist oder in versteckter 
Arbeitslosigkeit lebt; wenn sie doch eine Dauerstellung 
haben, so meist im tertiären oder Dienstleistungssektor, 
also in Berufen, die nicht im strengen Sinn entwick- 
lungsfördernd sind wie etwa Berufe in Industrie oder 
Handel.” (7) 
Diese Analyse liefert einen einfachen Schlüssel zur Lösung 
des Squatter-Problems: Schaffung zusätzlicher Arbeits- 
plätze im sekundären Sektor. Sobald die Squatter im „mo- 
dernen Sektor” beschäftigt sind, sind sie auch in der Lage, 
normale Mieten zu zahlen. Einige Teilnehmer des Forums 
betonten, daß es überhaupt überflüssig sei, besondere Maß- 
nahmen zur Lösung des Wohnungsproblems zu ergreifen. 
Bei erfolgreicher Industrieansiedlungspolitik werde sich das 
Squatter-Problem ganz von selbst lösen. 
Indessen enthüllt schon eine ganz einfache Berechnung, daß 
Arbeitslosigkeit nicht die einzige Ursache für Squatting 
sein kann. 1973 gab es in Kuala Lumpur einen Squatter- 
Anteil von 35 bis 40 %, aber nur 8 % der Bevölkerung im 


SÜD- 


arbeitsfähigen Alter war als arbeitslos gemeldet. (8) Selbst 
wenn man annähme, daß alle Arbeitslosen Squatter wären, 
bliebe immer noch eine Mehrheit von Squatter-Haushalten 
übrig, in denen mindestens ein Familienmitglied eine Dauer- 
beschäftigung hat. Arbeitslosigkeit ist ohne Zweifel in vie- 
len Squatter-Familien ein großes Problem. Aber Arbeits- 
losigkeit ist nicht die Ursache des Squatting. Der Grund, 
weshalb viele Familien keine andere Möglichkeit haben, 

an eine Wohnung zu kommen, liegt in ihrem niedrigen Ein- 
kommen — ganz gleich ob der Haushaltsvorstand Arbeit 
hat oder arbeitslos ist. In Malaysia sind vergleichsweise 

viele Arbeitsplätze im „modemen Sektor” geschaffen wor-: 
den, aber das Squatter-Problem hat sich im selben Zeitraum 
verschärft. 

Es läßt sich die Gegenthese aufstellen, daß die Industriali- 
sierung erst das Squatter-Problem in seinen jetzigen Aus- 
maßen hervorgebracht hat. Denn der Zustrom vom Lande 
wird anhalten, solange der Stadt-Land-Gegensatz fortbe- 
steht. 
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Die Entwicklungsstrategie der malaysischen Regierung ver- 
nachlässigt die Reisanbaugebiete. Entwicklungsanstren- 
gungen beschränken sich auf die Neuanpflanzung von 
Gummi- und Ölplantagen auf Rodungsland und auf Indu- 
strialisierung in den Städten. Besitzzersplitterung und 
Überschuldung in den Reisanbaugebieten zwingen viele 
Bauern zur Abwanderung in die Städte. 

Bei der Industrieansiedlung verläßt Malaysia sich vor al- 
lem auf ausländische Direktinvestitionen. Malaysia hat 
unter ausländischen Investoren einen guten Ruf als ‚‚Billig- 
lohnland”. Die Regierung bietet sogenannten Pionierbetrie- 
ben besondere Anreize, wie zum Beispiel Steuerbefreiung 
für fünf Jahre und Verbot jeder gewerkschaftlichen Be- 
tätigung während der Anfangsjahre. (9) Die Regierung 
sperrt sich seit Jahren gegen die gewerkschaftliche For- 
derung nach Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes. 
Vielmehr streicht die Regierung das niedrige Lohnniveau 
gegenüber ausländischen Investoren bei jeder sich bieten- 
den Gelegenheit heraus. (10) In den drei Verdichtungsge- 
bieten an der Westküste haben bereits zahlreiche amerika- 
nische, japanische und westdeutsche Firmen Fabriken er- 
öffnet, um durch Produktionsverlagerung in ein „Billig- 
lohnland” die Wettbewerbsfähigkeit auf den umkämpften 
westeuropäischen und nordamerikanischen Märkten zu 
steigern. Die größten deutschen Investitionen sind von 
Nordmende und Robert Bosch getätigt worden. 

Der Monatslohn für ungelernte Fabrikarbeiter liegt zwi- 
schen 70 und 130 Mark. Das reicht kaum aus, um Nah- 
rungsmittel für die Familie zu kaufen; für Mietzahlungen 
bleibt nichts mehr übrig. Den Arbeitern bleibt nur eine 
Möglichkeit, sich ein Dach über dem Kopf zu beschaffen: 
Sie bauen aus Holz und Wellblech ihre eigenen Hütten 
auf Land, für das sie keine Grundbuchtitel haben. 

Es besteht also ein klar nachweisbarer Zusammenhang 
zwischen Industrialisierung, wie sie in Malaysia betrieben 
wird, und dem Anwachsen der Squatter-Bevölkerung: 
Industrieansiedlung beschränkt sich auf die Standorte, 
die von ausländischen Investoren bevorzugt werden. Das 
sind die drei Verdichtungsgebiete an der Westküste. Die 
Konzentration der Industrieansiedlung auf wenige Stand- 
orte verstärkt wiederum die Landflucht. Die Zuwanderer 


vom Land haben in der Stadt keine Bleibe. Auf dem Woh- 


nungsmarkt können sie nicht mitbieten. Sie werden 

zwangsläufig zu Squattern. Überspitzt ließe sich formulie- 

ren: Jeder neue Arbeitsplatz in der Industrie zieht un- 
weigerlich eine Squatter-Hütte nach sich. Ursache des 

Squatting ist demnach in erster Linie Industrialisierung 

in Verbindung mit den niedrigen Löhnen. 

Natürlich gibt es in den Squatter-Gebieten auch Arbeits- 

lose und Tagelöhner, die wechselnden Beschäftigungen 

im tertiären Sektor nachgehen. Obwohl sie weniger pro- 

duktiv oder ganz unproduktiv sind, sind auch sie den 

ausländischen Investoren nicht unwillkommen. Sie bil- 
den die industrielle Reservearmee in den Großstädten und 
helfen durch ihre bloße Anwesenheit, das Lohnniveau 
niedrig zu halten. Das niedrige Lohnniveau der ungelern- 
ten Arbeiter ist die mit Abstand wichtigste Ursache des 

Squatting. Hinzu kommen eine Reihe weiterer Gründe: 

— Squatter-Gebiete sind nur einstöckig bebaut. Ihr 
quasi-dörfliches Erscheinungsbild kommt den Erwar- 
tungen der Zuwanderer vom Lande entgegen, 

— Neuzugezogene, die bereits Freunde und Verwandte 
in einem Squatter-Gebiet wohnen haben, neigen dazu, 
sich in ihrer Nähe niederzulassen. 

— In Squatter-Gebieten besteht mehr Solidarität und 
ein größerer sozialer Zusammenhalt als sonst in städti- 
scher Umgebung. 
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— Trotz Überbelegung sind Squatter-Hütten oft geräu- 
miger als billige Mietwohnungen. Sie bieten darüber 
hinaus die Möglichkeit, sich durch An- und Umbauten 
an Veränderungen in der Familiengröße anzupassen. 

— Arbeitsplatzunsicherheit veranlaßt oft auch Familien 
mit etwas höherem Einkommen, regelmäßigen Miet- 
verpflichtungen aus dem Wege zu gehen. 


III. Maßnahmen der Regierung 

Die Maßnahmen der malaysischen Regierung in der Woh- 
nungsfrage lassen keine klare Strategie zur Lösung des 
Squatter-Problems erkennen. Einige Squatter-Siedlungen 
stehen bereits seit 20 Jahren unversehrt an derselben 
Stelle, andere Siedlungen sind rücksichtslos niedergewalzt 
worden. In der Vergangehheit ging die Regierung vornehm- 
lich gegen Squatter im Stadtzentrum vor. In einigen Fäl- 
len entschloß sie sich zum ‚Squatter Clearing”, weil der 
Boden für staatliche Bauprojekte benötigt wurde. In an- 
deren Fällen löste allein der Hinweis eines westlich ausge- 
bildeten Stadtplaners, das Stadtbild sei durch die unan- 
sehnlichen Hütten beeinträchtigt, umfangreiche Polizei- 
maßnahmen aus. Die Regierung beschränkte sich darauf, 
die Hütten abzureißen. Ersatzunterkünfte wurden nur in 
Ausnahmefällen bereitgestellt. 

Seit dem Ende der 60er Jahre setzte sich die Erkenntnis 
durch, daß mit Polizeimaßnahmen allein das Squatter- 
Problem nicht zu lösen sei. Gelegentliche Vertreibungen. 
von Squattern änderten an der Lage nichts. Diejenigen, 
die einmal vertrieben worden waren, erschienen schon 
am nächsten Tag an einem anderen Standort. Die Woh- 
nungsfrage enthielt so viel Zündstoff, daß eine langfristi- 
ge Lösung für das Überleben jeder Regierung mitent- 
scheidend wurde. 

Auf der Suche nach langfristigen Lösungen wurden in 
den 60er Jahren in vielen Ländern sogenannte „Low 


Cost Housing”-Programme (Programme zum Bau von 
Billigwohnungen aus öffentlichen Mitteln) als angemes- 
sene Lösung des Squatter-Problems propagiert. Am 
konsequentesten hat der Stadtstaat Singapur diesen Weg 
beschritten. Seit 1963 wurden dort Hunderttauser.de 


„Rifle Range“ in Penang, Nordmalaysia, ein 1969 errich- 
tetes Projekt des Low-Cost-Housing-Programmes 


von Squatter-Familien in Ein- oder Zwei-Zimmer-Wohnungen 
in zehn- bis zwanzigstöckigen Hochhäusern umgesiedelt.(11) 
Malaysia begann kurz vor den Wahlen des Jahres 1969 in 
allen Großstädten mit dem Bau von Hochhausblocks sei- 
nes „Low Cost Housing”-Programms. 

Es blieb jedoch bei einzelnen Renommierprojekten. Nach 
den Wahlen wurden kaum noch Wohnungen fertiggestellt. 
Malaysia hat auch gar nicht die Finanzkraft, die es erlau- 
ben würde, wie im Falle Singapurs die gesamte Squatter- 
Bevölkerung in Neubauten umzusiedeln. Das Low Cost 
Housing-Programm hat bestenfalls einen propagandisti- 
schen Effekt gehabt. Bisher sind für 10% der Squatter 
neue Wohnungen geschaffen worden. (12) 

Für Malaysia trifft zu, was der englische Architekt Turner 
auf der UN-Konferenz Habitat 1976 in Vancouver sagte, 
„daß Regierungs-Wohnungsbauprogramme in der Regel 
nicht den Bedürfnissen und finanziellen Möglichkeiten der 
meist auf dem Existenzminium lebenden Zielgruppen ent- 
sprechen”. Das heißt, mit den bisherigen Wohnungsbau- 
programmen konnten die Ärmsten nicht erreicht werden. 
(13) Denn Arbeitslosigkeit und Minimaleinkommen lassen 
keine kostendeckende Mietzahlung oder Kreditrückzah- 
lung zu. 

In einer Neubausiedlung in Penang ergab sich das Paradox, 
daß die Einkommenshöchstgrenze von ursprünglich 200 DM 
auf 500 DM erhöht werden mußte, weil sich zunächst 
nicht genügend Bewerber für die Wohnungen gefunden 
hatten. Der eigentliche Grund für das mangelnde Interesse 
der untersten Einkommensschichten war die Mietbelastung 
von 55 DM, die Familien mit einem verfügbaren Haus- 
haltseinkommen von weniger als 200 DM kaum aufbrin- 
gen können. (14) 

Darüber hinaus hat die Gestaltung der Neubauten zum 
Scheitern des Programms beigetragen. Neuzugezogene Fa- 
milien vom Lande können sich in vielgeschossigen Beton- 
Blocks nur schwer eingewöhnen. Wohnen im Hochhaus 


blätter des iz3w, Nr. 63, Aug. 77... 13: 


trägt zur Zerstörung der hergebrachten großfamiliären 
Struktur bei (15). Freiwillig würde sobald keiner in die 
Neubau-Blocks ziehen. 


IV. Die Geschichte der Siedlung TASEK UTARA 

Ein Squatter-Anteil von 30 % in den großen Städten, ein 
völlig unzureichendes Billigwohnungsprogramm aus öf- . 
fentlichen Mitteln — das war die Ausgangslage, als im 

Juli 1974 die kurze Geschichte der Squatter-Siedlung 
„Kampung Tasek Utara” (= Dorf am nördlichen See) be- 
gann — eine Geschichte, die bald über die Grenzen Malay- 
sias hinaus bekannt werden sollte. 

Am 24. August 1974 fanden in Malaysia Wahlen statt. 
Die Regierungspartei „Barisan National” (Nationale 
Front) gewann 135 der insgesamt 154 Sitze im Bundes- 
parlament. Johor, der südlichste Bundesstaat auf der 
malaysischen Halbinsel, erwies sich einmal mehr als eine 
Hochburg der Barisan National. Dort gewann die Barisan 
alle Sitze für das Bundesparlament und mit einer einzigen 
Ausnahme alle Sitze im Landtag von Johor. 
Doch jene Kommentatoren, die in diesem Wahlergebnis 
einen überwältigenden Vertrauensvorschuß der Bevölke- 
rung von Johor für ihre politische Führung sehen woll- 
ten, mußten sich recht bald eines besseren belehren las- 
sen. Nur wenige Wochen nach den Wahlen sollten in der 
Landeshauptstadt Johor Bahru die ersten Anzeichen von 
Opposition gegenüber der neugewählten Regierung zum 
Ausbruch kommen. 


Malayisches Bauernhaus im Kreis Pontian, der malayi- 
schen Halbinsel 


Johor Bahru ist mit seinen 200.000 Einwohnern zwar nur 
die viertgrößte Stadt in Malaysia, hat aber in den letzten 
fünf Jahren den Ruf eines besonders dynamischen Wachs- 
tumspols errungen. Zwischen den Volkszählungen von 
1957 und 1970 wuchs die Bevölkerung von 74.909 auf 
135.936, und seit Anfang der 70er Jahre sind die Wachs- 
tumsraten noch höher. (16) Ursache für das Bevölkerungs- 
wachstum der Stadt ist die Industrieansiedlung der letzten 
zehn Jahre. Johor Bahnı ist neben Kuala Lumpur/Klang 
Valley und Penang bevorzugter Standort für ausländische 
Investoren. Die Nähe zum Welthafen Singapur macht ei- 
nen Teil der Standortgunst aus. (17) Der Inselstaat Singa- 
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pur ist durch einen Straßen- und Eisenbahndamm mit 

der malaysischen Halbinsel verbunden, und bis zum Hafen 
sind es knapp 30 Straßenkilometer. Zu den Industrie- 
ansiedlungen in Johor Bahru gehören neben vielen ande- 
ren Betrieben zwei Automontagewerke (Fiat und General 
Motors), eine große Bleistiftfabrik und mehrere Betriebe 
aus der Elektronik-Branche. Die Arbeitskräfte dieser Fa- 
briken rekrutieren sich vor allem aus Zuwanderern aus den 
ländlichen Gebieten an der Westküste des Bundesstaates 
Johor. Kleinbesitz, hohe Verschuldung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe und Unterbeschäftigung sind kennzeich- 
nend für die Herkunftsregionen der Zuwanderer. Die mei- 
sten Zuwanderer fanden Arbeit in einer der Fabriken in 
Johor Bahru, aber nur wenige fanden eine vernünftige Un- 
terkunft. Das Squatter-Problem erreichte hier bald diesel- 
ben Ausmaße wie in Kuala Lumpur. Zwei Hochhaus- 
Blocks öffentlich geförderter Billigwohnungen, im Wahljahr 
1969 errichtet, waren nicht mehr als ein Tropfen auf den 
heißen Stein. 1973 ließ die Regierung eine Untersuchung 
über den Wohnungsnachholbedarf anfertigen. Die Studie, 
die nie veröffentlicht wurde, klassifizierte über 50 % aller 
Häuser als verwahrlost oder verfallen. 

So war eskein Zufall, daß das Squatter-Problem im Wahl- 
kampf 1974 eine große Rolle spielte. Der Wahlkampf war 
dieses Mal besonders kurz. Die Regierung hatte ihre 
Gründe, eine vorgezogene Wahl anzuberaumen, denn jeder 
spätere Termin wäre angesichts der sinkenden Rohstoff- 
preise für die Hauptausfuhrprodukte des Landes für die 
Regierungspartei weniger günstig gewesen. Der Wahlkampf 
war auf Kundgebungen der Regierungspartei beschränkt, 
weil alle Wahlveranstaltungen der Opposition von vornhe- 
rein verboten worden waren. Bundes- und Landesminister 
machten in ihren Reden die üblichen Wahiversprechen: Die 
Regierung werde die Inflation bald unter Kontrolle brin- 
gen, (18) sie werde für alle Arbeitslosen Arbeit schaffen 
und allen Landlosen Land geben. Die Wahlredner waren 
überzeugt, daß ihnen derartige Wahlversprechen die Stim- 
men der landlosen Zuwanderer in die Großstädte sichern 
würden. 

Die Anfänge der Siedlung „Kampung Tasek Utara” fielen 
in die Wochen des Wahlkampfes. Später konnte niemand 
noch genau sagen, wie die Siedlung entstanden war. 

Einige der Tasek-Utara-Siedler bestehen auf der Version, 
daß alles mit einer Wahlrede des Ministerpräsidenten von 
Johor, Datuk Haji Othman bis Saat, begonnen habe. Datuk 
Othman hielt gerade im Jalan Peteri-Bezirk von Johor Bah- 
ru eine Wahlrede, als ein Zwischenrufer ihm die Frage 
stellte, ob die Landregierung bereit sei, Staatsland an land- 
lose Familien in der Stadt abzugeben. Die Squatter erinner- 
ten sich später, der Ministerpräsident habe dem Zwischen- 
rufer mit Emphase geantwortet: „Die Regierung wird allen 
Familien, die kein Land besitzen, Bauland zuteilen”. 

Dies soll für eine Hand voll landloser Familien das Signal 
gewesen sein, die Regierung beim Wort zu nehmen. Sie be- 
gannen, auf einem unerschlossenen Gelände, etwa sechs _ 
Kilometer außerhalb des Stadtzentrums von Johor Bahru, 
Holzhäuser zu errichten. Den ersten Siedlern war bewußt, 
daß sie auf staatlichem Grund und Boden bauten. 

Den Pionieren folgten bald weitere Familien. Ende Au- 
gust 1974 bestand „Kampung Tasek Utara’” bereits aus 
134 Häusern. Die meisten Häuser waren schon fertigge- 
stellt, einige waren noch im Bau. 

Kampung Tasek Utara war keineswegs ein Slum. Der Be- 
sucher war überrascht vom säuberlichen Eindruck, den die 
Häuser und die Gesamtanlage boten. Die Häuser waren für 
asiatische Verhältnisse außerordentlich geräumig. Die Fa- 
milien hatten ihre ganzen Ersparnisse aufgebraucht, um 


Bretter für die Wände und Wellblech für die Dächer zu 
kaufen. Die meisten von ihnen hatten allein für Baumaterial 
zwischen 400 und 800 DM aufgewandt. Alle Häuser waren 
einzelnstehend; viele waren von kleinen Gärten umgeben. 
Einige Siedler hatten bereits begonnen, ihr eigenes Gemüse 
anzubauen. 

Die Siedler hatten beim Bau ihrer Häuser großes handwerk- 
liches Geschick bewiesen. Die ganze Siedlung erweckte 

den Eindruck ainer planvollen Anlage. Der Verfasser war 
tief beeindruckt vom Ideenreichtum der Siedler, als er das. 
Gebiet zum ersten Mal besuchte. Das Siedlungsmuster war 
weitaus phantasievoller als dasjenige der meisten Mittel- 
stands-Einfamilienhausgebiete in Malaysia, die von hoch- 
bezahlten Stadtplanungs Consultings entworfen werden. 
Die Häuser waren weder überbelegt, noch bestand erhöhte 
Feuergefahr. Nur im Hinblick auf das Fehlen von Ver- 

und Entsorgungseinrichtungen hätte man die Siedlung als 


Slum klassifizieren können. 


„Kampung Tasek Utara‘, Anfang September 1974 


Die Mehrzahl der Bewohner waren Malayen, dazu kamen 
einige chinesische und eine indische Familie. Fast alle 
waren Zuwanderer aus den verarmten ländlichen Gebieten 
an der Westküste Jahors. Alle Siedler hatten große Familien. 
Die Haushaltsvorstände waren als ungelernte Arbeiter in den 
Fabriken Johor Bahrus beschäftigt. Ihr monatliches Ein- 
kommen lag zwischen 120 und 180 DM. 

Ein Familienvater erzählte dem Verfasser: ‚Meine Familie 
kommt aus dem Landkreis Pontian (19). Von meinem Va- 
ter hatte ich eine kleine Kokosnußfarm geerbt. Die Farm 
war so klein, daß ich durch den Verkauf der Kokosnüsse 
auf dem Markt nicht genug Bargeld erwirtschaftete, um 
Reis und Kleidung für meine Frau und meine Kinder zu 
kaufen. Dusch einen Verwandten hörte ich, daß es in 
Johor Bahru Arbeit geben sollte. So entschloß ich mich, 
mein Heimatdorf zu verlassen. Nach einiger Zeit fand ich 
Arbeit in einer der Fabriken. Aber ich wußte nicht, wo 
ich mit meiner Familie bleiben sollte. Ich mußte ein Zim- 
mer in einem Einfamilienhaus mieten. Der Hauswirt ver- 
langte 50 Ringgit (entpricht 55 Mark) für ein einziges Zim- 
mer. Wir hatten noch nicht einmal einen Garten für die 
Kinder zum Spielen. Wir haben fünf Kinder. 


-Nach einem Jahr konnte ich die Miete nicht mehr bezah- 


len. Ich mußte meinen ganzen Lohn für Lebensmittel 
ausgeben. Wegen der Inflation: Ich bewarb mich um eine 
staatliche Billigwohnung. Aber da gab es eine lange Warte- 
liste. Und ich hatte auch kein Geld, den Beamten im 


Wohnungsamt zu schmieren. Dann hörte ich das erste 
Mal von Kampung Tasek Utara. Arbeitskollegen unterhielten 
sich darüber. Ich erzählte meiner Frau davon. Sie machte 


mir klar, daß Tasek Utara die einzige Möglichkeit für uns 
war, in der Nähe der Fabrik eine vernünftige Unterkunft 


zu finden. 

Meine Frau brachte all ihren Schmuck zum Pfandleiher 

und ich borgte Geld von meinem Bruder. So kratzten 

wir 500 Ringgit (550 Mark) zusammen, um Holz und 

Wellblech für das Haus zu kaufen. Zusammen mit unseren 

Verwandten haben wir das Haus aufgebaut. Jetzt haben 

wir sogar einen kleinen Garten, in dem unsere Kinder 

spielen können. Wir hoffen jetzt nur, daß wir in unserem 

Haus wohnen bleiben können.” 

Vor den Wahlen standen die Tasek Utara Squatter un- 

ter dem Eindruck, sie würden die Grundstücke, die sie 

erschlossen hatten, auf Dauer behalten können. Die ört- 
liche Verwaltung gab bereits amtliche Grundstücksnum- 
merm aus. 

Nach den Wahlen jedoch, am 8. September 1974, erhiel- 

ten die Squatter vom Grundbuchamt eine Aufforderung, 

das Gebiet binnen einer Woche zu räumen. Die Squatter 
versammelten sich daraufhin vor ihren Häusern und be- 
rieten, was zu tun sei; Sie entschieden sich schließlich, 
dazubleiben, weil es für sie.keine Alternative gab. Die 

Entscheidung der Regierung war für sie unerwartet und 

unverständlich. Sie versuchten auf allen möglichen Wegen, 

die Räumungsaufforderung wieder rückgängig zu machen. 

Sie schickten eine Delegation zum Grundbuchamt, doch 

der Amtsleiter weigerte sich, die Delegation zu empfan- 

gen. Sie schickten eine andere Delegation zum Büro des 

Ministerpräsidenten. Von der Sekretärin erfuhren sie, der 

Ministerpräsident sei gerade auf seinem Landsitz im 120 

km entfernten Muar. Sie bezahlten die Fahrtkosten bis 

nach Muar, nur um von den Wachmännern weggeschickt 
zu werden. Andere entdeckten bei einem Fußballspiel 
ihren Landtagsabgeordneten in der Menge. Als die Squat- 
ter ihn ansprechen wollten, wandte er sich ab und ging 
davon. Die Squatter gewannen bald den Eindruck, daß Re- 
gierungsbeamte und Politiker kein Interesse hatten, sich 
mit ihrem Problem zu beschäftigen. 

Die Ereignisse, die in den nächsten Tagen folgten, sind es 

wert, im einzelnen nacherzählt zu werden: 

15. September 1974. Um 6.00 Uhr schickt die Landes- 
regierung Abbruchkommandos nach Kampung Tasek 
Utara, um sämtliche Häuser.niederreißen zu lassen. 

Es ist noch dunkel, die meisten Bewohner schlafen 
noch. Ohne Vorwarnung beginnen die Arbeiter mit 
dem Abbruch der Häuser. Zuerst reißen sie die Bret- 
terwände ab, dann sägen sie die Hauptstützbalken 
durch. Die Bewohner weigern sich immer noch, ihre 
Häuser zu verlassen. Kinder weinen, Erwachsene 
versuchen, die Abbrucharbeiter zu behindern. Bereit- 
schaftspolizei schreitet ein und belehrt die Leute, 

die Häuser zu verlassen, denn es sei gefährlich in ei- 
nem Haus zu bleiben, dessen Stützbalken abgesägt 
sind, weil das Dach jederzeit einbrechen könne und 
die Bewohner töten könne. Als die Leute sich immer 
noch nicht bewegen, wendet die Bereitschaftspolizei 
Gewalt an und zerrt die Leute aus ihren Häusern. 
Danach werden die Abbrucharbeiter aufgefordert, 

in mühevoller Kleinarbeit Bretter und Wellblech in 
kleine Stücke zu sägen, um die Squatter daran zu hin- 
dern, aus demselben Baumaterial an anderer Stelle 
ihre Häuser wieder aufzubauen. 

16. September 1974. Bis zum Vormittag des Tages sind 
alle Häuser von Kampung Tasek Utara dem Erdboden 
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gleichgemacht. Nicht einmal die halbfertigen Häuser 
werden verschont. Die Regierungsaktion hat 600 Men- 
schen obdachlos gemacht. Aber anders als bei vielen frü 
heren Polizeiaktionen gegen Squatter, laufen die Leute 
nicht auseinander. Für sie gibt es keine andere Stelle, wo 
sie sich hätten hinflüchten können. Wieder versammeln 
sie sich untereinander. Dann entschließen sie sich, in ei- 
nem Demonstrationszug vor das Gebäude der Landesre- 
gierung zu ziehen. Um 9 Uhr erreichen die Demonstran- 
ten — Männer, Frauen, Schulkinder und Kleinkinder — 
den Vorplatz des Regierungsgebäudes. Auf den mitge- 
führten Transparenten steht: UNSERE HÄUSER SIND 
ZERSTÖRT WORDEN! 

WO SOLLEN UNSERE KINDER SCHLAFEN? 

WIR WOLLEN LAND! 

WIR FORDERN GERECHTIGKEIT! 

Wieder schicken die Squatter eine Delegation zum Büro 
des Ministerpräsidenten. Diesmal wollen sie volle Kom- 
pensation für ihr zerstörtes Eigentum fordern. Der per- 
sönliche Referent des Ministerpräsidenten weigert sich, 
mit den Delegierten zu sprechen, während der Minister- 
präsident selbst seinen Amtssitz durch den Hinteraus- 
gang verläßt. Er taucht erst drei Wochen später wieder 
in der Landeshauptstadt auf. 


Die Demonstration vor dem Regierungsgebäude dauerte 
viele Tage. Die Squatter-Familien wohnen währenddes- 
sen in einem provisorischen Zelt. 


Der Ruf der Demonstranten „Wo ist der Ministerpräsi- 
dent?” bleibt ohne Antwort. Die Demonstration mitten 
in der Stadt zieht im Nu zahlreiche Neugierige und 
Sympathisanten an. Die Beamten und Angestellten 

der Landesregierung schauen aus den Fenstern, rund um 
die Transparente sammeln sich Sympathisanten aus allen 
Bevölkerungsschichten, um ihre Solidarität mit den 
Squattern zu bekunden. Chinesische Ladenbesitzer spen- 


- den Lebensmittel und Kleidung für die Obdachlos-Ge- 


machten. Einzelne Regierungsangestellte spenden ei- 
nen Teil ihrer Ersparnisse. 

Die Familien, die Verwändte in der Nähe haben, gehen 
für die Nacht zu ihnen. Etwa 50 Familien bleiben übrig, 
die keine andere Bleibe haben. Sie bauen am Nachmit- 
tag aus gespendetemn Material ein provisorisches Zelt in 
der Grünanlage vor dem Regierungsgebäude. Dort wollen 
sie übernachten, solange, bis die Regierung ihnen Land 
zuweist. 

Bereitschaftspolizei umstellt den gesamten Komplex des 
Regierungsgebäudes greift aber nicht ein. Viele Sympa- 
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thisanten bleiben die ganze Nacht bei den Squattern. 
Unter ihnen sind auch Mitglieder einer sozialistischen 
Oppositionspartei, der Partei Sosialis Rakyat Melayu 
(Sozialistische Volkspartei von Malaya). 


17. September 1974. Es ist Awal Puasa, der erste Tag des 


islamischen Fastenmonats. Viele Muslems in Johor Bah- 
ru sind tief erschüttert, daß eine islamische Regierung zu 
Beginn der Zeit des Jahres, die allen Muslems als heilig 
gilt, derart inhumane Maßnahmen gegen Glaubensbrü- 
der ergriffen hat. — 

In der Zwischenzeit hat sich die Nachricht von der De- 
monstration der Obdachlos-Gemachten bis nach Singa- 
pur und bis in die 400 km entfernte Bundeshauptstadt 
Kuala Lumpur verbreitet. Das ist umso erstaunlicher, 
als die großen Zeitungen des Landes die Vertreibung 
der Squatter mit keinem Wort erwähnen. Studenten der 
beiden Universitäten in Singapur kommen nach Johor 
Bahru, um den Squattern ihre Solidarität zu bekunden. 
Auch einzelne Studenten aus Kuala Lumpur nehmen 
die beschwerliche Tagesreise nach Johor Bahru auf 
sich. 

Die Studenten helfen den Squattemn, ihre Zelte regen- 
fest zu machen und kochen Essen für sie. Es ist ein 
ungewohntes Bild: Chinesische Studenten kochen 
Essen für malayische Arbeiter. Das ist etwas Neues 

in der von Rassenkonflikten zwischen Malayen und 
Chinesen zerrissenen Gesellschaft Malaysias. 


18. September 1974: Studenten organisieren Solidari- 


tätsdemonstrationen in Kuala Lumpur und Singa- 
pur. In Kuala Lumpur setzt die Bereitschaftspolizei 
Tränengas gegen die Demonstranten ein. Gerüchte 
über Tasek Utara haben sich inzwischen soweit ver- 
breitet, daß die Regierung ihre Nachrichtenpolitik 
ändern muß. Die großen Zeitungen in englischer 

und malaysischer Sprache berichten erstmals über die 
Vertreibung. (20) 

19. September 1974: Angesichts der beispiellosen Soli- 
darität schreckt die Polizei vor einer weiteren Polizei- 
aktion gegen ganze Familien zurück. Die neue Tak- 
tik heißt: Verhaftung der Rädelsführer, und die De- 
monstranten werden sich in alle Winde zerstreuen. 

In der Nacht des 19. September verhaftet die Polizei 
fünf Personen aus dem Squatter-Zelt, Kaliman Jaya, 
einen Wortführer der Squatter, Hishammudin Rais, 
den Asta-Vorsitzenden der Universität von Malaya 
und drei Aktivisten der Sozialistischen Volkspartei. 
Doch die Regierung hat sich verkalkuliert: Die Leute 
sind keineswegs eingeschüchtert. Die Menge der Sympa- 
thisanten, die sich um das Zelt sammelt, ist an diesem 
Tage größer als an irgendeinem der vorangegangenen 
Tage. 


20. September 1974: Der Ministerpräsident von Johor, 


Datuk Othman bin Saat, hält von seinem Landsitz aus - 
eine Fernsehansprache, um die Haltung der Regierung 
zum Fall Tasek Utara zu erläutern. Er sagt, vier Fakto- 
ren hätten die Regierung veranlaßt, die Siedler zu ver- 
treiben: 

„,— Unter den Squattern sind Leute, die anderswo 
Land besitzen, und die es nicht verdienen, daß 
die Regierung ihnen billiges Land zur Verfügung 

- stellt; ’ 

— Es gab andere, die aus dem Verkauf von Häusern 
in Kampung Tasek Utara Profit schlagen wollten; 

— Wieder andere haben zwei Ehefrauen. Hätten 
sie nur eine Frau zu unterhalten, könnten sie 
leicht die Miete für ein ordentliches Haus aufbrin- 
gen; 


— andere besitzen Autos und tun nur so als wären 
}  siesarm.” (21) 
Die Rede sollte alle jene verwirren,die den Kampf der 
Tasek Utara Siedler unterstützten. Aber um wirklich 
ernstgenommen zu werden, war die Propaganda zu 
plump. Es steht mit Sicherheit fest, daß keine Regie- 
rungsbehörde jemals eine Untersuchung über die wirt- 
schaftliche und soziale Situation der Siedler durchge- 
führt hat. Im Gegenteil, die Squatter wären glücklich ge- 
wesen über jeden Behördenvertreter, der’ sich die Mühe 
: gemacht hätte, mit ihnen übe ihre Probleme zu reden. 
(22) 

21. September 1974: Am folgenden Tag — es ist bereits 
der sechste Tag der Demonstration — hängen die Squat- 
ter eine Strohpuppe, die den Ministerpräsidenten darstellt, 
vor dem Regierungsgebäude auf. Unter lautem Singen 
und Johlen wird die Puppe verbrannt. 
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Am selben Tag erlebt Kuala Lumpur seine machtvoll- 

ste Studentendemonstration seit vielen Jahren. Die 
Stadtautobahn, die an der Universität vorbeiführt, ist 
stundenlang blockiert, bis Polizei mit Tränengas die 
Straßen freimacht. Die Studenten ziehen sich auf 

den Campus zurück, der AStA übernimmt vorübergehend 
die Universitätsverwaltung. (23) 

22. September 1974: Die Ereignisse in Kuala Lumpur ha- 
ben die Aufmerksamkeit der internationalen Presse auf 
den Tasek Utara Fall gelenkt. Die malaysische Regie- 
rung kann sich internationale Aufmerksamkeit wegen 
einiger Squatter-Familien schlecht leisten. Daher ent- 
scheidet die Regierung, die Squatter-Zelte in Johor Bah- 
ru, die der Ausgangspunkt für so viel Unruhe im gan- 
zen Land geworden sind, ein für alle Mal aus der Welt 
zu schaffen, noch bevor Auslandskorrespondenten in- 
ternationaler Zeitungen nach Johor Bahru reisen können. 
Bereitschaftspolizei, mit Maschinenpistolen, Tränengas 

:und Schlagstöcken bewaffnet, kreist die Squatter ein 
und nimmt jeden fest, der nicht wegrennen kann. 
Die Festgenommenen werden auf Lastwagen geladen 
und im Polizeigefängnis festgehalten. Schulkinder läßt 
man laufen. Gegen 48 wird später Anklage erhoben. 
Die meisten Angeklagten sind Frauen. Studenten sind 
auch darunter. Die Anklage lautet auf illegale Besetzung 


von Staatsland ohne Genehmigung. (24) 

Indessen war der Kampf der Tasek Utara Squatter mit 
ihrer zweiten Vertreibung noch nicht zu Ende. Einige Fa- 
milien mieteten in der Nähe des Tasek Utara Geländes ge- 
meinsam ein älteres Haus, um miteinander in Kontakt zu 
bleiben und um ihren Kampf weiterführen zu können. Die 
Miete bezahlten sie von dem Geld, das während ihrer 
Demonstration vor dem Regierungsgebäude gespendet wor- 
den war. 

Studenten hatten Dia-Reihen vorbereitet, die die Zerstö- 
rung der Häuser durch Abbruchkommandos und Polizei 
dokumentierten. Die Sozialistische Volkspartei organisier- 
te Dia-Vorführungen in anderen Squatter-Siedlungen in 
Johor Bahnı und Umgebung, um die Bewohner anderswo 
zu ermutigen, genauso für ihre Häuser zu kämpfen, wie es 
die Siedler von Tasek Utara vor ihnen getan hatten. 
Nachdem sich mehrere Oppositionspolitiker persönlich 
für die Tasek-Utara-Squatter eingesetzt hatten, erklärte 
sich der Ministerpräsident von Johor schließlich bereit, 
eine Delegation der Squatter in seinen Amtsräumen zu 
empfangen. Bei dem Treffen, das am 7. Oktober 1974 
stattfand, legten die Squatter ein Memorandum vor, in dem 
sie vollen Schadensersatz für die Zerstörung ihrer Häuser 
sowie Grundbuchtitel für Ersatzland forderten. (25) 

Die Landesregierung ließ sich jedoch auf keine der Forde- 
rungen ein. Sie gab stattdessen eine Presseerklärung heraus, 
in der sie „kurzfristige und langfristige Maßnahmen” zur 
Bewältigung des Wohnungsproblems ankündigte. (26) 

Als kurzfristige Maßnahme wurde angekündigt, das Pro- 
gramm öffentlich geförderter Billigwohnungen wieder 
aufzunehmen. Was von dieser Ankündigung zu halten war, 
erwies sich allerdings kurze Zeit später: 1975 wurde in 
Johor Bahnu insgesamt 99 Einheiten öffentlich geförder- 
ter Billigwohnungen fertiggestellt. Die lokale Tageszei- 
tung berichtete, daß sich zwei Tage lang Tausende allein 
nach den Antragsformularen anstellten. Die Schlange der 
Antragsteller war weit über 800 m lang. (27) 
Oppositionsquellen schätzten den Bedarf an Billigwoh- 
nungen auf jährlich mindestens 6000 Wohneinheiten. 
Selbst nach Regierungsquellen wird der Wohnungsfehl- 
bedarf in Johor Bahru mit mindestens 10.000 Einheiten 
angenommen. (28) 

Die Gerichtsverhandlung gegen die 48 Squatter und Studen- 
ten, die wegen illegaler Besetzung von Staatsland ange- 
klagt waren, begann im Januar 1975. Der stellvertretende 


Leiter des Grundbuchamtes sagte als Zeuge der Anklage aus. 


Im Kreuzverhör mit den Verteidigern sagte er: „Wir ließen 
der Gruppe eine Stunde Zeit, das Gelände zu verlassen. 
Das reichte aus. Es war nicht meine Sache, herauszufin- 
den, ob die Leute eines Bleibe hatten.” (29) 

Der farcenhafte Charakter des Verfahrens wird am besten 
deutlich an der Tatsache, daß. während der Beweisaufnah- 
me einer der Anwälte zwei Monate lang in Vorbeugehaft 
genommen wurde und wochenlang psychischer Folter 
ausgesetzt wurde. 

Die Verurteilung der Squatter konnte die politische Be- 
deutung ihres Kampfes nicht verringern. Die Verteidi- 
gung brachte das in ihrem Schlußwort zum Ausdruck: 
„Der Kampf der Leute von Tasek Utara wird eingehen 

in die Geschichte des Kampfes der unterdrückten Volks- 
massen gegen ihre Unterdrücker.” 


V. TASEK UTARA und die Folgen für die malaysische ( 
Innenpolitik 

Tasek Utara ist kein Einzelfall. Weder in Malaysia, noch 

in anderen Ländern der Dritten Welt. 

Die Low-Cost-Housing-Programme der 60er Jahre haben 
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das Problem nirgends lösen können. Der Workshop über 
Low-Cost-Housing und Self-Help-Housing auf der 
Habitat-Konferenz 1976 kam infolgedessen zu dem Schluß: 


. „Daher bleibt den Verantwortlichen nur, diese in Selbst- 


hilfe entstandenen Wohngebiete (gemeint sind Squatter- 
Gebiete — der Verfasser) zu akzeptieren und langfristig mit 
der Bevölkerung ‘upgrading’ zu betreiben, d.h. deren Be- 
dingungen sowohl im Hausbau wie im Infrastrukturbereich 
schrittweise zu verbessern. Die wichtigste Voraussetzung 
dafür ist eine Novellierung des Bodenrechts. ... Land muß 
seinen Warencharakter verlieren.” (30) 

So plausibel diese Forderung klingt, so idealistisch und illu- 
sionär ist sie andererseits auch. Ein Land mit kapitalistischer 
Gesellschaftsordnung wie Malaysia kann es sich nicht lei- 
sten, Squatter-Siedlungen mit staatlicher und städtischer 
Infrastruktur auszustatten. Denn damit würde die Regie- 
rung ihre eigene Rechtsordnung in Frage stellen. 

Eine völlige Novellierung des Bodenrechts wäre erst recht 
nicht möglich, solange die kapitalistische Produktionswei- 
se fortbesteht. 

Die Regierung befindet sich in einem unlösbaren Dilemma: 
„Squatting” ist seiner Definition nach die illegale Besetzung 
von Land. Daher stellen Squatter eine Bedrohung für den 
Status der Regierung als der legitimen Gewalt zur Auf- 
rechterhaltung der bestehenden Rechtsordnung dar. Die 
logische Folgerung ist, daß die Regierung, will sie Gesetz- 
losigkeit verhindern, Maßnahmen gegen die Squatter er- 
greifen muß. 

Andererseits kann die Regierung gar nicht ausnahmslos 

alle Squatter-Siedlungen niederwalzen lassen. Dann um 
ihre Industrieansiedlungspolitik voranzutreiben, ist sie stän- 
dig bemüht, ideale Investitionsbedingungen für ausländi- 
sche Kapitale zu schaffen und aufrechtzuerhalten. Haupt- 
anziehungskraft für ausländische Investoren ist das niedrige 
Lohnniveau. Das bedeutet, daß die Reproduktionskosten 
der einzelnen Arbeitskraft so niedrig wie möglich gehalten 


„Kampung Tasek Utara‘ am Abend des 16. Sept. 1974. 
Die Siedler suchen in ihren von der Polizei zerstörten 
Häusern nach Habseligkeiten. 


werden müssen. Die gegenwärtigen niedrigen Reproduk- 
tionskosten — und mithin das niedrige Lohnniveau — 
können nur gehalten werden, solange keine Kosten für 
Miete entstehen. Die einzige Möglichkeit dazu besteht da- 
rin, Squatting in gewissem Umfang zu tolerieren. 

Die Politik der malaysischen Regierung gegenüber dem 
Squatter-Problem verläuft in einem widersprüchlichen 
Zick-Zack-Kurs, der das Dilemma akzentuiert. Sie muß, 
um ihre Autorität zu betonen, gelegentlich Squatter-Sied- 
lungen niederwalzen lassen, kann aber unmöglich alle 
Squatter-Siedlungen dem Erdboden gleichmachen. Auch 
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im Fall TASEK UTARA war sich die Regierung eine gan- 
ze Zeit lang unschlüssig, was für einen Kurs sie verfolgen 
sollte. Die Tatsache, daß zu Beginn Grundstücksnummern 
ausgegeben wurden, legt die Vermutung nahe, daß die 
Zerstörung nicht von Anfang an vorgesehen war. Über die 
Motive der Regierung, dann doch in TASEK UTARA 

ein Exempel zu statuieren, läßt sich nur mutmaßen: 

Fraglos gaben eher politische als ökonomische Überle- 

gungen den Ausschlag, Die folgenden Faktoren mögen da- 

bei eine Rolle gespielt haben: 

— die gute Selbstorganisation der Squatter von Tasek 
Utara erschien der Regierung als eine potentielle Ge- 
fahr 

— Die Arbeiter in den Fabriken von Johor Bahnu hatten 
sich in mehreren Streiks als besonders aktiv und selbst- 
bewußt erwiesen. Die Regierung fürchtete, daß aus der 
Stadt, so etwas wie ein „Unruheherd” werden könne. 
Insofern war die Polizeiaktion auch ein Präventiv- 
schlag. 

— Bei der zweiten Vertreibung ging es vor allem darum, 
der Solidaritätsbewegung, die sich spontan entwickelt 
hatte, einen Schlag zu versetzen. Besonders irritierend 
war für die Regierung gewesen, daß die Solidarität 
quer durch alle Rassen ging — zweifellos ein Novum 
für die muitirassische malaysische Gesellschaft. (31) 

Die endgültige Vertreibung der Squatter vom Vorplatz des 

Regierungsgebäudes setzte ihrem wochenlangen Kampf 

ein vorläufiges Ende. Die Demonstranten hatten ihre un- 

mittelbaren Ziele nicht erreicht. 


Doch es wäre falsch, nur die kurzfristige Niederlage zu 
sehen und dabei die langfristige Bedeutung von Tasek 
Utara als Katalysator für die malaysische Politik zu ver- 
nachlässigen. Die Ausdauer und Kampfbereitschaft der 
Tasek-Utara-Bewohner zeigte eine neue Qualität in der 
Selbstorganisation von Squattern an. Früher war es nichts 
Ungewöhnliches, daß Squatter, die wegen illegaler Be- 
setzung von Staatsland vor Gericht standen, ein Schuldbe- 
kenntnis ablegten. So sehr hatten sie die Rechtsnormen 
der herrschenden Klasse verinnerlicht, daß sie ein subjekti- 
ves Schuldbewußtsein entwickelten. 

Tasek Utara war das erste Zeichen des neu erwachenden 
Selbstbewußtseins der malaysischen Arbeiter und Bauern 
mit nationalen Auswirkungen. In den folgenden Monaten 
fanden in Malaysia mehr Demonstrationen und Protest- 
märsche von Arbeitern, Bauern und Studenten statt als in 
den vorausgegangenen Jahren — Tasek Utara zeigte seine 
Auswirkungen als Katalysator der Radikalisierung. (32) 
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"Wie Hochtief wagt und gewinnt 


(Filmrezension) 


"Wagnis & Gewinn 

- Ein Film von Peter Heller in Zusammenarbeit mit der 
Hochschule für Film und Fernsehen, München 
30 min., 16 mm, Farbe od. s/w, Licht- oder Magnetton 
Verleih: Vorwärts-Film Peter Heller, Biutenbergstraße 17 
8000 München 19, Miete: DM 60,— pro Tag 


Immer wieder wundert sich der Zuschauer bei der Bericht- 
erstattung aus sogenannten Entwicklungsländern über de- 
ren hochmodernes, an westlichen Vorbildern orientiertes 
Stadtbild mit Hochhäusern, Geschäften und breiten Straßen. 
Äußerlich ein Symbol des Fortschritts, ist es beim näheren 
Hinsehen ein bezeichnendes Beispiel für eine Planung, die 

an den Bedürfnissen der Menschen in der 3. Welt vorbeigeht. 
Ein Musterbild für eine derartige Fehlplanung ist „Rifle Ran- 
ge”, eine'moderne Hochhaussiedlung mitten auf der tropi- 
schen Insel Penang in Malaysia. Im Alleingang errichtete 

hier der größte deutsche Baukonzern, die Hochtief AG, die- 
se für 20 000 Menschen der untersten Einkommensschicht 
gedachte Siedlung. 

Eine interdisziplinäre Studiengruppe der Universitäten Stutt- 
gart und Tübingen sowie der Münchner Filmemacher Peter 
Heller mieteten sich für mehrere Monate in einem dieser 
Wohnsilos ein und unterzogen das Projekt einer kritischen 
Überprüfung. Ergebnisse dieser Feldstudie wurden in dem 
vorliegenden Film „Wagnis & Gewinn” zusammengefaßt. 
Zum Projekt: u 

Um die durch Landflucht entstandene Wohnraumnot in 
Georgetown einzudämmen, hatte sich die malysische Büro- 
kratie entschlossen, ein großangelegtes Sozialwohnungsbau- 
programm in den Industrieländern (man denke z.B. an das 
„Märkische Viertel” in Berlin) angetan, entschloss man 

sich, die Bauten in modemer Fertigbauweise zu erstellen. 
Die deutsche Hochtief AG, deren Kapitalkraft und technolo- 
gische Erfahrung natürlich kein malaysisches Unternehmen 
gleichkommt, erhielt diesen Großauftrag und führte ihn im 
Alleingang aus. Noch niemals waren in Deutschland Aufträge 
für den Bau einer derart hohen Zahl von Wohnungen gleichen 
Typs vergeben worden. 

Die Methode, mit Fertigteilen zu bauen, entspricht jedoch 
spezifisch europäischen Bedürfnissen. Industrielle Bauwei- 
sen sparen Arbeitskräfte. Das Problem Malaysias ist aber die 
Arbeitslosigkeit, und Penang hat die höchste Arbeitslosen- 
quote des Landes (zu Baubeginn lag sie bei steigender Ten- 
denz über 14 %). 

Wäre der Auftrag an malaysische Firmen vergeben worden, 
wären die einheimischen Arbeitskräfte besser genutzt wor- 
den und die Gewinne in die Taschen eigner Unternehmen ge- 
flossen. 

Das Beispiel Singapore zeigt, daß es durchaus möglich ist, 
mit konventionellen Baumethoden in der gleichen Zeit die 
gleiche Anzahl von Wohnungen fertigzustellen, unter günsti- 
geren finanziellen Bedingungen, nur eben etwa mit der fünf- 
fachen Zahl an Arbeitskräften. 

Warum also erhielt Hochtief diesen Auftrag? Alle Geräte _ 
und Fördereinrichtungen für den Bau einer Fabrik zur Her- 
stellung der Fertigbauteile mußten in Deutschland entwickelt 
und gebaut werden. Mehr als 500 Tonnen Geräte wurden 
nach Malaysia transportiert. War die Entscheidung des - 
Wohnungsbauministers durch Schmiergelder erleichtert wor- 


den? Offenbar ja. Dazu der Auslandsdirektor von Hochtief, 
Simons verschmitzt: „Es gibt keine Schmiergelder und sie 
werden nicht verbucht — da stellt sich auch gar nicht die 
Frage, wie man sie verbucht.” 


IK 


„Seh’n Sie: Unsere Firma hat mit diesem Baupro- 
jekt nicht nur eine außerordentlich rationelle Bau- 
weise eingeführt, sondern kann sich auch, äh, zu- 
gute halten, einen entscheidenden Beitrag zur kul- 
turellen Weiterentwicklung des Landes geleistet 
zu haben ... ” 


Mit dem Bau wurde 1967 begonnen und zur Herstellung 
der Fertigbauteile wurde eine Masse ungelernter Arbeiter 
eingestellt. Für eine Arbeit allerdings, die sich auf we- 

nige Handgriffe beschränkt. Nach Abschluß des Projekts 
standen die meisten Arbeiter mit leeren Händen da. Als sich 
im Dienst ein Vorarbeiter die Hand verletzte und vorüber- 
gehend nur bedingt einsatzbereit war, wurde er entlassen. 
Daraufhin traten alle 150 Arbeiter in den Streik, für den 
deutschen Baustellenführer Grund genug, die ganze Mann- 
schaft zu entlassen, denn vor den Fabriktoren wartete ein 
Heer von Arbeitslosen, das sich widerspruchslos den Ar- 
beitsbedingungen fügte. 

1969, nach 27. Monaten Bauzeit, war die Siedlung bezugs- 
fertig und neue Probleme traten zu Tage. Die Konstruktion 
mit vorgefertigten Teilen war um 20 % teurer geworden 
und damit war die Miete für die Bevölkerungsschichten 

mit niedrigem Einkommen zu hoch. Zwei Jahre nach Fer- 
tigstellung standen über 1000 Wohnungen noch immer leer. 
Neben den finanziellen Problemen entstanden große sozia- 
le Schwierigkeiten. Viele Menschen litten unter Neurosen 
und Depressionen. Nachdem allein in den ersten zwei Jah- 
ren 13 Menschen in den Tod gesprungen waren, heizten die 
Zeitungen die Hysterie an. Viele Bewohner verließen die 
Siedlung und ließen sich in deren Umgebung in selbstgefer- 
tigten Hütten mit traditionellem dörflichen Charakter nie- 
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Dies alles geschah in einem Land, in dem zum Bauen ge- 
nügend Fläche vorhanden ist und wo die Bodenpreise 
denkbar niedrig sind. Wider besseres Wissen stellte die 
Hochtief AG ein Projekt, ohne die Bedürfnisse der zukünf- 
tigen Bewohner zu berücksichtigen. Bleibt da nicht als al- 
leiniges Motiv der Profit? Der Baudirektor von Hochtief 
nennt es „Wagnis und Gewinn”. Eine Formel, in der Profit 
zu „Gewinn” verharmlost und durch „Wagnis’ legitimiert 
wird. Das Geschäft der deutschen Firmen in der Dritten 
Welt ist aber kein Wagnis mehr, denn Auslandsinvestitio- 
nen unserer Industrie werden durch die Hermes Versiche- 
rung, diese wiederum ist durch Garantien der Bundesregie- 
rung geschützt. 


Zum Film: 

Peter Heller schildert einen Fall, der exemplarisch für das 
Geschäft mit der 3. Welt ist. Zweifelte man schon immer 
an der Behauptung vom guten Willen und vom hohen Risi- 
ko bei Auslandsinvestitionen, so wird hier gezeigt, wie loh- 
nend solche Geschäfte sein können. 


Der Film beschreibt nicht nur sehr deutlich die Entwick- 
lung des Projekts, angefangen von der Bauvergabe an : 
Hochtief bis hin zum Auszug einzelner Familien aus ihren 
Wohnungen, es ist Heller auch ganz hervorragend gelungen, 
die in den Interviews festgehaltenen Aussagen des Hoch- 
tief-Baudirektors mit treffenden Aufnahmen aus der Sied- 
lung zu widerlegen. 


Höhepunkt dieser Konfrontation technokratisch-ideolo- 
gischer Aussagen mit der Realität ist die Analyse eines Wer- 
befilms der Hochtief AG, der den Weg vom einfachen Fließ- 
bandarbeiter aus dem Dschungel in die Zivilisation ‚‚auf- 
zeigt”. Muhamad schafft diesen Aufstieg mittels eines 
Motorrades, das er sich bei Hochtief leicht verdiente. Die 
Tatsachen hören sich allerdings anders an: kein Stunden- 
lohn, sondern Leistungsentlohnung mit Akkordprämien, 

— nicht soziale Verantwortung für den Arbeiter, sondern 
Entlassung bei Streik. Der Werbefilm zeigt auch den Ein- 
zug Muhamads und seiner Frau in eine Wohnung der Sied- 
lung, mit moderner Einrichtung, mit Duschen und allem 
Komfort. Die Wirklichkeit:wegen der hohen Mieten primi- 
tivste Einrichtungen, statt der Duschen an vielen Stellen 


Wasserrohrbrüche und statt des großen Komforts nur zwei 
kleine Räume von insgesamt 32 m“ für einen Haushalt, der 
durchschnittlich 8 Familienmitglieder zählt. 

Die negativen Aspekte des Films liegen eigentlich nicht im 
inhaltlichen, sondern mehr im formalen Bereich. Besonders 
störend war (in der Schwarz/Weiß-Kopie) die Einblendung 
von weißen Untertiteln auf hellem Hintergrund, so daß sie 

oft nicht zu lesen waren. Von mangelnder Qualität, d.h. 
schlecht verständlich war auch zeitweise der Ton im Kommen- 
tar oder in den Interviews. 


Durch den abwechslungsreichen Aufbau von Vor-Ort-Be- 
richterstattung, Interviews und Hochtief-Werbefilm gewinnt 
der Film jedoch im Ganzen eine gewisse Spannung, die es 
ermöglicht, ihn auch vor einem Publikum zu zeigen, das 
nicht nur aus entwicklungspolitisch „Vorbelasteten” oder 
gar nur aus Stadtplanern und Architekten besteht. Aus die- 
ser Tatsache heraus sollte auch nicht vor den relativ hohen 
Verleihkosten zurückgeschreckt werden. Wer nicht die kirch- 
lichen oder staatlichen Bildstellen in Anspruch nehmen 
möchte und den alternativen Film wählt, sollte auch bereit 
sein, etwas mehr dafür zu zahlen. 


Die Geschichte der Geheimdiplomatie 
im 18. Jahrhundert 


Mit Kommentaren von Rabehl und Rjasanov 
244 Seiten, DM 19,80 


Fernando Claudin 
Die Krise der Kommunistischen Bewegung 
Von der Komintern zur Kominform (2 Bände) 


Band 1 — Die Krise des internationalen Kommunismus 
ca. 350 Seiten, ca. DM 25,— erscheint im Juli 


Lateinamerika 

Analysen und Berichte 1 

Zur kapitalistischen Entwicklung und 
politischen Repression 

Hrsg.: Bennholdt-Thomsen, Evers, Meschkat, 
Müller-Plantenberg, Olle, Schöller 

ca. 300 Seiten, ca. DM 22,— 


Helmut Fleischer 
Sozialphilosophische Studien 
Zur Kritik der marxistisch-leninistischen 


Schulphilosophie 
192 Seiten - DM 7,80 


Roy Medvedev 

Solschenyzin und die sowjetische Linke 
Linke 

Eine Auseinandersetzung mit dem Archipel 
GULag und weitere Beiträge 

100 Seiten, DM 7,80 


Bitte fordern Sie unseren Katalog unter Bei- 
fügung einer 50-Pf-Marke an: Verlag Olle 
& Wolter, Postfach 4310, 1000 Berlin. 30 


SOZIALISTISCHES 
OSTEUROPAKOMITEE 
Wir haben uns zur Aufgabe gestellt, Berichte und 
Dokumente von und über die linke ‘ Opposition in 
den osteuropäischen Ländern und Analysen der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung dieser Länder abzu- 
drucken 


INFO 19: CSSR: Prozesse gegen Rockgruppen. _ 
Polen: Arbeiterunruhen 1976. DDR: Zum ‘Fall Bier- 
mann’. KP-Konferenz in Ostberlin u.a. 

DM 2,50 


INFO 20/21: Kuba: Repression — Berichte, Doku- 
mente, Analysen. UdSSR: Linke Opposition — Roy 
Medwedew, A.M. Levitin-Krasnov, A. Kolman. 
Texte, Interviews, Kommentare. DDR: Brief oppo- 
sitioneller SED-Mtglieder. Repression nach der Aus- 


bürgerung Biermanns u.a. DM 3,50 


Bezug: Abo (6 Nummern jährlich DM 12,00; Einzel- 
hefte: Bestellsumme + 15 % Versandkosten an: _ 
Vereinigung zum Studium internationaler Probleme 
der Arbeit und Gesellschaft 

Postfach 231, 3050 Wunstorf 1 

Lieferung nach Eingang des Betrages auf das Post- 
scheckkonto 3910 20-305 der ‘Vereinigung zum..., 
Hannover. 


VREHINAÖ® 


Kindheit und Erziehung in einem 


sozialistischen Land 


ls Besucher und Gast in der Volksre- 

publik China stellt man vergebens 
die Frage nach besonderen, spezifisch für 
die Kleinkind- und Kindererziehung ent- 
wickelten Leitsätzen. Verhältnismäßig 
allgemein und gerade eben nicht alters- 
spezifisch existieren Grundsätze für den 
Erziehungsprozeß, in dem sich die Men- 
schen — gleichgültig ob Kinder oder Er- 
wachsene - selbst verändern. 

Der amerikanische Journalist Jack 
Belden besuchte 1947 die von der Roten 
Armee unter Führung der Kommunisti- 
schen Partei Chinas befreiten Gebiete 
Nordchinas. Er berichtet über das Ge- 
spräch mit einem ehemaligen Lehrer der 
Kinder von Gutsbesitzern, der sich dem 
nationalen Befreiungskampf gegen die 
Japaner angeschlossen hatte: 

„ ‚Erziehung ist nicht das Leben selbst, 
sondern nur ein Instrument zur Lebens- 
gestaltung‘, versicherte er. ‚Da jeder die- 
ses Instrument benutzen kann, hängt die 
. spezielle erzieherische Formung von deı 
jeweiligen Zugehörigkeit zu einer be- 
stimmten Gesellschaftsschicht ab. In 
Tschiang Kai-Schecks Gebieten diente 
die Erziehung beispielsweise nur dazu, 
ihm ergebene, folgsame Anhänger heran- 
zubilden. 

Wir in den befreiten Gebieten dagegen 
versuchen, die Menschen zu Dienern des 
Volksganzen zu machen. Wichtig ist es 
auch zu beachten, daß Erziehung vom 
Leben nicht zu trennen ist, sie muß mit 
ihm aufs engste verknüpft sein. John 
Dewey [amerikanischer Philosoph und 
Pädagoge, 1859-1952] sagt: Erziehung 
ist Leben, Schule ist Gesellschaft. Wir 
aber meinen: Leben ist Erziehung, Ge- 
sellschaft ist Schule. Deshalb wählen wir 
die lebendige Umwelt zum Gegenstand 
unserer erzieherischen: Betrachtung. Sie 
soH die unwissenden Bauern und das 
Kleinbürgertum erreichen, das heißt 90 
Prozent des Volkes, und nicht die Grund- 
herren, die nur eine dünne Schicht der 
Bevölkerung ausmachen.‘ “ 

Diese 1947 in den befreiten Gebieten 
geäußerten Überlegungen zur Erziehung 
— kurz gefaßt: das. Leben ist Erziehung 
und die-Gesellschaft ist eine Erziehungs- 
stätte, Erziehung ist nicht klassenneutral 
und soll ‚dem Volke dienen‘ -sind in ihrer 
Allgemeingültigkeit das Ergebnis von 
Auffassungen und Erfahrungen, die auch 
im heutigen China fortwirken. 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß es seit 
1947 um diese allgemeinen Grundsätze 
und insbesondere bei deren Anwendung 


keine heftigen Auseinandersetzungen ge- 
geben hat. Wie in der sozialistischen 
Gesellschaft Chinas insgesamt, existier- 
ten und existieren auch und gerade im 
Bereich des Erziehungswesens Klassen- 
kämpfe. - 

Im Gegensatz zu der ‚bürgerliche 
Linie‘ in der Erziehung, die damals das 
Erziehungswesen beherrschte, berief das 
Zentralkomitee ‘der Kommunistischen 
Partei Chinas (KPCh) während der Mo- 
nate April und Juni 1958 Konferenzen 
über die Erziehungsarbeit ein, als deren 
Ergebnis die maßgebende Erklärung 
„Die Erziehung muß mit der Produk- 
tionsarbeit verbunden werden“ heraus- 
gegeben wurde. 

In der Erklärung heißt es: „Wir beste- 
hen auf dem Erziehungsprinzip einer 


allseitigen Entwicklung. Als die einzige: 


Methode, die Fähigkeiten der Menschen 
allseitig auszubilden, betrachten wir die 
Erziehung dazu, die Ausbildung mit der 
produktiven Arbeit zu verbinden. .... Bür- 
gerliche Pädagogen stimmen dem nicht 
zu. Nach ihrer Auffassung gibt es nur eine 
Methode, das zu erreichen, was sie unteı 
‚allseitiger Entwicklung‘ verstehen, näm- 
lich Bücher zu lesen und mechanisch zu 
lernen. Sie sind absolut dagegen, daß 
Studenten Arbeiter werden. Entspre- 
chend unseren Erziehungsprinzipien der 
allseitigen Entwicklung können und müs- 
sen wir uns bei der Leitung der Erziehung, 
auf die Massen zu stützen. 

Nach den bürgerlichen Erziehungs- 
prinzipien der sogenannten ‚allseitigen 
Entwicklung‘ können sie sich nur auf 
Experten stützen, um die Erziehung zu 
leiten: Sie können sich nicht auf die 
Massen stützen. 

Nach unserem Erziehungsprinzip der 
allseitigen Entwicklung muß die Erzie- 
hung unter der Führung der Kommunisti- 
schen Partei stehen. Entsprechend dem 
bürgerlichen Erziehungsprinzip der soge- 
nannten ‚allseitigen Entwicklung‘ kann 
die Erziehung nur von Experten geführt 
werden: Sie braucht die Führung der 
Kommunistischen Partei nicht, denn die 
Kommunistische Partei ist ein ‚Laie‘. ... 
Das ist dem Wesen nach ein Kampf 
zwischen proletarischen und bürgerlichen 
Ideen. . . ' 

Der hauptsächliche Fehler oder Man- 
gel in unserer Erziehungsarbeit ist die 
Trennung der Erziehung von der produk- 
tiven Arbeit gewesen. ... Die Erziehung 
muß der Politik dienen, muß mit der 
produktiven Arbeit verbunden sein und 
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muß durch die Partei geführt werden.“ 
Auch bei der Frage der richtigen Erzie- 


- hung von Kleinkindern und Kindern war 


die Gültigkeit des Prinzips „Leben ist 
Erziehung, Gesellschaft ist Schule“ in der 
Zeit nach der Befreiung 1949 nicht um- 
stritten. Schon 1937.hatte Mao Tsetung in 
der Schrift „Über die Praxis“ festgestellt: 

„Die Erkenntnistheorie des dialekti- 
schen Materialismus stellt die Praxis an 
die erste Stelle; sie ist der Meinung, daß 
die menschliche Erkenntnis keineswegs 
von der Praxis losgelöst werden kann, und 
lehnt alle Theorien, die die Bedeutung 
der Praxis verneinen und die Erkenntnis 
von der Praxis lösen, als falsch ab“. 
Aufgrund dieser erkenntnistheoretischen 
Position wird die Auffassung vertreten, 
daß vieles allein aus Büchern nicht zu 
erlernen sei, sondern daß man es von den 
Produzenten, den Arbeitern und Bauern 
lernen müsse. Das bedeutete für die 
technischen und naturwissenschaftlichen 
Schulen, eigene Fabriken und Werkstät- 
ten einzurichten, sowie für die sozialwis- 
senschaftlichen Hochschulen, die „Ge- 
sellschaft als Fabrik“ zu betrachten, sie zu 
ihrer Werkstätte zu machen.“ 


Gegen diese Auffassung und die 
Schlußfolgerungen daraus wurden Ein- 
wände erhoben, die ein ‚Verfasserkollek- 
tiv für revolutionäre Massenkritik in 
Shanghai‘ 1970 beschrieb und gegen die 
es erwiderte: „Manche Leute fragen: 
Trifft dieses Gesetz [der Erkenntnistheo- 
rie des dialektischen Materialismus] auch 
auf die Erkenntnis von Kleinkindern zu? 
Erkennen sie ‚gute‘ oder ‚schlechte Men- 
schen‘ nicht aufgrund ihres Bilderbuches? 
Das Kleinkind erkennt selbstverständlich 
zuerst das individuelle konkrete Ding. 
Erst danach gelangt es zu den Begriffen 
dieser Art von Dingen. Das Rind ist der 
Oberbegriff. Hausrind und Büffel sind die 
Unterbegriffe. Das Rind, das von einem 
Kind betrachtet wird, ist konkret da. 
Bevor die Kinder in die Schule kommen, 
ist die Gesellschaft ihre Schule, sie ahmen 
die Erwachsenen nach, wie sie arbeiten, 
wie sie Krieg führen, und werden auf 
lebendige Weise erzogen.“ 


Mit dieser Kontroverse sowie mit dem 
Streit um die „sogenannte ‚Erziehung zur 
Menschenliebe‘ “, um die „alte bürger- 
liche Theorie der ‚menschlichen Natur‘ “ 
und um das Verhältnis von Theorie und 
Praxis waren Auseinandersetzungen ent- 


‚brannt, die Mao Tsetung mit den Intellek- 


tuellen schon 1942 geführt hatte. 
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Hauptinhalt dieser Differenzen ist die 
Frage, wie in einer Klassengesellschaft an 
die Erziehung des Menschen heranzuge- 
hen sei und ob dabei ein Klassenstand- 
punkt, nämlich der des Proletariats, ein- 
zunehmen ist oder ob es Erziehungstheo- 
rien geben kann, die unabhängig von der 
jeweiligen Gesellschaft Gültigkeit haben. 

Die Gesellschaft wird als das große 
Kollektiv verstanden, das als die umfas- 
sendste Schule aus den Bereichen der 
Produktion (Industrie und Landwirt- 
schaft) und Reproduktion (Freizeit und 
Familie) besteht. Diese Bereiche wie- 
derum untergliedern sich in kleinere und 
kleinste Kollektive; der Bereich der ge- 
sellschaftlichen Produktion umfaßt Fa- 
briken, Abteilungen und Arbeitsgruppen 
bzw. auf dem Land Volkskommunen, 
Produktionsbrigaden und Produktions- 
gruppen; im Bereich der geselischaftli- 
chen Reproduktion bestehen neben den 
Massenorganisationen kollektive Einhei- 
ten von der Größe der Einzugsbereiche 
des Revolutionskomitees der Stadt, der 
Stadtdistrikte, der Straßenkomitees, fer- 
ner der Einwohneikomitees Nachbar- 
schaften und Studienzirkel sowie als 
kleinste kollektive Einheit die Familie. 


Die Gesellschaft als Kollektiv 


Weichen Stellenwert nimmt nun die ge- 
samte Gesellschaft als umfassendes Kol- 
lektiv für die Kleinkinderziehung ein? 
Zur Beantwortung dieser Frage muß ein 
„Gespräch mit einer Delegation nepalesi- 
cher Pädagogen‘ herangezogen werden, 
in dem Mao Tsetung „Über das Erzie- 
hungswesen‘“ sprach. Zunächst stellte 
Mao Tsetung in diesem 1964 geführten 
Gespräch kritisch fest: 

„Die Kinder lernen Lehrtexte und 
Begriffe, die (nichts als) Lehrtexte und 
Begriffe sind. (Sie) benutzen ihre vier 
Gliedmaßen nicht; sie kennen auch nicht 
die fünf Getreidearten. Viele Kinder wis- 
sen nicht einmal, was Kühe, Pferde, 
Küken, Hunde und Schweine sind; eben- 
sowenig kennen sie den Unterschied zwi- 
schen Reis, kanarischem Korn, Mais, 
Weizen, Hirse und chinesischem Zucker- 


rohr. ... Ich empfehle Ihnen daher, kein 


blindes Vertrauen in das chinesische Er- 
ziehungssystem zu hegen“. 

Mao Tsetung verweist dann aber auf 
Beispiele der Veränderung, die sich zwar 
auf das Universitätsstudium beziehen, 
aber im Prinzip auch als Richtlinie für die 
Kleinkinderziehung Gültigkeit haben. 

Er berichtet: „‚Der naturwissenschaft- 
lichen und technischen Fakultät der 
Tsing-hua-Universität [in Peking] ist eine 
Fabrik angeschlossen, denn die Studen- 
ten sollen nicht nur aus den Büchern, 
sondern auch aus der Arbeit lernen. (Wir) 
können jedoch keine Fabriken für die 
geisteswissenschaftlichen Fächer einrich- 
ten, z.B. eine Literaturfabrik, eine Ge- 
schichtsfabrik, eine Wirtschafts- oder Ro- 


manfabrik. Diese Fächer müssen die ge- 
samte Gesellschaft als ihre Fabrik anse- 


hen. Ihre Lehrkräfte und Studierenden : 


müssen ebenso mit den Bauern und den 
städtischen Arbeitern Kontakt pflegen 
wie mit der Landwirtschaft und der Indu- 
strie. Wie sollen ihre Absolventen sonst 
wirklich nützliche Arbeit leisten? 

Zum Beispiel die Jurastudenten: wenn 
sie die Verbrechen in einer Gesellschaft 
nicht begreifen, können sie keine guten 
Jurastudenten sein. Da es aber unmöglich 
ist,.eine Fabrik der Rechte aufzubauen, 
muß folglich die Gesellschaft für sie als 
Fabrik fungieren.“ 

Für die Erziehung der Kinder und 
Kleinkinder läßt sich hieraus zusammen- 
fassend der Schluß ziehen, daß die gesam- 
te Gesellschaft in der Volksrepublik Chi- 
na das große Kollektiv bildet, weiches 
ihre umfassende geistige, körperliche und 
moralische Erziehung ermöglichen soll. 

Für die weitere Darstellung der Erzie- 
hung im sozialistischen China ergibt sich 
die zentrale Frage, in welchem Verhältnis 
die Gesellschaft als großes Kollektiv zum 
Basiskollektiv, der Familie, steht, und wie 
hierbei der allgemeine Erziehungsauftrag 
in die alltägliche Praxis der Eltern und der 
übrigen Familienangehörigen umgesetzt 
wird. 


Kindergarten- 
gruppe (Peking) 


Die Familie als Kollektiv 


Die kollektive Erziehung der Kinder ge- 
schieht in China durch ihre Einbeziehung 
bzw. durch die beobachtende oder unter- 
stützende Teilnahme der Kinder an den 
gesellschaftlichen Aktivitäten der Er- 
wachsenen. Dabei kommt den gesell- 
schaftlichen Aktivitäten der übrigen Fa- 
milienangehörigen der Kinder, vor allem 
der Eltern, eine besondere Bedeutung zu. 


Als rechtliches ist das Verhältnis von 
Eltern und Kindern niedergelegt im 
„Ehegesetz der Volksrepublik China“, 
angenommen vom Zentralrat der Volks- 
regierung bei seiner siebten Zusammen- 
kunft am 13. April 1950 und in Kraft 
gesetzt am 1. Mai 1950. 


Die „Allgemeinen Grundsätze“ des 


"Ehegesetzes stellen in Artikel 1 unmiß- 


verständlich fest: „Das feudale Ehesy- 
stem, das auf Willkür und Zwang beruhte, 
auf der Herrschaft des Mannes über die 
Frau und auf Mißachtung der Interessen 
der Kinder, wird abgeschafft. Das Neu- 
Demokratische Ehesystem, das auf der 
freien Partnerwahl, auf Monogamie, auf 
gleichen Rechten für,beide Geschlechter 
und auf dem Schutz der gesetzmäßigen 
Interessen von Frauen und Kindern be- 
ruht, wird in Kraft gesetzt.‘ 

Die Artikel 7-12 in Kapitel 3 des 
Ehegesetzes regeln die „Rechte und 
Pflichten von Mann und Frau“. 

Wichtig in unserem Zusammenhang ist 
Kapitel 4 des Ehegesetzes, das. in den 
Artikeln 13 bis 16 die „Beziehung zwi- 
schen Eitern und Kindern“ wie folgt 
regelt: 

„Artikel 13. Die Eltern sind verpflich- 
tet, ihre Kinder zu versorgen und zu 
erziehen. Die Kinder sind verpflichtet, 
ihre Eltern zu unterstützen und ihnen 
beizustehen. Weder Eltern noch Kinder 
sollen einander mißhandein oder ver- 
lassen. 


Die vorstehende Ordnung gilt auch für 
Pfiegeeltern und Pflegekinder. 

Kindesmord durch Ertränken oder 
ähnliche Verbrechen sind strengstens 
verboten. 

Artikel 14. Eltern und Kinder haben 
das Recht, sich gegenseitig zu beerben. 

Artikel 15. Außerehelich geborene 
Kinder haben dieselben Rechte wie ehe- 
lich geborene. Es ist niemandem erlaubt, 
sie zu kränken oder zu diskriminieren. 

Artikel 16. Weder Mann noch Frau 
dürfen die Kinder aus einer früheren Ehe 
des jeweiligen Partners, die in des jetzi- 
gen Partners Vormundschaft sind, 
schlecht behandeln oder diskriminieren.“ 

Besonders aufschlußreich für das chi- 
nesische Verständnis der Beziehungen 
zwischen Eltern und Kindern sind die 
Regelungen des Ehegesetzes zur „‚Schei- 
dung“ (Kap. 5, Art. 17-19), zur Versor- 
gung und Erziehung der Kinder nach der 
Scheidung‘ (Kap. 6, Art. 20-22) sowie 
zu „Eigentum und Unterhalt nach der 
Scheidung‘ (Kap. 7, Art. 23-25). Wir 
zitieren daraus die einschlägigen Pas- 
sagen: 


„Artikel 20. .... Einerlei ob der Vater 
oder die Mutter die Vormundschaft über 
die Kinder hat, sie bleiben Kinder beider 
Parteien. Nach der‘ Scheidung haben 
beide Eltern die Pflicht, weiterhin für ihre 
Kinder zu sorgen und sie zu erziehen. .... 

‚Artikel 21. Wenn nach der Scheidung 
der Mutter das Sorgerecht für das Kind 
zugesprochen wurde, ist der Vater ganz 
oder teilweise für die notwendigen Ko- 
sten der Erziehung des Kindes verant- 
wortlich. Beide Parteien sollen eine 
Übereinkunft über die Höhe und Dauer 
solcher Versorgungs- und Erziehungsko- 
sten schließen. ... Eine Übereinkunft 


zwischen den Eltern ... darf für das Kind 
kein Hinderungsgrund sein jeden Eltern- 
teil zu ersuchen, die Gesamtsumme zu 
erhöhen, die durch die Übereinkunft ... 
festgesetzt worden ist. 

Artikel 23. Im.Fall der Scheidung 
behält die Frau das Eigentum, das sie vor 
der Verehelichung besaß. Die Verfügung 
über anderes Familieneigentum ist’ Ge- 
genstand einer Übereinkunft zwischen 
den beiden Parteien. In Fällen, in denen 
keine Übereinkunft erreicht werden 
kann, soll das Volksgericht eine Entschei- 
dung fällen, nachdem es den aktuellen 
Stand des Familienbesitzes, die Interes- 
sen der Frau und des Kindes oder der 
Kinder und das Prinzip der Förderung der 
Entwicklung der Produktion in Betracht 
gezogen hat.“ 

Wesentlich an der chinesischen Ehege- 
setzgebung von 1950 ist die Formulierung 
eigener Rechte der Kinder, die die Pflich- 
ten der Eltern ergänzen. 

Die Grundsätze zur Bestimmung des 
Verhältnisses von Eltern und Kindern 
machen überaus deutlich, daß im China 
der ‚alten Gesellschaft‘ die elterliche Ge- 
walt gegenüber den Kindern nahezu un- 
begrenzt gewesen ist. Die Ehegesetzge- 
bung im ‚neuen China‘ geht zum ersten 
Mal in der chinesischen Geschichte, so- 
weit diese sich anhand der Quellen zu- 
rückverfolgen läßt, vom Gleichheits- 
grundsatz aus; die Kinder sind den Eltern 
als gleichwertige Partner (und Persön- 
lichkeiten) zur Versorgung und }ızic- 
hung überantwortet. 

Diese Veränderung der geseihchuith 
chen Stellung und Situation des Kindes st 
indes eng verknüpft mit der Befrerung der 
Frau, so wie diese unlösbar verbunden ist 
mit der Erreichung der ökonomischen 
Unabhängigkeit vom Mann als dem allei- 
nigen Ermährer der Familie. Deshalb 
messen die chinesischen Kommunisten 
dem Recht der Frau auf gleiche Arbeit 
und gleichen Lohn wie die Männer große 
Bedeutung bei. 

In einem sehr engen Zusammenhang 
zum Ehegesetz vom April/Mai 1950 steht 


deshalb das im Juni 1950 verabschiedete . 


Gesetz zur Landreform, das die Basis 
schuf für die Realisierung der ökonomi- 
schen Unabhängigkeit der Frauen auf 
dem Lande; die Frauen bekamen - unab- 
hängig davon, ob sie verheiratet waren 
oder nicht — ein eigenes Stück Land und 
erkämpften damit die Freiheit, Haus und 
Hof für die Feldarbeit verlassen zu dür- 
fen. Damit begannen sie, gesellschaftlich 
und politisch eine Rolle zu spielen, was 
sich wiederum auf die Eltern/Kind-Be- 
ziehung auswirkte; die Frauen begannen, 
die Erfüllung ihres Lebens nicht mehr im 
‚Mutterglück‘ zu sehen, das darin be- 
stand, die Kinder an sich zu binden und 
dadurch in Abhängigkeit zu halten. 
Untermauert sind die rechtlichen Re- 
gelungen des Verhältnisses der Eltern 
zueinander und zu ihren Kindern durch 


die ‚neue‘ Verfassung von 1975. Zu den 
Grundrechten wird. in Artikel 27 festge- 
stellt: 

„Die Bürger haben das Recht auf 
Arbeit und das Recht auf Bildung. Die 
Werktätigen haben das Recht auf Erho- 
lung und das Recht auf materielle Unter- 
stützung im Alter und im Fall von Krank- 
heit oder Arbeitsunfähigkeit. ... Den 
Frauen stehen in allen Bereichen die 
gleichen Rechte wie den Männern zu. 
Ehe, Familie, Mutter und Kind stehen 
unter dem Schutz des Staates“. 

Neben der Darstellung der rechtlichen 
Festlegungen und Bestimmungen ist die 
Praxis selbst ein weiterer und wichtiger 
Ansatzpunkt zur Erklärung des Verhält- 
nisses von Gesellschaft und Familie sowie 
der Bedeutung dieses Verhältnisses bei 
der kollektiven Erziehung der Kinder. 
Aus zahlreichen veröffentlichten und un- 
veröffentlichten Protokollen von Reise- 
gruppen, die in jüngerer Zeit die VRCh 
besucht und die Ausführungen der chine- 
sischen Gesprächspartner aufgezeichnet 
haben, geht übereinstimmend hervor, 
daß sich nach Auffassung der Menschen 
ın China die Beziehungen zwischen Er- 
wachsenen und Jugendlichen, zwischen 
Eltern und Kindern grundlegend verän- 
dert haben. 

Berichte sowohl von Chinesen als auch 
von ausländischen Besuchern, die China 
aus der Zeit vor der Befreiung 1949 
kennen und seither dort wieder zu Gast 
waren, verzeichnen allgemein gesprochen 
eine ähnliche Tendenz, so daß davon 
ausgegangen werden kann, daß die gesell- 
schaftlich-theoretischen Bestimmungen 
der Erziehung und die Leitsätze der 
Kindererziehung überall weitgehend ver- 
ankert sind und die alltägliche Erzie- 
hungspraxis bestimmen. 

Es ist deshalb allenthalben davon aus- 
zugehen, daß die Erziehung zum „Neuen 
Menschen“ im sozialistischen China kei- 
ne Sache der Worte ist, sondern eine der 
Taten. 

Dies entspricht auch dem pädagogisch- 
methodischen Grundsatz und der didakti- 
schen Prämisse, daß es unerläßlich ist, 
Werte und Normen, die in der Erziehung 
vermittelt werden sollen, vorzuleben und 
seitens der Erzieher ein gutes Beispiel zu 
geben, statt Vorschriften zu verkünden 
und deren gehorsame Befolgung zu for- 
dern sowie nötigenfalls mit ‚erzieheri- 
schen‘ Zwangsmitteln und Strafe durch- 
zusetzen. Da aber die Erzieher meist 
selber noch mit den Muttermalen der 
‚alten Gesellschaft‘ — Individualismus, 
Subjektivismus und Egoismus, Karriere- 
denken und Streben nach materiellen 
Vorteilen etc. — behaftet sind, müssen sie 
sich ständig in der Praxis und durch die 
Praxis einem Prozeß unterwerfen, in dem 
sie durch Kritik und Selbstkritik sich 
selbst erziehen. 

- Diese kollektiv erziehenden, auf Kritik 
und Selbstkritik beruhenden Beziehun- 
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gen der Menschen finden sich auch wie- 
der in der chinesischen Familie als dem 
Basiskollektiv. 

Da Kritik und Selbstkritik nicht als 
einseitiger, gar von oben nach unten 
gerichteter Prozeß verstanden wird, son- 
dern als wechselseitiger, in dem die Kin- 
der sogar aufgefordert sind, an den Er- 
wachsenen und Eltern Kritik zu üben, 
übernehmen in der chinesischen Familie 
auch die Kinder eine erzieherische Funk- 
tion.Wir wollen zwei Beispiele berichten, 
wie in der Praxis die kollektive Beziehung 
im wechselseitigen Verhältnis von Eltern 
und Kindern realisiert wird. 

Beispiel 1: Beim Besuch einer Arbeite- 
rin in Wuhan berichtete diese uns folgen- 
des: „Ich habe müde und erschöpft die 
Fabrik verlassen, meinen kleinen Sohn 
vom Kindergarten abgeholt und bin mit 
ihm nach Hause gegangen. Zu Hause 
angekommen, hatte er eine Menge Fra- 
gen, Fragen über die Arbeit in der Fabrik, 
wie es dort war. Fragen über Fragen. 
Nach einiger Zeit sagte ich, daß er aufhö- 
ren sollte zu fragen, und als das nichts 
nutzte und er wissen wollte, warum, gab 
ich ihm eine Ohrfeige. Mein kleiner Sohn 
war bestürzt, aber mutig fragte er: „Mut- 
ter, was soll ich aus dieser Ohrfeige 
lernen? Im Kindergarten wird uns gesagt, 
daß die Kinder nicht die Eltern und die 
Eltern nicht die Kinder schlagen sollen. 
Hat einer etwas falsch gemacht, ‘dann 
muß man ihm zeigen, warum es falsch ist 
und wie es richtig zu machen ist. So solles 
auch zwischen dir und ‘mir sein.‘ Ich 
dachte nach und fühlte mich zu Recht 
kritisiert. Deshalb sagte ich: ‚Heute bin 
ich völlig erschöpft und muß trotzdem 
noch viele Dinge erledigen. Das ist keine 
Entschuldigung für mein Verhalten, denn 
ich ‚hätte dir gleich sagen müssen, wie 
erschöpft und angespannt ich bin. Du 
hättest das sicher verstanden, und du 
wärst mir bei der Hausarbeit behilflich 
gewesen. Du sollst mir verzeihen.‘ Mein 
kleiner Sohn verstand und half mir das 
Abendessen zubereiten.“ 

Beispiel 2: Claudie Broyelle berichtet 
„eine Anekdote, die uns die Kindergärt- 
nerin einer Gruppe. von Dreijährigen 
erzählt hatte: ‚Eines Tages, als die Klei- 
nen gerade Mittagsruhe hielten, disku- 
tierte ich mit einer anderen Erzieherin; da 
schickten sie eine Delegation, die mich 
darauf aufmerksam machte, daß ich ihre 
Mittagsruhe störte und daß sie nicht 
verstünden, warum sie selbst ruhig sein 
müßten! Ihrer Meinung nach hätten alle 
die Ruhe zu respektieren! Meine Kolle- 
gen pflegten mich immer zu necken und 


- mir lachend zu sagen: Du hast einen 


ruhigen Job, Du brauchst Dich von Dei- 
nen Kleinen nicht kritisieren zu lassen wie 
wir!‘ Ich war sehr zufrieden, daß ich ihnen 
zeigen konnte daß es keineswegs so war.“ 

Die Beispiele zeigen, daß der im Ehe- 
gesetz formulierte rechtliche Status der 


‚Kinder in ihrem Verhältnis zu den Eltern 
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und Erwachsenen die alltägliche Praxis 
der gesellschaftlich-kollektiven Erzie- 
hung in der Familie, aber auch außerhalb 
derselben widerpiegelt. An den Beispie- 
len wird deutlich, daß die Kinder ihre 
Eltern und die Erwachsenen unterstützen 
und ihnen helfen daß die erzieherische 
Rolle „nicht mehr ein Vorwand für die 
Diktatur der Eltern (ist)‘“‘, daß sich viel- 
mehr die Erwachsenen und ‚die Eltern 
selbst ständig umerziehen (müssen), ihre 
eigenen Fehler kritisieren und es auch 
akzeptieren (müssen), von den Kindern 
erzogen zu werden“ (Claudie Broyelle), 
wobei die Kinder es gelernt haben, ihre 
Interessen in offener, verantwortungsbe- 
wußter Auseinandersetzung — wenn er- 
forderlich, ‚gegen den Strom‘ - einzukla- 
gen sowie die Eltern aufzufordern, ihre 
Anschauungen und ihr Verhalten zu 
ändern. 

Aufgrund ihrer Erziehung können die 
Kinder auch davon ausgehen, daß sie 
‚berechtigt sind in die Eheauseinanderset- 
zungen der Eltern einzugreifen und das 
Einwohnerkomitee einzuschalten, um auf 
diese Weise durch die Teilnahme von 
nicht unmittelbar und subjektiv Betroffe- 
nen Voraussetzungen zur Lösung der 
Widersprüche zwischen’ den Ehepartnern 
zu schaffen. 

Die Kinder sind weder den Erwachse- 
nen noch deren Konflikten hilflos ausge- 
setzt. 

Beurteilt man diesen Eindruck vor 
dem Hintergrund der ehemals gesell- 
schaftlich gültigen Werte des ‚alten‘ feu- 
dalen China und der Ideologie des Kon- 
funzianismus, als die Kinder - ähnlich wie 
die Frauen der Gattengewalt — der Will- 
kür der Elterngewalt und ihrem Zwang 
ausgeliefert waren, dann zeigen die Bei- 
spiele, wie sehr die heutigen Erziehungs- 
grundsätze in Verbindung mit den verän- 
derten Produktions- und Eigentumsver- 
hältnissen zur Entwicklung neuer zwi- 
schenmenschlicher Beziehungen geführt 
haben. Mit der gesellschaftlich-kollekti- 
ven Erziehung werden die. Fesseln des 
Konfuzianismus und des damit verbunde- 
nen Herrschaftsystems gesprengt. Die 
Entwicklung der wechselseitigen Bezie- 
hungen von Eltern und Kindern in der 
Familie ist Ausdruck des Stellenwerts, 
den das Verhältnis von Gesellschaft und 
Familie annimmt in der Praxis der-gesell- 
schaftlich-kollektiven Erziehung, deren 
Struktur und Organisation auf der einen 
Seite bestimmt ist durch die gesamte 
Gesellschaft als Kollektiv, auf der ande- 
ren Seite durch die Familie als Kollektiv. 


Das Einwohnerkomitee 
als Kollektiv 


Ein struktureller Faktor der gesellschaft- 
lich-kollektiven Erziehung, der in den 
Städten die Erziehungsleitsätze vermit- 
telt und beiträgt zur Umsetzung des 
erzieherischen Auftrags, ist das Einwoh- 


:nerkomitee. Es setzt sich als reines Selbst- 


verwaltungsorgan aus den ‚Wohngebiets- 
leuten‘ (Rentnern, Hausfrauen) zusam- 
men, die in der Regel alle zwei Jahre in 
konsultativer Beratung durch die Massen 
ausgewählt werden und ehrenamtlich tä- 
tig sind. 

Eine der Aufgaben des Einwohnerko- 
mitees ist es, die Eltern bei der Erfüllung 
ihrer Erziehungspflichten zu unterstüt- 
zen. Zugleich wirkt das Einwohnerkomi- 
tee allerdings auch in die ‚Privatsphäre‘ 
der Familien hinein, z.B. wenn Familien- 
angehörige erkranken und die Kinder 
ohne die Erwachsenen auskommen 
müßten. 

Das Verhältnis zwischen den Familien 
und dem Einwohnerkomitee wird von 
letzterem nicht bürokratisch gehandhabt; 
es entwickelt sich entlang der gesell- 
schaftlich allgemeingültigen Richtlinie 
des Handelns, die von der amerikani- 
schen Sozialpädagogin Ruth Sidel folgen- 
dermaßen umschrieben wird: 

„‚Wei renmin fuwu‘ — Dem Volke 
dienen. Sie sind bestrebt, sich umeinan- 
der zu kümmern, zueinander freundlich 
zu sein und sich gegenseitig zu helfen.“ 

In dieser Beschreibung sind die erzie- 
herischen Prinzipien und der erzieheri- 
sche Auftrag zusammengefaßt. Aus dem 
bisher dargestellten wird auch deutlich, 


- daß der erzieherische Auftrag nicht an 


anonyme Instanzen übertragen bzw. von 
diesen beansprucht wird, sondern daß die 
Betroffenen das Einwohnerkomitee kon- 
trollieren und seine Mitglieder auch ab- 
wählen können. 

Hinsichtlich der Kleinkinderziehung 
übernehmen die Einwohnerkomitees in 
den Wohnbezirken neben anderen Mas- 
senorganisationen die Betreuung der 
Kinder in der Freizeit. Ihre Aufgabe ist es 
außerdem, Kinderkrippen und Kinder- 
gärten einzurichten. In den Städten sind 
die Kindergärten aber vielfach auch Fa- 
briken zugeordnet oder Schulen, Kran- 
kenhäusern, Geschäften und Organisa- 
tionen. Es gibt auch Kindergärten, die 
direkt der Stadt unterstehen und damit 
staatlich sind. In Shanghai gibt es die 
Besonderheit eines Kindergartens, derzu 
einer Wohlfahrtsorganisation gehört. 

Auf dem Land leben die Bauern in 
Dörfern. Sie bestellen jedoch nicht wie 
früher einzelne Privatfelder, sondern das 
Land gehört allen gemeinsam. Eine 
solche Gemeinschaft von Bauern, die ihre 
Produktion gemeinsam organisieren, 
wird Produktionsgruppe genannt. Meh- 
rere Produktionsgruppen sind zu einer 
Produktionsbrigade zusammengeschlos- 
sen, mehrere Produktionsbrigaden zu ei- 
ner Volkskommune. In der Regel gehö- 
ren die Kindergärten auf dem Land zu 
einer Produktionsgruppe oder zu einer 
Produktionsbrigade. Die Leitung unter- 
steht dem jeweiligen Revolutionskomi- 
tee, das von den Mitgliedern der entspre- 
chenden Einheit in konsultativer Bera- 


tung gewählt wird. 

Die Kindergärten in der Stadt unter- 
stehen wie die auf dem Land der Leitung 
eines Revolutionskomitees. In einem Fa- 
brikkindergarten ist die Abteilung für 
Sozial- und. Wohlfahrtsarbeit des Revolu- 
tionskomitees zuständig. In einem ande- 
ren Fall, der vermutlich eine Ausnahme 
darstellt, unterstand dem Leiter des Inge- 
nieurbüros in seiner Funktionals Mitglied 
des Revolutionskomitees mit der Leitung 
der Abteilung für das Erziehungswesen 
auch der Kindergarten der Fabrik. 

Für die Kindergärten in den Wohnge- 
bieten ist die Abteilung für das Kultur- 
und Erziehungswesen der Straßenkomi- 
tees leitend zuständig. In Krankenhäu- 
sern und Schulen leitet das jeweilige 
Revolutionskomitee die Arbeit des Kin- 
dergartens, ebenso in staatlichen Institu- 
tionen. Die unmittelbar der Stadt unter- 
stehenden Kindergärten werden vom Re- 
volutionskomitee der Stadt geleitet. ... 

Als zentrale Instanz nimmt das Mini- 
sterium für Volksbildung die öberste Ver- 
antwortlichkeit für die Kindergärten 
wahr. In den Städten und Kreisen besteht 
die Zuständigkeit der jeweiligen Abtei- 
lung Erziehung des Revolutionskomitees. 
Auf allen Ebenen und in allen Einrich- 
tungen, sowohl den staatlichen als auch 
den kollektiven, erfolgt die politische 
Führung durch die jeweilige Einheit der 
KPCh. Mitglieder derselben sind meist 
auch direkt anleitend im entsprechenden 
Revolutionskomitee tätig. 

Die Ausübung der zentralen Verant- 
wortlichkeit des Ministeriums für Volks- 
bildung erfolgt nicht durch Gesetze oder 
durch ausgeklügelte Pläne oder mittels 
ins einzelne gehender Verordnungen, 
Richtlinien oder Vorschriften, sondern 
durch allgemein gehaltene Weisungen, in 
denen Hinweise des Zentralkomitees der 
KPCh für den Erziehungsbereich konkre- 
tisiert werden. Diese Weisungen werden 


‚häufig auf die Weise empfohlen und 


propagiert, daß eine als beispielhaft gel- 
tende Erziehungseinrichtung in der Öf- 
fentlichkeit über die Medien von Presse, 
Rundfunk und Fernsehen vorgestellt und 
bekanntgemacht wird. Diese Art der An- 
leitung hat zur Folge, daß es im Erzie- 
hungswesen keine einheitlich erscheinen- 
de Praxis gibt, was einerseits deren Un- 
tersuchung und empirische Analyse er- 
schwert, andererseits aber den Initiativen 
an der Basis einen breiten Spielraum zum 
Experimentieren läßt. 

Dadurch, daß die Errichtung, Zuord- 
nung und Anleitung der Kindergärten 
entsprechend allgemeiner, für den Erzie- 
hungsbereich konkretisierter Weisungen 
erfolgt und die Umsetzungdieser Hinwei- 
se deren Anpassung an die jeweiligen 
örtlichen Verhältnisse und Bedingungen 
zuläßt, wurde sowohl die breite politische 
Aktivierung vieler Menschen erreicht als 
auch die Entwicklung eines in seinen 
wesentlichen Grundzügen einheitlichen 


Erziehungswesens gefördert. 

Seit der Großen Proletarischen Kultur- 
revolution 1966 hat die Ausbildung der 
Erzieher die Merkmale formaler Gleich- 
artigkeit nicht mehr aufzuweisen. Früher 
dauerte die Ausbildungszeit überall drei 
Jahre, sie wurde an besonderen Fach- und 
Fachhochschulen erworben, war wenig 
auf die Praxis ausgerichtet, und bot klas- 
senneutrales Wissen als ‚Fächersalat‘. 

Die Schulen wurden während der Gro- 
ßen Proletarischen Kulturrevolution ge- 
schlossen und sind heute nach einer Um- 

‘ wandlungszeit von ca. sechs Jahren wie- 
der geöffnet. Die Ausbildungsinhalte 
wurden verändert und die Ausbildungs- 
dauer beträgt zwei Jahre. Sie schließt in 
der Regel an die untere Stufe der Mittel- 
schule an. , 

Ruth Sidel unterscheidet drei Ausbil- 
dungsarten für die Erzieher(innen) in 
Kindergärten: Ausbildung an Erzieher- 
schulen für Kindergärten, Ausbildung 
durch Kurzzeitiehrgänge und Ausbildung 
durch „training on the job“. Offensicht- 
lich ist für die Anstellung nicht die Aus- 
bildung der Erzieher(innen) ausschlagge- 
bend. Denn unter den Kindergärtnerin- 
nen finden sich Absolventen der Fakultät 
für Kindererziehung am Institut für Päd- 
'agogik, ehemalige Grundschullehrerin- 
nen, Absolventen der unteren und der 
oberen Stufe der Mittelschule, die als 
Jugendliche mit Schulbildung auf das 
Land gegangen waren und dann von der 
Fabrik ausgebildet wurden, ferner Arbei- 
terinnen aus der Fabrik selbst, aber auch 
ehemalige Hausfrauen. 

Es gibt spezielle Kurse für Gesund- 
heits- und Kindererziehung, die in 
Abend- oder Tagesschulen besucht wer- 
den können. Zudem findet eine regelmä- 
Bige Weiterbildung statt, indem regionale 
oder überregionale Treffen zum Erfah- 
rungsaustausch durchgeführt werden. 

Verantwortlich für die Treffen und 
Untersuchungen sind die diversen Erzie- 
hungsabteilungen der verschiedenen 
Ebenen. Aber auch die Bezahlung der 
Kindergärtnerinnen entspricht in ihrer 
Höhe den auch sonst üblichen Löhnen. 
Sie beträgt in den Kindergärten der Fa- 
briken ca. 40 yuan monatlich und ist 
abhängig vom Alter wie auch von der 
bisherigen Tätigkeit der Erzieherin. In 
den Fabriken mit sozialistischem Volksei- 
gentum erfolgt die Bezahlung aus dem 
Wohlfahrtsfonds, in den der Staat monat- 
lich einen Betrag in Höhe von 13 Prozent 
der. Gesamtlöhne des Betriebes über- 
weist. 

In den Wohngebieten werden die Mit- 
tel zur Bezahlung auf unterschiedliche 
Weise aufgebracht: entweder erfolgt die 
Bezahlung ausschließlich durch die El- 
tern, oder sie wird zur Hälfte von den 
Eltern und zur Hälfte aus Mitteln des 
Kollektivfonds des Straßenkomitees ge- 
tragen, oder die andere Hälfte neben der 
der Eltern wird von.den im Wohngebiet 
liegenden Straßenfabriken oder großen 


Fabriken erbracht, oder das Straßenko- 
mitee leistet einen Zuschuß zu den von 
Eltern und Fabriken aufgebrachten An- 
teilen. 

In den Wohngebieten ist außerdem die 


‘Höhe der Bezahlung sehr unterschied- 


lich, da es häufig vorgekommen ist, daß 
ursprünglich vier bis sechs ältere Haus- 
frauen einen Kindergarten gründeten, ihn 
dann mit Unterstützung der Nachbarn 
aufbauten oder es wurden Räume durch 
das Straßenkomitee zur Verfügung ge- 
stellt und ausgebaut, und die Frauen 
betreuten dann vorübergehend die Kin- 
der kostenlos. Erst allmählich wurde 
dann eine geringe Entlohnung eingeführt. 

Am Beginn dieser Selbstinitiativen 
stand das Interesse der Frauen, außer 
Haus gesellschaftlich nützliche Tätigkei- 


ten auszuüben und auf diese Weise einen 
Beitrag für den Aufbau des Sozialismus 
zu leisten. Nach der Aufbauphase sind 
diese Kindergärten sehr wohlin der Lage, 
sich selbst zu erhalten und einen gewissen 
Betrag für die Entlohnung der Erziehe- 
rinnen abzuwerfen. Über eine Erhöhung 
ihres Lohnes oder Investitionen zum 
Ausbau des Kindergartens bestimmen die 
Hausfrauengründerinnen selbst. 

Auf dem Land erfolgt die Bezahlung 
der Kindergärtnerinnen wie bei allen in 
der Landwirtschaft Tätigen auf der Basis 
von Arbeitspunkten. Die Bauern bekom- 
men keinen täglichen oder monatlichen 
Lohn, sondern sie erhalten ihr Geld erst 
nach den Haupternten. Sie erhalten für 
jeden Arbeitstag eine bestimmte Anzahl 
von Punkten aufgeschrieben, deren Sum- 
me ihrer Lohnberechnung zugrunde liegt. 


‚Wieviele Punkte jeder für seine Arbeit 
erhält, wird in der Produktionsgruppe _ 


diskutiert und entschieden. . 

Bei der Finanzierung der Kindergärten 
selbst wird — wie auch bei der Bezahlung 
der Kindergärtnerinnen — auf sehr unter- 
schiedliche Weise verfahren. Zwar wer- 
den die Fabrikkindergärten aus dem 
Wohlfahrtsfonds .unterstützt, jedoch ist 
die Höhe des vonden Eltern zu bezahlen- 
den Betrages sehr unterschiedlich. 

Wie das Beispiel der Produktionsbri- 
gade Liu Ling zeigt, werden auf dem Land 
die Kosten für die Unterbringung des 
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Kindes in einem Kindergarten geteilt. Die 
Kosten betragen drei- Tagewerke; Ent- 
sprechend bezahlen die Eltern 15 und die 
Produktionsbrigade ebenfalls 15 Arbeits- 
punkte. Die Wohlfahrtsorganisation er- 
hält für den Kindergarten eine staatliche 
Unterstützung. 

Allgemein gilt für die Aufbringung der 
Kosten eines Kindergartenplatzes, daß 
Eitern im Fall finanzieller Knappheit 
unterstützt werden, und zwar entweder 
vom Betrieb, in dem sie arbeiten, oder aus 
dem Kollektivfonds des Wohngebiets. 

Einen Einfluß auf die Erzieher(innen) 
üben die Eitern bei deren Wahl oder 
Abwahl - falls sie erhebliche erzieheri- 
sche Schwächen aufweisen, erhalten sie 
produktive Arbeit zugeteilt - aus. Diese 
Einflußnahme erfolgt über den Arbeits- 


Kinder in 
Dashai 


platz oder über Massenorganisationen, 
z.B. über das Frauenkomitee des Betrie- 
bes. Im Abstand von ein bis zwei Mona- 
ten finden Elternversammlungen statt. In 
einem Pekinger staatlichen Kindergarten 
findet alljährlich zum Internationalen 
Kindertag am 1. Juni eine Aussprache 
statt, bei der die Kindergärtneyinnen den 
Eltern über die Kinder berichten. Es ist 
auch geplant, daß Eltern im Revolutions- 
komitee des Kindergartens vertreten 
sind. 

Folgendes ist zur Organisierung der 
Kleinkinderziehung im Vorschulalter 
noch anzumerken: 

In den Städten besuchen zwischen über 
80 und häufig bis zu 100 Prozent der 
Kinder im Vorschulalter einen Kinder- 
garten. Auf dem Land dagegen zwischen 
durchschnittlich 50 bis 70 Prozent. Diese 
Unterschiede zwischen Stadt und Land 
hängen sehr ab von den Bedingungen und 
Aktivitäten zur Befreiung der Frau. Au- 
Berdem übernehmen besonders auf dem 
Lande die Großmütter noch einen Teil 
der Kindererziehung, wobei festzustellen 
ist, daß man sich bemüht diese Form der 
privaten Erziehung einzuschränken. 


Auffallend ist der hohe, oft sogar 
ausschließliche Anteil von Fralien in der 
Kindergartenerziehung.. Wird darüber 
Erstaunen geäußert und nach den Grün- 
den gefragt, so wird mit dem Hinweis auf 
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‚weibliche Qualitäten‘ wie Warmherzig- 


keit etc. argumentiert und dies in den 
wenigsten Fällen kritisch hinterfragt. 
Trotz des Anspruchs der Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau, wird diese im 
Fall des Kindergartenpersonals sehr ei- 
genwillig interpretiert: Frauen sollen 
Männerberufe ergreifen, daß umgekehrt 
Männer Frauenberufe ergreifen, scheint 
nicht erstrebenswert. 

Das Kindergartenpersonal ist häufig 
um einen Kinderarzt oder eine medizi- 
nisch weitergebildete Erzieherin ergänzt. 
Ärztliche Untersuchungen finden häufig, 
in manchen Kindergärten täglich statt. 
Zum Teil werden kranke Kinder im 
Kindergarten gepflegt oder vom Kinder- 


ANZEIGE 


EFREIT SICH 


SELBST 


DOKUMENTE UND MATERIALIEN DER ZANU 
(AFRIKANISCHE NATIONALUNION u ZIMBABHE) 


Zu beziehen über: iz3w, Postfach 5328, 78 Freiburg. 
Preis: 1,50. Für Gruppen und Weiterverkäufer: 1,— 


garten ins Krankenhaus gebracht. Geistig 

behinderte Kinder bleiben in der Regel 

mit den übrigen Kindern zusammen um 
sie nicht zu isolieren. Die gesunden Kin- 
der sollen. Hilfsbereitschaft üben. 

- Der englische Erziehungswissenschaft- 
ler Peter Mauger hat den Zweck des 
chinesischen Erziehungswesens, wie es 
sich Besuchern und Gästen der Volksre- 
publik China darstellt, auf folgende Wei- 
se zusammengefaßt: 

1. Jedes Kind soll sich moralisch, geistig 

und körperlich entfalten können. 

2. In jedem Kind soll der aufrichtige 
Wunsch geweckt werden, dem Volke 
zu dienen. 

3. Alle Kinder sollen zu wahrhaften 


Nachfolgern des Proletariats erzogen 

werden. 

4. Alle Kinder sollen dazu angeregt wer- 
den, internationale revolutionäre Be- 
wegungen zu unterstützen. 

Alle diese Ziele bilden eine Einheit und 

bedingen einander. Sie ... (werden) in 

den Bildungsstätten, ... einschließlich der 

Kindergärten, verfolgt. 

Auf dem Elften Plenum des Zentralko- 
mitees der KPCh am 8. August 1966 
wurde in den „Sechzehn Artikeln“ u.a. 
beschlossen: 

„In jeder Art Schule müssen wir die 
von Genossen Mao Tsetung festgelegte 
Politik, daß die Erziehung der proletari- 
schen Politik dient und Erziehung mit 
produktiver Arbeit verbunden ist, restlos 
zur Anwendung bringen, damit jene, die 
Erziehung erhalten, imstande sind, sich 
moralisch intellektuell und körperlich zu 
entwickeln und zu Werktätigen mit sozia- 
listischem Bewußtsein und Kultur zu 
werden.“ 

Alle’ Aspekte der chinesischen Erzie- 
hungspolitik bilden, insoweit es sich dabei 
um die Erziehung des „Neuen Men- 
schen“ handelt, eine Einheit. Ihre Ver- 
wirklichung im Prozeß des sozialistischen 
Aufbaus der Volksrepublik China ist bis 
heute nicht abgeschlossen. Wir meinen 
aber, daß das Studium dieses Prozesses 
und daß die ‚Erfahrung China‘ eine Er- 
mutigung ist für Eltern und Erzieher, 
Sozialarbeiter und Sozialpädagogen, de- 
nen wir diesen Bericht widmen möchten. 


Iris Bubenik-Bauer/Rudolph Bauer 
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Die Autoren waren 1974 mit einer Reise- 
gruppe der Gesellschaft für Deutsch-Chi- 
nesische Freundschaft (GDCF) in der 
Volksrepublik China. Iris Bubenik-Bauer 
hat nach kaufmännischer Lehre, Arbeit im 
Ausland und Berlin-Kolleg ihr Lehrerstu- 
dium mit einer Untersuchung über „Erzie- 
hung in China‘ abgeschlossen, die dem- 
nächst veröffentlicht wird. Rudolph Bauer 
ist seit 1972 Hochschullehrer der Universi- 
tät Bremen im Diplomstudiengang für So- 
zialpädagogik. 


VR BENIN 
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Zur Einschätzung des „revolutionären” Regimes 


seit 1972 


A. Zur Geschichte und ökonomischen Situation 

Dahomey (so hieß Benin früher) wurde bis 1960 als Kolonie 
von Frankreich unterentwickelt gehalten. Danach wurde 
das Land in raschem Wechsel (im Schnitt alle 18 Monate) von 
verschiedenen Herrschergrüppchen regiert. Drei — mit fran- 
zösischer Hilfe gegründete - je regional-spezifische Parteien 
und verschiedene Offiziersgruppen (zum Teil genährt durch 
geheime Gehaltszulagen mit Pensionsanspruch von der fran- 
zösischen Regierung) lösten sich dabei ab. 

Die Regionsgebundenheit der Parteien und ihr Gerangel um 
die Regierungsgewalt wurde oft als Beispiel für den Triba- 
lismus in der afrikanischen Politik herangezogen. Auch die 
drei Parteien selbst versuchten sich mit dem Vorwurf des 
Tribalismus gegenseitig zu diffamieren. Wie der Dahomea- 
ner Guy Hazoume in einer gründlichen Untersuchung ge- 
zeigt hat, handelte es sich hier nur um die Konkurrenz von 
Gruppen der bürokratischen Intelligenz, die je verschiedene 
regiönale Schwerpunkte hatten. Sie waren aber durchaus be- 
reit, auch Leute gleicher Orientierung und Interessenlage 
aus anderen Gebieten aufzunehmen. Die Interessen der Mas- 
se der Bevölkerung in ihrer Region, der Bauern, zu vertreten, 
war aber nicht ihr Anliegen. Der „Tribalismus” der jeweils 
anderen Parteien war dann die billige Ausrede für eine Poli- 
tik der falschen Versprechungen und betrogenen Erwartun- 
gen. So konnten sie ihr eigentliches „Klassen-Ziel” verschlei 
ern. Die Parteien unterschieden sich in keiner Weise in ihrer 
politischen Progranimatik, sie stellten die Interessenvertre- 
tung der bürokratischen Klasse dar. 


1. Die Agrarproduktion 

Vier Agrarprodukte exportierte Dahomey/Benin vor allem: 
Palmöl, Palmkernöl (daraus kann man Napalm herstellen), 
Baumwolle und Kaffee. Ein Teil der Ölpalmen wird in inten- 
siver Landwirtschaft von Genossenschaften” angebaut. 
Diese „Genossenschaften”, die auf einem relativ kleinen 
Teil der Gesamtfläche betrieben werden, sind durch die Ent 
eignung von unabhängigen Bauern entstanden. Jetzt ‚‚dür- 
fen” und müssen diese Bauern auf ihren alten Feldern als 
Lohnarbeiter für diese tatsächlich staatseigenen Betriebe 
arbeiten, weil sie sonst keine Felder oder andere Arbeits- 
möglichkeiten haben. An der Führung der Betriebe können 
sie in keiner Weise mitwirken. Nur durch Streiks können sie 
gelegentlich eine Verbesserung ihres Lohns (unter 2,— DM 
täglich) erzwingen. An dieser Situation hat sich auch nach 
dem Militärputsch von 1972 bis heute nichts geändert. 

Der größte Teil der Agrarproduktion wird von Bauern er- 
wirtschaftet, die noch im Verwandtschaftsverband produ- 
zieren. Sie betreiben vor allem Subsistenzproduktion (Pro- 
duktion für den eigenen Verbrauch). Einen kleineren Teil 
ihrer Arbeit stecken sie in die Produktion von Baumwolle, 
Kaffee, Palmöl oder anderen Agrarprodukten, die zum 
Export bestimmt sind. In wenigen Gegenden nimmt die 
Produktion von Mais und Maniok, die zum Verkauf in 

den eigenen Städten bestimmt sind, diesen Platz ein. Zur 
Warenproduktion (Produktion für den Verkauf) sind die 
Bauern gezwungen, teils um sich Importartikel wie Petro- 
leum (für Lampen, denn in den Dörfern gibt es nirgends 
‚Elektrizität), Fahrräder oder Baumwollstoffe kaufen zu 


können. Teils müssen sie diese — zusätzliche — landwirt- 
schaftliche Arbeit leisten, um die Kopfsteuer bezahlen zu 
können, die von den französischen Kolonialherren einge- 
führt wurde, um indirekt die Export-orientierte Agrar- 
produktion zu erzwingen. Auch die jetzige Regierung 
denkt nicht daran, diese Steuern abzuschaffen, sondern ver- 
stärkt ihre Eintreibung. 


Die Einbindung der Bauern in verschiedene ökonomische 
Sektoren, d.h. in den traditienalen Sektor der Selbstver- 
sorgung sowie in den Sektor der einfachen Warenproduk- 
tion (Produktion für den Markt) ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung für ihre durch die Anbindung an den „freien” 
Markt verschleierte Ausbeutung. Die Subsistenzproduk- 
tion sichert nämlich fast vollständig den Unterhalt der Ar- 
beitskräfte für das ganze Jahr. Die Warenproduktion hin- 
gegen findet weitgehend in Zeiten statt, wo keine Arbeit 
im Subsistenzsektor erforderlich ist. Da der Unterhalt der 
Arbeitskräfte nun schon aus dem Subsistenzsektor gesichert 
ist, braucht der Ertrag aus dem Warenverkauf im Prinzip 
dazu nichts beizutragen und muß nur genügen, um die 
Arbeitsgeräte und das Saatgut ersetzen zu können. Die 
Preise dieser landwirtschaftlich erzeugten Exportwaren 
können also außerordentlich niedrig sein. Daraus ziehen 
die Exporteure und die europäischen Importeure ihren 
Nutzen. 

Aus dem gleichen Grund können die Löhne für einen gro- 
ßen Teil der Arbeitskräfte in der Industrie sehr niedrig ge- 
halten werden: Das Kapital kann die saisonalen Wanderar- 
beiter unter dem Existenzminimum bezahlen, da die 
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Heranbildung der Arbeitskräfte, die physische Reproduk- 
tion in der Zeit der Nichtbeschäftigung und die Versor- 
gung im Alter durch den Subsistenzsektor gesichert sind, 
aus dem die Wanderarbeiter kommen und in denen sie wie- 
der zurückkehren, wenn sie nicht mehr arbeiten. 


2. Die Korruption als normale Verwaltungspraxis 

Die Korruption ist mehr als ein Erzübel in Dahomey/Be- 
nin. Sie hat System und ist System. Korruption ist zwar 
nach den Buchstaben des Gesetzes illegal, gilt aber — bis 
heute — als der Normalfall. Auch der heutige Präsident 
war schon in einen Korruptionsfall (Affäre Kovacs) ver- 
wickelt, dessen Aufklärung er durch Verhaftungen gezielt 
verhinderte. 

Es gibt zwei Formen der Korruption: 1. der individuelle 
Verkauf von Dienstleistungen und Gütern, die der Staat 
eigentlich kostenlos oder gegen feste Gebühren abgibt, 
durch Beamte. So muß man für die — an sich kostenlose — 
Aufnahme ins Krankenhaus Schmiergeld bezahlen. Auch 
zur Aufnahme in Schulen erwarten Verantwortliche ein 
Geschenk zusätzlich zu den Gebühren. 

2. Die direkte Abpressung durch Polizei und Gendarmerie. 
Hier ist eine illegale Art von Straßenzoll am wichtigsten. 
Autofahrer, die eine endlose ‚Prüfung” ihrer Papiere 
nicht akzeptieren und/oder nicht lange festgehalten wer- 
den wollen, bezahlen eine Art Gebühr, für die sie aller- 
dings keine Quittung erhalten. 

Ein Beamter versteht sich in der Mehrzahl der Fälle als In- 
haber einer Lizenz dafür, daß er individuell bestimmte bü- 
rokratische Leistungen (illegalerweise) als „Waren” verkau- 
fen kann. 

Gelegentlich organisiert die Regierung Antikorruptions- 
Kampagnen. Diese dienen in erster Linie dazu, Rechnungen 
zwischen verschiedenen Fraktionen innerhalb der Verwal- 
tung zu begleichen und in zweiter Linie auch, um soziale 
Unruhe aufzufangen. Am Prinzip der Korruption ändert 
sich dabei nichts. Dies belegt leider auch die letzte Kampag- 
ne von 1976. 


3. Die „Revolution” von 1972 
In Dahomey, das ohnehin schon immer zu den 25 ärmsten 
Nationen der Welt gehörte, mußte aufgrund der Wirtschafts- 
struktur die wirtschaftliche. Abwärtstendenz der Dritten 
Welt insgesamt voll durchschlagen. Diese fortschreitende Un- 
terentwicklung wurde durch keine inneren Reformen oder 
durch Investitionen gebremst. 
Einer der wichtigsten Gründe für die weitgehende Unter- 
entwicklung Benins nach der Unabhängigkeit war die pa- 
rasitäre Bürokratie. Ungefähr zwei Drittel der nationalen 
Budgets wurde als Personalkosten (Gehalt der Bürokraten) 
ausgegeben. 1966 schätzte man, daß ca. 30 % der Bürokra- 
ten ohne Tätigkeit, aber mit Gehalt beschäftigt waren. 
Lange Zeit glaubten die vom Steuerertrag und französi- 

- schen Hilfsgeldern lebenden Bürokraten und Militärs, ihre 
ökonomische Situation durch verstärkte Ausbeutung der 
Bauern verbessern zu können. 1972 etwa aber war deren Ver- 


armung an einem Punkt angelangt, wo es offensichtlich wur- 


de, daß auch der Wohlstand der militär-bürokratischen 

Klasse (wie sie von der Opposition genannt wird) von der na- 
tionalen ökonomischen Situation und insbesondere von der 
der Bauern abhängt. " 

Da wurden dann 1. antiimperialistische (genauer: antifran- 
zösische) Bestrebungen, 2. ein Trend zur Solidarität mit an- 
deren Nationen der Dritten Welt und 3. eine stärkere Berück- 
sichtigung der Interessen derBzuern bestimmend. All dies äu- 
ßerte sich in dem Militärputsch (der Revolution”) vom 
November 1972. Die Offiziere, die die Macht übernahmen, 


waren sich einig in der Ablehnung ihrer neokolonialistischen 
Vorgänger. 

Von dem anfänglichen Versuch, nach allgemeiner Grund- 
satzdiskussion ein revolutionäres Programm zu formulie- 
ren, blieb allerdings nichts als die Phrase. Zwar wurden 
regionale Revolutionsräte gebildet ... aber durch die Verwal- 
tung. Ein Teil der Revolutionäre aus den Jugendorganisatio- 
nen und Gewerkschaften paßte sich dem neuen Kompromiß 
-Trend an. 

In der ersten Zeit nach der „Revolution bezeichnete der 
Präsident Kerekou den Kommunismus noch als gefährliche 
ausländische Ideologie, die für Afrika eine Bedrohung sei 
(so noch auf einer Propagandatournee im Dezember 1973). 
Am 30.11. 1974 verkündete die Regierung, daß ab jetzt 

der richtige Weg Sozialismus heiße und daß der Marxismus- 
Leninismus der ideologische Wegweiser sei. Der Slogan 
lautete: „Le socialisme, notre voie! Le marxisme—leninisme, 
notre guide!” Gleichzeitig wurde der frühere Präsident 
Zinsou langsam zum Hauptfeind stilisiert. Seine alten 

Pläne — so auch die Umtaufe des Landes in Benin — wur- 
den aber immer noch als nützliche Anregungen verwertet. 
Eine große Zahl von Betrieben wurde verstaatlicht: vor 
allem Unternehmen des Agrarexports und Banken. Die 
ausländischen Industrieinvestitionen mit Staatsbeteiligun- 
gen (zwei neue Textilfirmen) waren davon aber nicht be- 
troffen. Sie erfreuen sich sogar des besonderen Wohlwol- 
lens der Regierung, die heute strenger als früher auf Ein- 
haltung des Arbeits- „friedens” achtet. Die Importfirmen, 
deren Inhaber und Manager oft durch Freundschaften mit 
Ministern verbunden sind, sind gleichfalls von Verstaat- 
lichungen verschont geblieben. Allerdings wird jetzt darauf 
geachtet, daß sie Steuern zahlen, was in der Periode des 
klassischen Neokolonialismus von ihnen trotz der gesetz- 
lichen Bestimmungen faktisch nicht erwartet wurde. 


IT 


Ki 


Wir bezweifeln nicht, daß Verstaatlichungen für eine unab- 
hängige Entwicklung notwendig sind, aber sie können in 
dem aktuellen Kontext auch die Basis für einen Staats- 
kapitalismus bilden, der die „Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen” nicht abschaffen würde. 


4. Die Gewerkschaften — Opposition ohne Perspektive 

In Benin — einem der ärmsten Länder Afrikas — sind rund 
80 % der Bevölkerung Bauern. Die Gewerkschaften um- 
fassen vor allem die Staatsbediensteten (bis in die hohen 
Ränge). Der Sektor, der bis vor kurzem privatkapitalistisch 
war oder dies noch ist, ist verschwindend klein. Die Arbei- 
ter in diesem Sektor stehen etwas besser als die unteren 


Ränge der Staatsbediensteten. 

Das „städtische Proletariat”’ mußte von 1973-1975 bei 
den importierten Artikeln des täglichen Bedarfs (Zucker, 
Tomatenmark, Reis, {ondensmilch, Erdnußöl, Salz, Well- 
blech usw.) eine Preissteigerung von im Schnitt 105 % hin- 
nehmen. Hierauf reagierten die Gewerkschaften nur mit 
Lohnforderungen, ohne politische ziele zu verfolgen — 
z.B., daß diese Produkte im Lande selbst hergestellt wer- 
den sollen. Die Rohprodukte dazu wären nämlich vorhan- 
den und werden z.T. von den Bauern produziert, um dann 
erst im Ausland zum Konsumprodukt verarbeitet zu wer- 
den. 

Da die Gewerkschaften alle Schichten der vor allem staat- 
lichen Lohnarbeiter umfassen, fällt es der Regierung leicht, 
die Bauern gegen die Arbeiter insgesamt auszuspielen. 


5. Veränderungen in der Landwirtschaft 
Ausländischen Beobachtern fallen eine ganze Reihe von 
positiven Maßnahmen in diesem Bereich auf: man versucht, 
die Landwirtschaft in das Lehrprogramm der Volksschulen 
einzubeziehen (,‚Ruralisation”’), mehr Landwirtschaftsbe- 
rater werden eingestellt, man führt geeichte Maße ein, um 
dem Betrug durch Händler vorzubeugen, und die Regierung 
proklamiert, daß der Anbau von Nahrungsmitteln Vorrang 
bekommen solle. 
Manche von diesen Reformen sind jedoch im Sand der 
Bürokratie stecken geblieben: in den Volksschulen fehlen 
die Mittel; die Lehrer, die zwar von der alten Schulbürokratie 
nicht aber von den Eltern kontrolliert werden, sind nicht 
willens, die „Ruralisation’’ durchzuführen. Die neuen 
Landwirtschaftsberater sind genauso unwillig wie die alten, 
sich mit den Bauern daran zu machen, durch Experimente 
und geduldige Anstrengung eine Modernisierung und Ver- 
besserung der landwirtschaftlichen Produktion zu erreichen. 
Da sie als Intellektuelle” und Beamte in den neuen ‚„revo- 
lutionären”’ Instanzen mehr Gewicht haben als die Bauern, 
brauchen sie deren Kritik nicht zu fürchten. 
Im letzten Jahr (1976) hat die Regierung die Preise für die 
Nahrungsmittel, die die eigene Landwirtschaft erzeugt, so 
festgelegt, daß sie um einiges höher waren als die Preise des 
vorigen Jahres. Für die Bauern stellt sich diese Reform aber 
gar nicht so positiv dar, wie es auf den Papier aussieht. Die 
Erlöse sind um 40 % niedriger als die Erlöse, die ein Jahr 
zuvor auf dem Markt erzielt werden konnten. Dies lag vor 
allem daran, daß durch die enormen Preissteigerungen der 
Importprodukte (Verdreifachung) das allgemeine Preisnive: 
au angestiegen war. Der zu niedrig festgesetzte Ankaufpreis 
der einheimischen Nahrungsmittel (vor allem Mais, Maniok 
und Yams) wäre bedeutungslos, wenn die Regierung nicht 
gleichzeitig die Bauern zwingen würde, ihre Produkte aus- 
schließlich nur noch an den Staat zu verkaufen. Dies wird 
offiziell als eine Maßnahme gegen die Spekulanten bezeich- 
net, die die landwirtschaftlichen Produkte günstig zur Ernte- 
zeit kaufen, um sie dann gegen Ende der Trockenzeit zu ver- 
doppelten Preisen wieder losschlagen zu können. Man fragt 
sich aber angesichts dieser offiziellen Begründung, warum 
die Regierung einen niedrigeren Preis als den üblichen Markt- 
preis festsetzt, und warum sie die Bauern dazu zwingt, ih- 
ren Mais ausschließlich an den Staat zu verkaufen. Wäre da 
nicht der verstärkte Bau von dorfeigenen Silos eine ange- 
messenere Politik gegen die Spekulanten gewesen? In den 
Städten hat die Regierung einige Läden eröffnet, wo die 
Stadtbewohner dann auch tatsächlich den Mais unter dem 
Preis des (Schwarz)-marktes kaufen können ..... sofern 
in den Läden Vorrat vorhanden, was nicht alle Tage der.Fall 
ist. Von der preislichen Seite her entspricht so die staatliche 
Politik durchaus den Interessen der städtischen Bevölke- 
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rung (die allerdings nur einen verschwindenden Bruchteil 
des gesamten Volkes ausmacht). Ein großer Teil der vom 
Staat akkumulierten Nahrungsmittel taucht jedoch gar nicht 
auf dem Markt auf. Zu einem kleineren Teil werden sie di- 
rekt in den Ministerien verteilt, und zum allergrößten Teil 
werden sie direkt nach Nigeria — zu dortigen Marktpreisen 
— exportiert. 

Für alle Provinzen werden jetzt zentrale Landwirtschaftsdirek- 
tionen eingerichtet. Deren Aktivität richtet sich darauf, die 
Produktion von Exportgütern (vor allem Palmöl und Baum- 
wolle) zu erhöhen. Vernachlässigt wird dabei die Produk- 
tion von Subsistenzgütern (Nahrungsmitteln). Im Norden 
mißlang diese Politik. Denn zur Baumwollproduktion (das 
ist dort das wichtigste Exportgut) gehören auch Dünger und 
Pflanzenschutzmittel. Durch bürokratische Unfähigkeit 
konnten diese den Bauern aber nicht in genügender-Menge 
zur Verfügung gestellt werden. Deshalb, aber auch um 

der Gefahr von Hungersnöten vorzubeugen, orientierten 
sich die Bauern trotz der Aktivitäten der Staatsgesellschaf- 
ten wieder auf den Anbau von Subsistenzprodukten hin. 

Zu den langfristigen positiven Absichten der Agrarpolitik ge- 
hört auch die Stärkung der Nahrungsmittelproduktion. Je- 
doch wartet man noch immer auf ihre konkrete Durch- 
setzung, um beurteilen zu können, wie ernst diese Absicht 
genommen wird. Aufetwa 2 % der Anbaufläche wurden Ge- 
meinschaftsfelder der Gemeinden und Distrikte errichtet, 
auf denen die Bauern vorzugsweise Nahrungsmittel anbauen 
sollen. Da bisher jedoch wenig darauf hindeutet, daß der 
Ertrag dieser Felder auch in der Verfügungsgewalt der bäu- 
erlichen Gemeinschaften verbleibt, wird diese Arbeit von 
den Bauern als Zwangsarbeit betrachtet und bezeichnet 

und entsprechend schlecht durchgeführt. 


Afrique Asie 
COTONOU: Mobilisierung der Bevölkerung - auf eigene Kräfte 
bauen?! 


B. Die neuesten Maßnahmen (Ende 1976) 


1. Die allgemeine Feldarbeit 

Eine relativ streng eingehaltene Maßnahme fällt in dem 
ganzen Meer von Parolen ohne Praxis auf: die Regel, 

daß jeder Betrieb und jede Behörde ein gemeinsames Feld 
einrichtet, auf dem alle Mitarbeiter bis hinauf zum Direk- 

tor arbeiten. Ob der Ertrag dieser Felder tatsächlich — wie 
versprochen — den Produzenten zukommt, ist noch offen. 
Sicher ist aber, daß die Trennung von Hand- und Kopfarbeit, 
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die jede Klassengesellschaft charakterisiert, damit praktisch 
in Frage gestellt wird. 

Die übrigen Privilegien der Bürokraten (10- bis 40-fach hö- 
heres Einkommen als die Bauern) und der städtischen Lohn- 
arbeiter (nur in den Städten gibt es Elektrizität, fließen- 

des Wasser und ausreichende Gesundheitsversorgung) wur- 
den nicht angerührt. 


2. Die Alphabetisierung und andere Maßnahmen „im 
Dienste des Volkes” 

Einige Veränderungen sind deutlich zu erkennen, bei de- 
nen sich das Reformengagement höherer Verwaltungsbe- 
amter mit dem Interesse der Massen verbindet. Hierzu 
zählte z.B. die Wiederbelebung und Verwertung der traditio- 
nellen Pflanzenheilkunde. Im Gefolge des Kampfes gegen die 
Hexerei (siehe unten) mußte dieses Unternehmen jedoch 
wieder abgebrochen werden. 
Die Alphabetisation der ländlichen Bevölkerung wird je- 
doch trotz der beschränkten Mittel zügig vorangetrieben. 
Bei 80 % Analphabeten könnte der Erfolg dieser Kampag- 
ne einen entscheidenden Fortschritt bedeuten. Im Gegen- 
satz zu den Versuchen früherer Regierungen wird dies 

auch mit Sachverstand und sinnvollen begleitenden Maß- 
nahmen — wie z.B. dem Pian für ein Landzeitungswesen —' 
unternommen. Leider jedoch sind die Mittel, die für diesen 
Etatposten eingesetzt sind, außerordentlich gering. 


3. Die Verwaltung an der Basis 

Einige Zeitungsartikel schenken der „neuen Verwaltungs- 
organisation und lokalen Politik, die mit den alten zwang- 
haften Methoden bricht” (Afrique Asie) viel Aufmerk- 
samkeit. Die administrativen Reformen sollen die Ent- 
wicklung einer echten Demokratie auf dem Land erlaubt 
haben. Die neuen Instanzen der Basis — lokale Revolu- 
tionsräte (CRL) und Distriktrevolutionsräte (CDR) - soll- 
ten wirklich die Repräsentanten der Massen sein. Das 
Wichtigste sei nicht mehr, ein kleiner Bürokrat zu sein 

und gut französisch sprechen zu können, sondern dem 
Volke zu dienen. 

Eine solche Reform könnte der Anfang einer demokra- 
tischen und denzentralisierten Organisation der Macht 
sein. Dies gilt aber nur unter der Bedingung, daß alle In- 
stanzen demokratisch gewählt werden, und daß der poli- 
tische Entscheidungsprozeß von der Basis und nicht von 
der Spitze her bestimmt wird. 

Tatsächlich sind es aber in den meisten Fällen Beamte 
oder Geschäftsleute, die Bürgermeister geworden sind. 

Es gibt Kommunen, wo alle lokalen Beamten in der einen 
oder anderen Weise in den verschiedenen politischen In- 
stanzen tätig sind. Da diese Beamten in der Regel aus ei- 
nem anderen Gebiet stammen (die Mehrheit kommt aus den 
Städten), spielen sie dort mehr die Rolle eines Vertreters 
des Staates als die eines Vertreters der Massen. Man kann 
sagen, daß die administrätiven Reformen der Verwaltung 
bessere Kontrollen über die Bauern in die Hand geben. Die 
Bauern sehen sich umgeben von ortsfremden Beamten, die 
sich die lokale politische Macht in praktisch allen Bezirken 
angeeignet haben und einigen Bauern, die als Vertreter der 
Wohnbezirke ernannt wurden und die sich mit der zentra - 
len Macht verbunden fühlen, da sie in einfachen Gerichts- 
fällen Schlichtungsinstanz sind und entsprechende Schmier- 
gelder kassieren können. Durch die Reformen hat sich die 
Zahl der direkten und indirekten Funktionsträger des Staa- 
tes an der Basis mehr als verdreifacht. Die Bauern sehen in 
dieser Lage keine Möglichkeit, dem Zwang, auf den kollek- 
tiven Feldern zu arbeiten, zu entkommen. 

Zweifellos gibt es einige Kommunale Felder, deren Ernte 
für Investitionen im Interesse der Kommune verkauft wird. 


Im Normalfall aber -und das ist das Betrübliche an der 
Sache — wird das Geld, wie es die Bauern ausdrücken, von 


- den Beamten „gegessen”. 


Afrique Asie 
QUIDAH: Versammlung der Distrikträte - eine neue Macht? 


4. Entwicklungshilfe und neue Parolen zur Außenpolitik 
Man kann nicht bestreiten, daß die neuen Herren sich den 
imperialistischen Mächten viel unabhängiger gegenüber ver- 
halten als ihre Vorgänger. Sie sind nicht mehr Marionetten, 
die an den Schnüren der ausländischen Botschafter tanzen. 
Aber impliziert dies schon, daß sie die Interessen der bäuer- 
lichen Mehrheit des Landes vertreten? Wir glauben, daß es 
notwendig ist zu untersuchen, ob die Interessen der imperia 
listischen Mächte nicht auchmit der neuen Politik in Über- 
einstimmung gebracht werden können oder schon längst in 
Übereinstimmung sind. 

Man stellt mit Interesse fest, daß es immer noch Frankreich, 
die BRD und die USA sind, die an erster Stelle Benin mit 
technischer und finanzieller Hilfe unterstützen (1) 

Natürlich zeigen sich die Botschafter dieser Mächte von dem 
unhöflichen Verhalten der neuen Führung erschreckt. Sie 
vertragen es auch kaum, achtmal am Tag im Radio die „In- 
ternationale” hören zu müssen. Aber die Zentralen in den 
imperialistischen Ländern wissen wohl zu unterscheiden zwi- 
schen tatsächlicher Politik und verbaler Propaganda ( „Marxis- 
mus-Leninismus”). Die Entwicklungshilfe, die hier interessan- 
terweise von Imperialisten zum „Aufbau des Sozialismus” 
beigesteuert wird, betrifft übrigens nicht zuletzt gerade Maß- 
nahmen, die die Exportabhängigkeit von Benin vertiefen... 

Der Ausbau der Straßen, die den Hafen Cotonon mit Niger 
oder Nigeria verbinden, dient offensichtlich weniger einer 
eigenständigen Entwicklung als vielmehr dem Durchgangs- 
verkehr zwischen anderen Ländern. 


Zum großen „Wohltäter” des Landes wirft sich mittler- 
weile Nigeria auf. Nigeria gibt z.B. die Erweiterung des 
Hafens Cotonou und den Bau einer Straße nach Lagos (ei- 
ne dazugehörige Brücke bauen die Amerikaner) als Ge- 
schenk. Dieses Beispiel innerafrikanischer Zusammenarbeit 


- wird oft erwähnt. Aber die Regierung vergißt zu erwähnen, 


daß sie dafür alle ihre souveränen Rechte auf Zoll- und 
Transitgebühren aufgeben muß. Ist es also erstaunlich, daß 
Benin in seiner Außenpolitik — vor allem was die West- 
afrikanische Kooperation betrifft — vertrauensvoll den 
Schritten des großen Nachbarn folgt, der, wie manche mei- 


1) Es sei erwähnt, daß im Jahr 1976, ca. 85 % aller Investitionen 
in Benin aus dem Ausland kamen, was sich nicht gut mit der 
Politik des „Vertrauens auf die eigenen Kräfte” vereinbaren 
läßt. 


nen, zu einem „subimperialistischen Zentrum” geworden 
ist? 

Für die außenpolitischen Fälle, die für Benin von entfernte- 
ter Bedeutung sind, stellt es sich vor allem auf die Positionen 
Algeriens. Dies betrifft vor allem die Politik gegenüber West- 
sahara, Angola, Zimbabwe und den anderen in Kampf be- 
findlichen Völkern des südlichen Afrikas. Die hier vertre- 
tenen Positionen bringen Benin zurecht die Sympathie der 
gesamten fortschrittlichen Kräfte ein. Aber würde Benin 
solche Positionen auch dann vertreten, wenn es nicht die 
Unterstützung Algeriens bei der Ausbildung seiner höhe- 
ren Kader finden würde? Guinea, wo es Sekou Toure so gut 
versteht, us-amerikanische Investitionen mit: „Marxismus- 
Leninismus” zu verbinden, ist ein weiterer außerordentlich 
wichtiger Freund für die Regierung der VR Benin. Einerseits 
dient Guinea als Modell für die Organisation von Repres- 
sionsmaßnahmen, andererseits liefert es Ausrüstung für die 
Armee. Die Leibgarde des Präsidenten Kerekou besteht aus 
guinesischen Soldaten. 

Eine sehr bemerkenswerte Entwicklungshilfe mit geringen 
Mitteln leistet die Sowjetunion: sie spendet allen 40 Staats- 
betrieben eine monatliche Liquiditätshilfe, die etwa der 
Höhe der Direktionsgehälter entspricht und so diesen 
Spitzenchargen ein regelmäßiges Gehalt gewährleistet, wo- 
mit die anderen Angestellten keineswegs immer rechnen 
können. 


5. Widerstand 

Am 23. Mai 1975 kam es in der alten König-Stadt Abomey 
zu einem nicht untypischen Ausbruch des Volkszorns. Der 
Anlaß war für dohomeyanische Verhältnisse keineswegs 
ungewöhnlich: 

ein 2ljähriger Mopedreparateur wurde von der Polizei un- 
ter dem (falschen) Verdacht des Diebstahls festgenommen. 
Auf dem Revier wurde er geprügelt, so geprügelt, daß er 
noch am selben Tag starb. Daraufhin kam es zu einer De- 
monstration, die sich bald in eine lokale Revolte verwan- 
delte. Die Verwaltungsgebäude wurden gestürmt, Akten 
verbrannt und Gefangene befreit. Für mehrere Tage trau- 
ten sich Militär, Polizei und Minister nicht, die Stadt zu be- 
treten. Die Spitzen der Verwaltung waren gezwungen 
„Fehler” zuzugeben. 

Nun, die Wut der Masse galt weniger den paar sadistischen 
Polizisten, sie galt dem repressiven Apparat insgesamt. Die 
Verbrennung der Akten.war ein Symbol dafür. Die Wut galt 
dem Apparat, der den Freikauf von Verhafteten zum Ge- 
schäft macht (Korruption). Sie galt dem Apparat, der die 
Steuern eintreibt und von diesen ernährt ein besseres Leben 
führt als die Masse der Bauern und Arbeiter. 

Auch 1976 kam es zu Widerstandsaktionen. In mehreren 
Dörfern des Südens blockierten Bauern gewaltsam die Last- 
wagen, die ihren Mais zu den staatlichen Silos abtranspor- 
tieren sollten, da sie mit dem ihnen vom Staat aufgezwunge- 
nen geringen Preis nicht einverstanden waren. Sie griffen 
sogar die die Lastwagen begleitenden Gendarmen an. 

Nach unbestätigten Berichten soll es dabei zu ein oder zwei 
Todesfällen gekommen sein. Interessanterweise machten 
sogar in einigen Fällen die von der Regierung eingesetzten 
Dorf-Revolutionsräte den Aufruhr mit. 

Jedoch: kaum ein Dorf weiß von dem anderen. Der Wider- 
stand ist mehr spontan als koordiniert. 


Die einzige Widerstandsaktion, die z.Z. durch Flüsterpro- 
paganda verbreitet allgemeinen Charakter hat, ist eine Art 
Verkaufsboykott. D.h.: die Bauern versuchen so wenig wie 
möglich an die Regierung zu verkaufen. Sie verkaufen gera- 
de genug, um von dem Erlös die Kopfsteuer bezahlen zu 
können. Dies funktioniert in weiten Landstrichen auch 
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ohne allgemeine Absprachen, da die Gründe hierfür evident 
sind, und da die Bauern diesen Verkaufsboykott dank ihrer 
Verwurzelung in der Subsistanzökonomie auch ohne Scha- 
den überstehen können. 


Die Hexenjagd 

Die bei weitem wichtigste Kampagne der Regierung im Jahr 
1976 war der „Kampf gegendie Hexen” (Lutte contre les 
sorciers). Der Ausdruck Hexenjagd ist wörtlich zu nehmen. 
Bei der ländlichen und zT. auch bei der städtischen Bevölke- 
rung ist der Glaube an Hexen weit verbreitet. Ein gewisses 
Fundament hat dieser Glaube in der Giftmischerei, die von 
einigen Kräuter-Heilkundigen und Priestern der vodun- 
Religion ausgeübt wird. 

Der Hexerei-Verdacht trifft nun nicht beliebige Leute, 
sondern ungeliebte oder unsympathische arme Leute — also 
Marginale der Dorfbevölkerung - die gar nicht das Her- 
kommen oder das Geld haben, um in diesem Seitenweg 

der traditionellen Pharmazeutik (Giftmischerei) aktiv zu 
werden. (1) So waren die Anklagen wegen Hexerei schon vor 
dieser staatlichen Kampagne vor allem ein Mittel, um bei 
Spannungen innerhalb der Dorfgemeinschaft und bei Un- 
glücken (vor allem Todesfällen)einen Sündenbock zu fin- 
den, auf den aller Ärger abgeladen werden konnte. 
Allerdings zweifelten seit alten Zeiten schon viele Leute 

am Wahrheitsgehalt des Hexenglaubens. 


_ Aber im Rahmen der Regierungskampagne verkünden 


jetzt Wichtigtuer und durch Prügel zum Geständnis gezwun- 
gene „Hexen” im amtlichen Radio, wie sie sich in Waldkäu- 
ze verwandelten und Kinderseelen verzehrten. Das Radio 

ist ein besonders glaubwürdiges Medium, da über Rundfunk 
auch alle staatlichen Mitteilungen verkündet werden. In Er- 
mangelung von Zeitungen außerhalb der Hauptstadt und 
eines zuverlässigen Postsystems ist das Radio so das wich- 
tigste Mittel zum Zusammenhalt der Nation auf der Kommu- 
nikationsebene geworden. 

Die Folgen des neu belebten Hexenglaubens können dra- 
stisch sein: in einem Dorf, wo die Bauern noch 1973 darü- 
ber diskutierten, ob sie durch Impfung der enormen Kinder- 
sterblichkeit durch Tetanus (Wundstarrkrampf) vorbeugen 


1) Traditionelle Pharmazeutik und Giftmischerei werden über die 
mündliche Tradition vermittelt. Diese ist nicht jedermann zugäng- 
lich. Abstammung und Geld spielen dabei eine Rolle. Es sind 
übrigens etwas häufiger Frauen als Männer. die dem Verdacht der 
Hexerei ausgesetzt sind. Das hängt damit zusammen, daß Frauen 
als zugezogene „Eingeheiratete” in der Großfamilie eher rand- 
ständig bleiben. 
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sollten, gilt es heute (nach der Kampagne) als ketzerisch, da - 
ran zu zweifeln, daß der Wundstarrkrampf durch Hexen ver- 
ursacht sei. Die Befürworter der vorbeugenden Impfung sind 
verstummt. Die Verprügelung und Vertreibung der Hexen 
wirkte bei vielen durch ökonomische Not und betrogene 
Aufstiegshoffnungen erzeugten Frustrationen als ein wah- 
res Ventil. „Jetzt kennen wir endlich die Ursachen unserer 
Armut und die Ursachen zahlreicher Unglücksfälle, die un- 
ser Dorf getroffen haben. Endlich haben wir eine Regierung 
die dies nicht nur erkannt hat, sondern auch den Mut hat, 
gegen ie Hexen vorzugehen.” 


C. Zum Klassencharakter des heutigen Systems in Benin 

1. Die militär-bürokratische Klasse 

Während das mittlere Pro-Kopf-Jahreseinkommen bei den 
Bauern je nach Region etwa zwischen 40,— und 500,— DM 
variiert, kann ein Staatsdiener je nach Rang zwischen 
250,— — 2400,— DM (ohne Korruption) im Monat erwar- 
ten. Egal, ob die Staatsdiener zur allgememen Verwaltung, 
zum Dienstleistungsbereich (Lehrer, Gesundheitswesen, 
Landwirtschaftsberater) oder zum Erzwingungsstab (Mili- 
tär, Gendarmerie, Polizei) gehören, seit der neuesten Re- 
gierung sind sie eindeutig alle als „Bürokraten’”’ zusammen- 
zufassen. In der einen oder anderen Weise sind sie nämlich 
alle an der Befehisgewalt beteiligt. 

Früher wurden die Bürokraten von imperialistischen Mächten 
und ausländischem Handelskapital bevormundet. In diesem 
Rahmen aber waren sie nach diesen die eigentlichen Herren, 
denn es gab weder Bestand an nennenswertem Großgrund- 
besitz noch ein Industriekapital, daß ihnen diese Position 
hätte streitig machen können. Ihre sozioökonomische Posi- 
tion — nämlich die Steuern und die Korruption als Ein- 
kommensquelle — eint diese Klasse. Sie wurde sich im Zuge 
der „Revolution” seit 1972 dieser Basis zunehmend be- 
wußt. 

Abgesehen von der Korruption läßt sich diese Einkom- 
mensquelle weiter aufgliedern: für die Territorialverwaltung 
und die lokalen Instanzen sind die direkten Kopfsteuern 
am wichtigsten. Sie sind direkt für die entsprechenden 
Budgets bestimmt. Die Kopfsteuern werden fast ausschließ- 
lich von den Bauern aufgebracht. Für die mittleren und 
oberen Schichten der Bürokratie sind die Kopfsteuern weni- 
ger wichtig; diese Schichten werden aus dem National- 
budget finanziert. Dort überwiegen auf der Einnahmen- 
seite die Steuern aus dem Export landwirtschaftlicher Pro- 
dukte und vor allem die Importsteuern (z.B. für Autos, 
Fahrräder, Stoffe, importierte Lebensmittel). Die Import- 
steuern werden vor allem von der städtischen Bevölkerung 
aufgebracht. Damit ist aber noch nichts über den eigentlichen 


Ursprung dieser abgeschöpften Werte gesagt. Außer dem, was - 


die Bürokratie selbst einbringt, stammt nämlich der größere 
Teil des wertmäßigen Inputs in die urbane Ökonomie wie- 
der aus der Agrarproduktion, da ja — wie schon erwähnt — 
keine nennenswerte Industrie besteht. So fußt also der 
(relative) Reichtum der bürokratischen Klasse auf der direk- 
ten oder indirekten Ausbeutung der Landbevölkerung und 
ihrer Arbeit. 

Eine Einkommensquelle bleibt dabei aber noch im Dunkeln: 
die „Entwicklungshilfe” in Form von technischer Hilfe 

und von Budgethilfe (vor allem aus Frankreich). Während 
die technische Hilfe vor allem den Spitzen der Verwaltung 
eine Möglichkeit zur Bereicherung an den einzelnen Ent- 
wicklungshilfesprojekten bietet, dient die Budgethilfe vor 
allem dazu, die regelmäßige Auszahlung der Gehälter für 
die zentrale Verwaltung zu gewährleisten. Auch 1976 gab 
Frankreich wieder einen Zuschuß zum Nationalbudget; wie 
groß dieser Betrag aber war, blieb wie immer im Dunkeln. 


2. Die Krise des Staatsapparates 

Die Beamtenschaft expandierte seit der Unabhängigkeit 
kontinuierlich. Diese Expansion war weniger Folge ei- 

ner florierenden Ökonomie (woher auch), als vielmehr 
Produkt des legitimationsstiftenden Bildungswesens und der 
Attraktivität der parasitären Positionen, die dieser Apparat 
anzubieten hatte. Die Expansion war dabei — wie auch in 
anderen Ländern der Dritten Welt — vor allem horizontal 

( = mehr Beamte) und weniger vertikal ( = mehr Gehalt für 
die Beamten). Dieser Expansion stand aber eine relative 
Stagnation der Agrarproduktion gegenüber. Und aus dieser 
stammt ja ein wesentlicher Teil der bürokratischen Einkom- 
men. Durch stärkeren Druck auf die Bauern konnte man 
eine Zeitlang mehr von ihnen abpressen, bis auch dort die 
Erträge bei höherem Druck sanken. „Auf einmal” schlugen 
Leid und Wohlergehen der Bauern auf die Bürokratie durch 
und wurden für sie interessant. 

Dabei darf nicht vergessen werden, daß der Staatsapparat 
nicht schlechthin an jeder Steigerung des Bruttoertrags der 
Agrarproduktion interessiert ist: hohe Lebensmittelpreise 
würden den Lebensstandard der Stadtbevölkerung senken, 
dieser Weg, die Ertragslage der bäuerlichen Produktion zu 
verbessern, mußte und muß also ausscheiden. (Im Gegenteil: 
der Staat versuchte immer wieder eine Steigerung der Agrar- 
preise für Nahrungsmittel zu bremsen oder zu verhindern.) 


3. Die Lösung: der beninsche Sozialismus 

In dieser für die Bürokratie schwierigen Situation boten _ 

sich vor allem zwei Lösungen an, die auch beide um 1972 zu 

aktuellen Themen wurden: 

1. Die militär-bürokratische Klasse eignet sich selbst auch 
den Teil des Mehrprodukts aus der agrarischen Produktion 
an, den sich bisher die privatkapitalistischen Agrar-Expor- 
teure reservieren konnten. 

. Die landwirtschaftliche Produktion — genauer gesagt: 
die landwirtschaftliche Warenproduktion — wird gefördert 
und entwickelt. 

Beides wurde nach dem Militärputsch in Angriff genommen: 

die Exportfirmen wurden zu staatskapitalistischen Betrie- 
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Roque Dalton: 


0.A.S. 


der präsident meines landes 

schimpft sich heutzutage oberst Fidel Sanchez Hernandez 
aber general Somoza, präsident von Nicaragua 

ist auch präsident meines landes. 

und general Stroessner, der präsident von Paraguay 

ist auch ein bißchen präsident meines landes 

aber weniger als der präsident von Honduras 

will sagen: Lopez Arellano, und mehr als der präsident 
von Haiti, monsieur Duvalier. 


und der präsident der Vereinigten Staaten 
ist mehr präsident meines landes 

als der präsident meines landes 

der wie ich schon sagte, sich heutzutage 
oberst Fidel Sanchez Hernandez schimpft. 


Übersetzung ins Deutsche: P.P. Zahl 


Roque Dalton ist ein Dichter aus El Salvador. Lange Jahre nahm 
er an der revolutionären Bewegung seines Landes teil. Als er im 
Knast war, zerstörte ein Erdbeben dessen Wände, und so konnte 
er dem CIA entgehen. Gegenwärtig lebt er in Kuba. Das vorlie- 
gende Gedicht ist dem Lyrikband „kneipe und andere gedichte” 
entnommen, der den Preis Casa de las Americas erhielt. 


ben verwandelt, wobei sinnvollerweise auch gleich Banken, 

große Transportunternehmen und andere damit verbundene 

Branchen verstaatlicht wurden. 

Außerdem wurde geplant, durch mehr Landwirtschaftsbera- 

ter, agrarisch orientierte Volksschulen, ein besseres ländli- 

ches Verkehrswesen, kollektive Farmen von Dörfern und 

Bezirken, Musterfelder, Vorratshaltung usw. die Landwirt- 

schaft zu fördern. Das erste Maßnahmenbündel (Verstaat- 

lichungen) war sehr erfolgreich; das zweite zeigt bis jetzt 
nur wenige greifbare Erfolge. 

Die bisherigen Schritte der beninischen Version des „Mar- 

xismus-Leninismus” lassen sich as Emanzipation der 

militär-bürokratischen Klasse bezeichnen. .Diese Klasse 
hat sich von der Bevormundung durch die Kompradoren- 
bourgeoisie (1) und die imperialistischen Mächte befreit 
und sich jetzt im nationalen Rahmen ein Monopol der Aus- 

beutung geschaffen. Dies schließt aber nicht aus, daß sie im 

industriellen Bereich mit ausländischen Kapitalen zusam- 

menarbeitet. Die Ausbeutung im internationalen Zusammen- 
hang ist damit also nicht unbedingt aufgehoben. 

Die Ausschaltung der Kompradoren implizierte auch die 

Ausschaltung der alten Garden von neokolonialen Poli- 

tikern bis herunter auf die Dorfebene. 

Um diese Politiker ihrer Basis in den Dörfern zu berauben, 

war eine Reihe on — z.T. durchaus progressiven — Refor- 

men notwendig: 

1. Der mit Geldverleih (Wucherer) verbundene dörfliche 
Kleinhandel mußte unterbunden werden. Dies wird seit 
Herbst 1976 unternommen, wobei man inkauf nimmt, 
damit gleichzeitig ein relativ wirksames System der Nah- 
rungsmittelversorgung zu zerstören. 

2. Die traditionellen Herrscher, die von den Franzosen in 
reformierten Rollen als Instrumente der indirekten Herr- 
schaft eingesetzt worden waren, wurden ihrer Befug- 
nisse in den Gerichtsverfaren nach „traditionellem’” 


Recht enthoben ( „antifeudaler Kmpf/Lutte antifeodale”). 


3. Diese jetzt vertriebene Generation von Politikern stützte 
sich auf dem Land besonders auf Repressionsformen, 
die aus der traditionellen Religion überkommen sind, wie 
die vodun-Religion mit ihren Initiationsklöstern. In die 
Initiationsklöster wurden besonders aufsässige junge 
Leute hineingezwungen. Von daher überrascht es nicht, 
daß die neue Regierung besonderes Gewicht auf die 
Unterdrückung dieser und anderer Institutionen der tradi- 
tionellen Religion legte. 

Mit der Ausschaltung der politischen Apparate der traditio- 

nellen Parteien und mit der Bekämpfung der Strukturen, 

auf die sie sich stützten, hat die Regierung aber auch einen 

Repressionsmechanismus aus der Hand gegeben, der fein 

verästelt und angepaßt bis an die Wurzeln der dörflichen 

Gesellschaft reichte. Da aber der ausbeuterische Charakter 

des Systems erhalten blieb, muß heute entsprechend die 

zentral organisierte außerökonomische Gewalt des Staates 
um so stärker eingesetzt werden. Dieses Phänomen der ver- 
stärkten offenen Gewaltausübung des Staates springt vor 
allem den einheimischen Oppositionellen in die Augen. 

Ob man deshalb dieses System allerdings schon als Faschis- 

mus bezeichnen soll, wie es einige der oppoistionellen 

Marxisten machen, erscheint fraglich. Was man aber ein- 

deutig feststellen kann, ist eine Zentralisierung der ver- 

schiedenen Repressionsformen. Sicher ist, daß sich die 
politischen Verkehrsformen brutalisiert haben. Seit der 

- Präsident seinen Hauptkonkurrenten, den damaligen Innen- 
minister Aikpe durch sine Leibgarde ermorden ließ (1975), 
1) Der Teil der Bourgeoisie, der von ausländischem Kapital ausge- 


halten wird, und seinen Plänen und Absichten bedingungsios 
gehorscht. 
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Den Gottesdienstbesuchern gratis zur Infor- 
mation: Hohe staatsmännische Kunst in Süd- 
afrika. 

Daß es seit dem Ende des Kolonialismus in Afrika böse 
Unruhen gibt und daß dort seitdem viel mehr Menschen 
starben als in der ganzen langen Kolonialzeit, wird bei 
den so gern herausgestellten Kolonialgreueln nur zu 
oft verschwiegen. Zudem werden aber Nachrichten 
vom weißen Polizei-Einsatz in Südafrika groß herausge- 
stellt, wo Polizisten gegen mordende und plündernde 
„Freiheitskämpfer” vorgehen, weil das eben dem ge- 
lenkten Durchschnittsdenken des Durchschnittsbür- 

“ gers, dem ja eingetrichtert ist, daß Gleichberechtigung 
auch Moral ist, nicht paßt und dem das Begreifen ein- 
fach dafür fehlt, daß hier im südlichen Afrika eine 
hohe staatsmännische Kunst verwirklicht werden soll, 
getrennte, also völlig verschiedenartige Entwicklungen 
zu einer vernünftigen Zusammenarbeit hinzuführen. 


Aus: Kasseler Sonntagsblatt, 3.7.77,8. 7 


muß jeder ehrgeizige Minister um sein Leben fürchten. 

Aus den „Lagern für ideologische Erziehung”, in denen vor 
allem geprügelt wird, wurde (erst) ein Mord gesichert 
bekannt. Andererseits wurde auch eine Reihe von als oppo- 
sitionell bekannten Marxisten mit verantwortungsvollen 
Positionen betraut. Dies ist nach Meinung der Betroffenen 
vor allem auf den Mangel an zuverlässigen nicht-neokolonia- 
‚listischen Kadern zurückzuführen. 

Die stärkere außerökonomische Gewalt des Staates bietet 


“ langfristig die Möglichkeit zur direkten Unterwerfung der 


agrarischen Produzenten. In den kollektiven Feldern der 
Dörfern, Bezirke usw., über deren Produkt der Staat ver- 
fügt, ist schon der Keim für eine kollektive Form der 
staatskapitalistischen Agrarproduktion angelegt. 

Durch alle diese Maßnahmen wird aber nichts an dem Aus- 
beutungscharakter des Bauern-Staat-Verhältnisses geändert. 
Das Verhältnis wird nur strukturell vereinfacht. Der ‚‚Mar- 
xismus-Leninismus” (1) ist für die Herrschenden ein belie- 
biges ideologisches Versatzstück. Deshalb konnte der 

große Kampfgenosse Kerekou noch im Dezember 1973 

in einer durchs Radio übertragenen Rede in Quidah den 
Kommunismus als Import französischer Prostituierter 
bezeichnen, um dann schon 1975 Mao Tse-tung, Breschnyev 
und vor allem Kim-il-sung ls seine Genossen zu be- 


‚zeichnen. 


4. „Freund oder Feind” des Imperialismus? 

An Benin zeigt sich sehr deutlich, daß die von den Lin- 

ken bei uns so gerne aufgelegten Schablonen für die Be- 
urteilung von sozialistischen oder nicht-sozialistischen 
Staaten der Dritten Welt nicht passen. „Marxismus-Leni- 
nismus” als Staatsideologie kann noch nichts über die tat- 
sächliche Politik einer Regierung aussagen. In Benin dient er 
als ideologische Legitimation zur Kontrolle der Massen und 
einer immer stärker werdenden Repression. 

In der Linken schwankt die Einschätzung von Benin zwi- 
schen zwei Extremen: von manchen wird es als Bollwerk 


- des Antiimperialismus und als fortschrittliche Kraft auf 


dem Weg zum Sozialismus betrachtet und von andern als 
besonders raffiniert getarntes Marionettenregime des Im- 
perialismus bezeichnet. Die beiden ersten Aussagen werden 
dabei meist voneinander abgeleitet nach der Formel: Anti- 
imperialismus = Sozialismus. So veröffentlichte die ange- 
sehene „Afrique Asie” im November 1976 (No. 123) 


- 1) Dieser Begriff und das entsprechende Dogma stammen von 


Stalin 
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einen äußerst unkritischen Bericht über die sozialistische 

Orientierung und Aufbauarbeit Benins. In Manchen Arti- 

keln der Vereinigung der afrikanischen Studenten in Frank- 

reich (FLANF) wird andererseits die heutige Regierung 
schlicht als ein Bündel von Marionetten des amerikanischen 

Imperialismus bezeichnet. Wie oberflächlich die Gleich- 

setzung von antiimperialistischer Außenpolitik mit revolu- 

tionärer Innenpolitik ist, haben wir oben bereits aufgezeigt. 

Dies läßt sich auch noch an Beispielen aus anderen Ländern 

verdeutlichen: 

— Nicht jeder radikale Freund des Imperialismus ist auch 
dessen bester Statthalter. Z.B. mußte die eindeutig pro- 
us-amerikanische griechische Junta wegen Ineffizienz 
einem für die USA weniger leicht manipulierbaren parla- 
mentarischen System weichen (und das auf US-Pression 
hin). 

— Nicht jeder scharfe Kritiker des Imperialismus ist auch 
sein Erzfeind. Z.B. steht Guinea zwar immer in der vor- 
dersten Front der antiimperialistischen Resolutionen in 
der UNO, aber die Ausbeutung seiner Aluminium- 
lagerstätten (und der Arbeiter!) ist ein erstklassiges Ge- 
schäft für die einschlägigen US-Firmen. 

— Nicht alles, was dem Imperialismus schadet, nutzt auch 
den ausgebeuteten Massen. Wenn die französischen Agrar- 
exporteure in Benin enteignet wurden, so wurde ihnen 
damit sicher eine wichtige Profitbasis entzogen; das Los 
der ausgebeuteten Bauern in Benin hat sich damit aber 
noch nicht verbessert. 


SOZIALISMUS IST GUT- 
DAS HEISCT FRIEDE 
ERECHTICKE IT 
FORTSCHRITT 


— Nicht jede Reform im Interesse der Massen impliziert 
schon, daß die unterdrückten Klassen auch die Macht ha- 
ben. Nehmen wir ein Beispiel aus Deutschland: Streik- 
recht und Sozialversicherung entsprechen sicher den In- 
teressen der deutschen Arbeiterklasse und nicht umsonst 
versuchen die Kapitalisten immer wieder, diese Rechte 
einzuschränken. Aber deswegen können nur Demagogen 
sagen, in Deutschland herrsche der Sozialismus. 

Leider übersehen wir sehr oft, wie viele positive Elemente in 

machen „sozialistischen” Staaten der Dritten Welt, entweder 
von den Massen erkämpft oder ihnen konzidiert wurden, 

um Unruhe aufzufangen. Wir sollten uns hüten, in solchen 

Reformen immer nur „rafinierte Manöver des Imperialismus” 

zu sehen. Denn-auch ein Imperialist muß Kräfteverhältnisse 

berücksichtigen. 

Die daraus resultierende Zwieschlächtigkeit der politischen 

Verhältnisse finden wir gerade auch in Benin: hier sehen 

wir neben verstärkter Repression, verstärkter Ausbeutung 

der bäuerlichen Produktion und neben Sicherung der Privi- 

legien der Offiziere andererseits auch Alphabetisations- 
kampagnen, Schulreform, Verbesserung des Verkehrswesens 
auf dem Lande und Kritik religiöser Institutionen. 

All solche Reformen und fortschrittliche (zukunftsweisende) 
Strukturelemente sind Ausdruck der politischen Verhältnis- 
se; sie müssen nicht bedeuten, daß die Arbeiter und Bauern 
die Macht schon selbst demokratisch verwalten würden. Und 
das erst wäre Sozialismus.. 


Projektgruppe Westafrika 
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SÜDAFRIKA - BRD 
Waffengeschäfte und nukleare Zusammenarbeit 


Entgegnung zu einem Memorandum 
Am 28. Januar 1977 verteilte der Leiter 
des Afrika-Referats der Politischen Ab- 
teilung des Auswärtigen Amtes Dr. Hel- 
mut Müller an neun Journalisten, die er 
am Abend vorher eingeladen hatte, ein 
“Memorandum” der Bundesregierung 
(siehe Dokumentation in dieser Ausgabe). 
Es trägt weder Titel, Absender, Verfas- 
ser noch Unterschrift. Die Übersetzung 
dieses Papiers ist von der Bundesregie- 
rung der Organisation für Afrikanische 
Einheit in Addis Abeba sowie zusarnmen 
' mit einer Verbalnote Botschaftern afri- 
kanischer Staaten in der Bundesrepub- 
lik zugeleitet worden, Es wurde ebenfalls 
entwicklungspolitischen Organisationen 
wie z.B. “Eirene”’, Neuwied, vom Bundes- 
presseamt übergeben. 
In diesem Memorandum nimmt die Bun- 
desregierung Stellung zu dem “Vorwurf... 
sie arbeite mit der Republik Südafrika 
auf nuklearem und militärischem Gebiet 
eng zusammen” (Memorandum Seite 1). 
Sie sagt, diese Vorwürfe entstammten 
“offenbar ... stets der gleichen Quelle...” 
(Memorandum, Seite 4). Ohne daß 
in dem Memorandum die Quelle genannt 
wird, richtet es sich nachweislich gegen 
die Pressemitteilung der Anti-Apartheid- 
Bewegung (AAB) vom 12. November 
1976 (vgl. Informationsdienst südliches 
afrika 5/76, S. 36) 


Vorwürfe der Bundesregierung gegen 
AAB-Pressemitteilung 

Die Bundesregierung behauptet, ‘daß 
die erhobenen Anschuldigungen unbege- 
gründet” seien (Memorandum, Seite 1). 
Sie würden “von interessierter Seite” 
erhoben, um “die Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Regierung zu diffa- 
‚mieren” (Seite 1). ‘Dieses Vorgehen 
stellt einen Versuch bewußter Täuschung 
dar ... Damit wird gerade den afrikani- 
schen Ländern ein schlechter Dienst 
erwiesen.” (Seite 9). “.. bewußte Ver- 
drehung der Tatsachen” (Seite 10) 
“.. schrecken die Autoren solcher Vor- 
‚würfe nicht davor zurück, mit falschen 
Zitaten zu arbeiten.” (Seite 10) “Der 
Vorwurf ... ist absurd” (Seite 11) “.. 
Vorwurf mit einem falschen Zitat be- 
legt.’ (Seite 11) “... Verdrehung ent- 
scheidender Tatsachen” (Seite 12). 


Vorgeschichte. der Dementis und Vor- 


würfe der Bundesregierung 

Am 25. Oktober 1974 verschickte das 
damalige Deutsche Komitee für Angola, 
Guinea-Bissau und Mocambique e.V. eine 


Pressemitteilung mit sechs Beispielen von 
Lieferungen militärischer Güter aus der 
Bundesrepublik für Südafrika. Am 29. 
Oktober 1974 sagte UN-Botschafter von 
Wechmar vor der UN-Vollversammlung: 
‘Die Bundesrepublik Deutschland hält 
sich strikt an die Resolutionen des 
Sicherheitsrats und liefert keine Waffen 
oder andere militärische Ausrüstung an 
Südafrika. Wer das Gegenteil behauptet, 
sagt nicht die Wahrheit, sei es unbeab- 
sichtigt oder sogar bewußt.” Das Angola- 
Komitee fragte ihn daraufhin am 7. 
November 1974 und — wegen ausbleiben- 
der Antwort — am 8. Januar 1975, ob 
er angesichts der belegten Lieferungen 
diesen Vorwurf aufrechterhalte. Von 
Wechmar hat bis heute darauf nicht 
geantwortet, obwohl am 23. Februar 
1977 der Bundespräsident gebeten wur- 
de, ihn zu einer Antwort zu veranlassen. 


Urananreicherungsanlage in Valindaba. 


Am 21. November 1974 schrieb der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt Hans- 
Jürgen Wischnewski: “Die Bundesrepu- 
blik liefert keinerlei Waffen oder sonsti- 
ges militärisches Material nach Südafrika. 
Wer das Gegenteil behauptet, sagt die Un- 
wahrheit.” Auf die Frage des Angola- 
Komitees vom 3. Januar 1975, welche 
der genannten Tatsachen unwahr sei, 
hat Wischnewski bis heute nicht geant- 
wortet. 
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Am 5. November 1974 zitierte die 
“Zambia Daily Mail’ den Ersten Sekre- 
tär der Deutschen Botschaft in Sambia, 
die von einem namentlich genannten 
AAB-Mitglied berichteten Tatsachen über 
die militärische Zusammenarbeit der Bun- 
desrepublik Deutschland mit Südafrika 
seien nur Behauptungen und das Werk 
von Leuten, die die Beziehungen Deutsch- 
lands mit Schwarzafrika unterminieren 
wollten. Der Strafantrag des betreffenden 
AAB-Mitglieds gegen den Diplomaten 
“wegen übler Nachrede in der Öffentlich- 
keit” wurde am: 25. Februar 1975 von 
der Staatsanwaltschaft Bonn abgewiesen: 
“Die Erhebung der öffentlichen Klage 
wegen der behaupteten Straftat liegt 
nicht im öffentlichen Interesse.” (8Js 
62/75) Die Dienstaufsichtsbeschwerde 


gegen diesen Bescheid wurde vom Gene- 
ralstaatsanwalt in Köln am 26. Mai 1975 
zurückgewiesen. 


als unbegründet 


In einer Antwort des Staatssekretärs 
im Wirtschaftsministerium Martin Grüner 
vom 9. Dezember 1976 auf eine Anfrage 
des MdB Dr. Uwe Holtz, SPD, wird 
keine der von der AAB berichteten Liefe- 
rungen bestritten. Grüner schreibt ledig- 
lich: “.. soweit Exporte aus der Bundes- 


 republik Deutschland angesprochen wer- 


den, betreffen diese ausnahmslos Waren, 
die nicht unter das Rüstungsembargo 
der Südafrika-Resolutionen des Sicher- 
heitsrats der UN fallen...” 
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Von der Bundesregieriing unbestrittene 
Lieferungen und Fornien der militäri- 
schen Zusammenarbeit 

Obwohl die Bundesregierung in dem 

Memorandum ankündigte, “... spezifische 

Beschuldigungen m einzelnen zu 

widerlegen” (Seite 1) und auf Seite 4 

bekräftigt: “Im einzelnen nimmt die 

Bundesregierung zu den ... offenbar stets 

auf der gleichen Quell beruhenden Vor- 

würfen wie folgt Ste‘lung ...”, nimmt 
sie zum Inhalt folgender Berichte der 

AAB-Pressemitteilung vom 12. November 

1976 überhaupt keine Stellung: 

”1) Die staatlich kontrollierte Firma 
Steag hat ... uertraglich vom 1. 
April 1974 bis zum 31. März 1976 
an der Konstruk.ion der Anlage in 
Valindaba, Südifrika, gearbeitet. 
Unter anderem liefert die Firma 
MAN, Nürnberg, dafür die wichti- 
gen Kompressoren. ... Das Material- 
"amt der Bundesvehr in St. Augu- 
stin versieht die MAN-Lieferungen 
mit NATO-Kodifizierungsnummern. 


3) .. (vier Korveiten) werden mit 
Exocet-Raketen ausgerüstet, die 
unter Zulieferung. von Messer- 
schmidt-Bölkow-Blohm, München, 
hergestellt werden. 

4) ... (vier Schnelltioote) ... mit Spe- 
zialmotoren der MTU, Friedrichs- 
hafen, für Südıfrika ausgerüstet. 

6) ...  (Milan-Pan.:erabwehrraketen), 
die zu 50 % von Messerschmidt- 
Bölkow-Blohm, München, herge- 
stellt werden, an Südafrika ge- 
liefert. 

11)... (neun Trans«ll-Militärtransport- 
flugzeuge) an Südafrika ... wurden 
zu zwei Dritteln von den deutschen 
Firmen Messerschmidt-Bölkow- 
Blohm und VFW hergestellt.” 


Diese Lieferungen köınen also als von 
der Bundesregierung nicht bestritten be- 


zeichnet werden. Schon sie allein recht- _ 


fertigen die Aussage, daß die Bundes- 
regierung zur konvent:onell-militärischen 
und nuklear-militärischen Aufrüstung der 
Regierung Südafrikas beiträgt. 

Die Bundesregierung hat jedoch auch 
folgende Tatsachen nicht angezweifelt: 
“Abgesehen von diesen Lieferungen. ... 
fördert das Bundesverteidigungsministeri- 
um die Ausbildung südafrikanischer 
Kriegswissenschaftler in der Bundesrepu- 
blik. Offiziell wurden Ausbildungsbe- 
suche z.B. bei AEG-Telefunken, Messer- 
schmidt-Bölkow-Blohm, Siemens, Deut- 
sche Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft und Raumfahrt, Eltro, Vakuum- 
schmelze Hanau und Nukem arrangiert.” 
Zwar lehnte die BunJdesregieruung pau- 
schal ihre Eingriffsnöglichkeiten ab, 
aber sie dementierte auch folgendes 
nicht: 

“Deutsche Wissenschaftler arbeiten mit 
Wissen und Förderung des Auswärtigen 
Amtes in der südafrikanischen Kriegs- 
industrie in führender Position: z.B. Dr. 
A. Engeiter (Marineforschung) und Dr. 
H.G: Denkhaus, Leiter der Metallurgi- 
schen Abtellung des staatlichen, für die 


Kriegsforschung in Südafrika zuständigen 
“Council for Scientific and Industrial 
Research” (C.S.I.R.). Der Letztere erhält 
seit zwölf Jahren durch die Deutsche 
Botschaft gesetzwidrig weiterhin die 
deutsche Staatsbürgerschaft, obwohl er 
aufgrund seiner Position die südafrikani- 
sche Staatsbürgerschaft übernehmen mus- 
ste.” — Auf die Frage: “Welches sind 
die Gründe der Bundesregierung, Deut- 
schen, die die südafrikanische Staatsbür- 
gerschaft angenommen haben und in der 
Kriegsforschung tätig sind, die deutsche 


Staatsbürgerschaft zu belassen, wie das u.a. 
bei Dr. E. G. Denkhaus, Lynwood 
bei Pretoria seit zwölf Jahren durch die 
Deutsche Botschaft in Südafrika gesche- 
hen ist?” ließ Herr Außenminister Gen- 
scher am 8. März 1977 antworten: 
“... Ein Herr Dr. H. G. Denkhaus ist 
dem Auswärtigen Amt nicht bekannt. Es 
sieht auch keine Veranlassung, Auskünfte 
über dessen staatsangehörigkeitsrecht- 
lichen Verhältnisse einzuziehen.” 

(AA 510-512 SUA) 

Ebenfalls unwidersprochen bleibt: 

“Das. Bundesverteidigungsministerium 
hilft bei der Vermittlung von deutschen 
Soldaten in die südafrikanische Armee. 
Z.B. der Luftwaffenobergefreite Wahl 
wurde vermittelt.” 


reich, Italien und Israel rangieren ab- 
solut bzw. relativ: vor der Bundesrepu- 
blik als Kriegsmateriallieferanten. 

Zu den einzelnen Dementis der Bundes- 
regierung ist folgendes zu sagen: 


Urananreicherung 

Wir sind davon in Kenntnis gesetzt wor- 
den, daß der African National Congress 
of South Africa in Kürze zu dem De- 
menti der Bundesregierung zu ihrer 
nuklearen Zusammenarbeit mit Pretoria 
mit weiteren Beweisen Stellung nehmen 
wird. Daher soll dieser wohl wichtigste 
Bestandteil der Aufrüstung der Apart- 
heid-Regierung durch die Bundesrepublik 
hier nur kurz berührt werden. 

Die Bundesrepublik hat folgende Fest- 
stellung in der AAB-Pressemitteilung 
nicht bestritten: ‘Die staatlich kontrol- 
lierte Firma Steag, Essen hat ver- 
traglich vom 1. April 1974 bis zum 31. 
März 1976 an der Konstruktion der An- 
lage (zur Urananreicherung) in Valin- 
daba, Südafrika, gearbeitet. Unter ande- 
rem liefert die Firma MAN, Nümberg, 
dafür die wichtigen Kompressoren. 


Das Materialamt der Bundeswehr in St. 
Augustin versieht die MAN-Lieferung mit 
NATO-Kodifizierungsnummern.” 
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Von der Bundesregierung bestrittene 
Maßnahmen 

Obwohl die meisten Fachbücher und 
-Zeitschriften (z.B. SIPRI Yearbook 1976, 
The Military Balance 1976-1977, SIPRI, 
Southern Africa, 1976, Wehrkunde 5/75) 
eine deutsche Beteiligung bei der Auf- 
rüstung der Regierung Südafrikas an- 
führen, behauptet die Bundesregierung: 
“Die Bundesregierung hat in der Folge 


Ihre Embargo-Politik (gegenüber Süd- 


afrika) strikt eingehalten. Sie verfolgt 
seit jeher die weitaus restriktivste Rüs- 
tungsexport-Politik aller Staaten, die Rüs- 
tungsmaterial herstellen.’ (Memorandum, 
Seite 3). Sie bleibt den Beweis für diese 
Behauptung schuldig. Und es ist sicher- 
lich unwahr, daß die Apartheid-Regie- 
rung noch stärker als aus der Bundes- 
republik mit Rüstungsmaterial z.B. aus der 
UDSSR, Schweden, DDR, Dänemark, 
Niederlande, CSSR, Norwegen oder Ka- 
nada ausgerüstet ist. Lediglich Frank- 


Inzwischen läuft bei der Staatsanwalt- 
schaft Nürnberg ein Ermittlungsverfahren 
gegen die Verantwortlichen der Firma 
MAN wegen des Exports der Kompres- 
soren (Az 54/Js 5156/77) (vgl. südliches 
afrika Nr. 1/2/77,$.61). 

In der Dokumentation des African 
National Congres of South Africa, 
“Nukleare Zusammenarbeit der Bundes- 
republik und Südafrika’, ist bewiesen, 
daß Südafrikas regierungseigene Uranium 
Enrichment Corporation (UCOR) mit 
Hilfe der Gesellschaft für Kernforschung 
(GfK), Karlsruhe, und: der Steag AG, 
Essen, das deutsche Trenndüsenverfahren 
zur ‚Urananreicherung übernommen hat. 


Obwohl die Bundesregierung behauptet, 
Südafrika wende ein eigenes und nicht das 
deutsche Trenndüsenverfahren an, schreibt 
sie im nächsten Absatz der englischen 
Fassung des Memorandums unter 1.b 
(Seite 4): “Das deutsche Trenndüsenver- 


fahren zur Urananreicherung ist für die 
Herstellung von waffengrädigem Material 
nicht geeignet.” Dieser Satz gibt zur 
Verwunderung Anlaß, falls seit der ver- 
gleichenden Studie zwischen UCOR und 
Steag 1973 tatsächlich nichts mehr ge- 
schehen ist. Angesichts der Rolle der 
Steag und der Bundesregierung ist die 
Behauptung eine ungeheuerliche Falsch- 
aussage. Denn jede Urananreicherung ist 
für waffengrädige Urananreicherung eben- 
so geeignet wie für reaktorgrädige. 


Inzwischen hat das Auswärtige Amt auf 
die Frage nach der Begründung für seine 
Behauptung mitgeteilt, daß “die hier- 
für notwendige Hochanreicherung . . . 
nur durch die Hintereinanderschaltung 
vieler Trennstufen durchgeführt werden” 
könne (Az 312-321,00 SUA/SB vom 
7. März 1977). Der Chef der Internatio- 
nalen Atomenergie Organisation (IAEO), 
Rometsch, hat weiterhin festgestellt, daß 
durch Wiederholung der Anreicherung in 
einer aus wenigen Trennstufen beste- 
henden Trenndüsen-Anlage ebenso Atom- 
waffenmaterial hergestellt werden kann 
(Der Spiegel, Nr. 52 vom 20. Dezember 
1976, S. 34). Die Aussage der Bundes- 
regierung ist also eine Unwahrheit, denn 
durch Hintereinanderschaltung und/oder 
recycling. kann Pretoria Bombenmaterial 
erhalten. .. j 

Warum versucht die Bundesregierung 
nach sechzehn Monaten Erörterung des 
Themas die atomaren Möglichkeiten der 
Rassisten zu vertuschen? Wie es mög- 
licherweise tatsächlich aussieht, meldete 
das amerikanische Magazin ‘‘Newsweek” 
am 21. Februar 1977. Es wies darauf hin, 
daß Südafrika bald mehr Uran-Brennstoff 
erzeugen werde äls es für die eigene 
Atomenergie-Industrie benötige und daß 
es genug angereichertes Uran übrig be- 
halte, um mehrere dutzend Atombomben 
pro Jahr herzustellen. 


Zusammenarbeit von Wissenschaftlern 
Die Behauptung, es gebe zwischen der 
Bundesrepublik und Südafrika keine Ver- 
einbarung über wissenschaftlich-technolo- 
gische Zusammenarbeit (Memorandum, 
Seite 6) ist unwahr. Das seit 1962 beste- 
hende und 1977 zu erneuernde Kultur- 
abkommen zwischen Bonn und Pretoria 
sagt in Artikel 1: ‘Die Vertragsparteien 
werden bestrebt sein, (a) den Austausch 
von Hochschullehrern, Dozenten, Lehrern, 
Forschern, Studenten, Journalisten und 
anderen empfohlenen Personen; {b) die 
Zusammenarbeit zwischen wissenschaft- 
lichen und kulturellen Einrichtungen und 
Zusammenschlüssen beider Länder zu er- 
leichtern”. Die Ausbildung südafrikani- 
scher Atomwissenschaftler in der Bundes- 
republik geschieht auf der Grundlage 
dieses Abkommens. 


Panzer-Konstruktion 

In einer Debatte über den Verteidigungs- 
haushalt (September 74) sagte Pretorias 
Verteidigungsminister, Südafrika werde 
bald mit dem Bau eigener Panzer. be- 
ginnen (The Star, S. A. 21.9. 74). Doch 
zur Zeit ‘kann Südafrika noch nicht 
einmal einen eigenen Traktor bauen. 


.delsschiffahrt. 


‚denden See: 


SIPRI Yearbook 1976 berichtet auf 
S. 246, daß die Lizenzproduktion eines 
‘Main Battle Tank” (1-fach) in Südafrika 
nach deutscher Lizenz seit 1975 verhan- 
delt wird. Nach privaten Informationen 
der AAB werden die Panzerwannen von 
der Firma A. Jung, Betzdorf geliefert. 
Das Getriebe soll an der Universität 
Bochum unter Tarnungs-Titeln im Insti- 
tut von Prof. Jarchow entwickelt wer- 
den. Bereits seit Janudr 1976 sind im 
Hafen von Durban von Thyssen-Rhein- 
stahl gefertigte Teile für den Panzer 
entladen worden, die als “Erdbewe- 
gungs’’- bzw. ““Bergwerks’-ausrüstungen 
deklariert wurden. 


Radar-Überwachungsanlage 

"“Advokaat” 

Bonns Behauptung, bei den Lieferungen 
für das Projekt Advokaat. handle es sich 
um nichtmilitärische Güter, die daher 
keine militärische Zusammenarbeit bil- 
deten, ist unwahr. Das offizielle Organ 
der Südafrikanischen Botschaft, “Journal 
Südafrika”, (4/73) beschreibt das Silver- 
mine-Advokaat Projekt so: 

“Neues Hauptquartier der Marine. Tief 
unter den Felsen der Kap-Halbinsel 
in Silvermine bei Kapstadt liegt das neue 
Hauptquartier der südafrikanischen Mari- 
ne, das kürzlich von Premierminister 
B. J. Vorster im Beisein zahlreicher aus- 
ländischer Gäste seiner Bestimmung über- 
geben wurde. Die Baukosten betrugen 
rd. 65 Mio. DM.. Ein wesentlicher Teil 
der Anlage ist ein mit den modernsten 
technischen Einrichtungen ausgestattetes 
Kommunikationszentrum, mitdessen Hilfe 
in Zukunft unter anderem über die Sicher- 
heit Südafrikas von See her gewacht 
wird. Es ist das einzige Kommunikations- 
system seiner Art auf der südlichen He- 
misphäre. Mit einem komplizierten Com- 
butersystem und modernen Wiedergabe- 
techniken werden Informationen verar- 
heitet und gespeichert und stehen bei 
Bedarf sofort zur Verfügung. Diese 
Möglichkeiten, zusammen mit den Fern- 
melde-Einrichtungen, versetzen den 
Führungsstab in die Lage, eine ständige 
Kontrolle über die südafrikanischen Ge- 
wässer auszuüben. Der Einzugsbereich 
der Station umfaßt den ,Atlantischen 
Ozean vom Südpol bis nach Nordafrika 
und Südamerika und den gesamten In- 
dischen Ozean . . . Die Station unter- 
hält ständigen Kontakt mit den südafri- 
kanischen Häfen und der südafrikani- 
schen Flotte, aber auch mit auslän- 
dischen Flotteneinheiten und der Han- 
Feste Funkverbindungen 
bestehen "mit Whitehall, Mauritius, 
Luanda, Lourenco Marques, Buenos Aires, 
Dakar, Diego Suarez, San Juan und Lagos, 
während mit jedem anderen Punkt auf 
der Erde innerhalb kürzester Zeit Funk- 
kontakt hergestellt werden kann. Durch 
das hochmoderne computergesteuerte 
Operationszentrum zusammen mit den 
umfangreichen Fernmeldeanlagen ist Süd- 
afrika jetzt nicht nur in der Lage, mit 
allen sich im genannten Bereich .befin- 
und Luftfahrtzeugen in 
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Funkkontakt zu treten, sondern auch 
ständig informiert zu sein über alle 
Schiffsbewegungen im südlichen Atlantik 
und im Indischen Ozean, einschließlich 
denen von Unterseebooten. ... Bei der 
Einweihung unterstrich Premierminister 
Vorster die feste Entschlossenheit Süd- 
afrikas, sich und die freie Welt nach 
Kräften zu verteidigen”. 


Nach Informationen der AAB hat der 
Kommandant von Simonstown, Com- 
mander Jakobus Brink, persönlich die 
Übernahme des Projektes in der Bundes- 
republik geleitet. Er wohnte vom 5. 2. 70 
bis 1. 10. 71 in Dingelsdorf (Bodensee) 
und leitete die Ausbildung von 25 süd- 
afrikanischen Marineangehörigen, die von 
AEG-Telefunken, Fachbereich Hochfre- 
quenztechnik, Ulm sowie AEG-Konstanz 
geschult wurden. Der südafrikanische 
Militärattache, General Hamann, führte 
mit AEG-Telefunken u.a. vom 23. - 26.2. 
1970 in Ulm und Konstanz); am 22./23. 
10. 1970 in Konstanz und am 15. 6. 1971 
gemeinsam mit dem südafrikanischen 
General H. P. Laubscher in Konstanz 
Gespräche über das Projekt. 


NATO-K.odifizierungssysteme 

Daß .dass NATO-Kodifizierungssystem 
zivile Güter ebenso wie militärische er- 
faßt, (Memorandum, Seite 8) wird von 
der Informationszeitung des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung, ‘“Bundeswehr 
aktuell’ vom 10.12.1976 wiederlegt. 
Demzufolge war dieses System bis Juli 76 
nur der Bundeswehr vorbehalten. Erst 
seitdem soll es auf Bundesgrenzschutz 
und zivilen Selbstschutz ausgedehnt 
werden. Bisher wurde es außerhalb der 
NATO-Staaten nur für militärische Nach- 
richtenverbindung mit Argentinien, Neu- 
seeland und Südafrika zur Verfügung 
gestellt. Es ist zwar nicht geheim, kann 
aber nur gehandhabt und verwertet wer- 
den von den nationalen Kodifizierungs- 
stellen. Für Südafrika wurde es bereits 
seit 1970 für “Advokaat’” (Radarüber- 
wachung), “Taurus” (vier deutsche und 
zwei französische Korvetten), die Kom- 
pressoren von MAN für die Urananrei- 
cherungsanlage und für ein Überwachungs- 
system an der Nordgrenze Namibias, 
das verschiedene Detektorsysteme und 
z.B. auch den Flughafen Drumpel bei 
Grootfontein einschließt, zur Verfügung 
gestellt. 


137 militärische Schwersttransporter 

Im Falle der Lieferung von 137 Militär- 
LKWs (Memorandum, Seite 8/9) sagt 
die Bundesregierung die Unwahrheit und 
verfälscht die in der AAB-Pressemittei- 
lung genannte Quelle. 

Die schweren Militär-LKWs mit 400 PS 
Zugkraft, dreiachsig mit Allrad-Antrieb, 
wurden an die südafrikanischen Streit- 
kräfte geliefert. Lediglich beim Export 
der Auflieger für den Panzertransport 
wurde ein Verschleierungsmanöver für 
richtig gehalten. Hier der wörtliche 
Text aus “Wehrdienst”’ 461/19 74: 
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“Die Südafrikaner wollen in Deutschland 
Schwerlasttransporter für Panzer kaufen, 
haben drei Zugmaschinen im Angebot, 
aber keinen Auflieger. Die Streitkräfte 
Südafrikas liebäugeln mit 137 Fahrzeu- 
gen. Angebote für die Sattelzugmaschi- 
nen liegen von Daimler-Benz, Klöckner- 
Humboldt-Deutz und MAN vor. Als 
Auflieger möchten die Südafrikaner jenen 
Hänger aus der Entwicklung der Krupp- 
Maschinenfabrik Essen haben, den auch 
die Bundeswehr mit dem SLT 50-2 ein- 
führt. (Vgl. Wehrdienst 451/74). Wer 
nicht mitspielt, ist die Bundesregierung: 
Das Frankfurter Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft hat den Export des 
BMVg-finanzierten Aufliegers nach Süd- 
afrika mit dem Hinweis abgelehnt, daß 
es sich um ein für militärische Zwecke 
einsetzbares Fahrzeug handele, das zudem 
noch in ein sogenanntes Spannungs- 
gebiet geliefert werden solle. 

Krupp Vorstandsvorsitzender Mommsen 
ist bemüht, die Lieferung der Auflieger 
doch noch genehmigt zu kriegen — bis- 
her ohne Erfolg. Schon mit Rücksicht auf 
UNO-Beschlüsse (Rüstungs-Embargo) 
nimmt die Bundesregierung das Export- 
verbot für die südafrikanische Union 
“sehr, sehr ernst”. Keine Genehmigungs- 
probleme gibts mit den zivilen Zugma- 
schinen. Die KHD- und MAN-Proto- 
typen sind seit Ende 73 in Südafrika. Die 
Daimler-Benz-Verkäufer verschiffen ihren 
(aus dem Zug 2632 der neuen Kipper- 
klasse abgewandelten und leistungsgestei- 
gerten) Prototyp im Mai. DB nennt die 
Abwandlung vorerst Schwerst-Transporter 
6x6. Den Auflieger werden südafrika- 
nische Firmen jetzt möglicherweise selber 
bauen. In den Bonner Genehmigungsbe- 
hörden (Außenamt, Verteidigung, Wirt- 
schaft) wird erwartet, daß DB dabei 
hilft und daß der südafrikanische Eigen- 
bau dem Bundeswehr-Auflieger verdammt 
ähnlich sehen wird. Das Nachsehen hätten 
in diesem Fall die Krupp-Maschinenfabri- 
ken, denen ein Geschäft von beinahe 
30 Mio DM entgeht.” 


Telefongespräch mit einem AAB-Mitglied 
am.l. 8. 74 bestätigt: “Wenn schon die 
Industrie, d. h. Herr Mommsen, das so 
herausposaunt, dann habe ich keinen 
Grund, das abzustreiten.” 


Unimog Militärfshrzeuge 

Es ist ebenso unwahr, daß es keine spe- 
zifischen Unimog/Militärfahrzeuge gibt. 
(Memorandum, $S. 10) Die vom Vertei- 
digungsministerium finanzierte offiziöse 
Monatszeitschrift Wehrtechnik schreibt 
z.B. in ihrer Aprilnummer 1976: „ Die 


Militärversion des Unimog gilt seit den 
portugiesischen Kolonialkriegen in An- 
gola, Mosambik und Guimea als bester 
kleiner Militärtransporter in Afrika.” 
Eine Daimler Benz Anzeige in Portugal 
aus der Kolonialkriegszeit weist ihn 
ebenfalis als ““Militärfahrzeug” aus (Jornal 
do Exercito, März 1965, S. 3). 1973 und 
1974 wurden von Daimler-Benz und 
P. Bauer, Sindorf ca. 2500 Spezial-LKWs 
an Pretorias Streitkräfte geliefert. Es sei 
erinnert, daß die Bundesregierung nicht 
die Lieferung selbst, sondern nur die 
militärische Qualität dieser Lieferung 
bestreitet. 

Militärhubschrauber Bo-105 

Es ist ebenso unwahr, daß keine Bo-105 
Helikopter für Südafrika von Messer- 
schmidt-Bölkow-Blohm geliefert worden 
sind. (Memorandum, S. 10) Hier das 
Original-Zitat aus der Zeitschrift “Avi- 
ation Week and Space Technology”, das 
vom 13.3.72, S. 92 (nicht 31.2.72, S. 32, 
wie in der AAB-Pressemitteilung ange- 
geben) stammt. “Messerschmidt-Bölkow- 
Blokm«Bo-105 Lieferungen dieses Viel- 
zweck-Doppelrotor-Hubschraubers sind in 
die USA, nach Großbritannien, Südaf- 
rika und Deutschland erfolgt.” 

Die Lieferung nach Südafrika wurde in 
der Ausgabe vom 19.3.73 S. 104 bestä- 
tige. Am 11.3.74 S. 116 berichtete 
dasselbe Magazin, daß die zivile Version 
des Hubschraubers in Südafrika verkauft 
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Wehrdienst ist eine offiziöse Zeitschrift, 
die den Kontakt zwischen Behörden des 
Verteidigungsministeriums und der 
Rüstungsindustrie herstellen soll und 
deren Herausgeber im Bundestagsgebäude 
firmiert. Sie wird nur a ählten 
Abonnenten zugestellt. Daß die Militär- 
LKWs geliefert wurden, wurde vom 
für Rüstungsexporte verantwortlichen 
Referenten im AA, Dr. Hecker, in einem 


worden sei. “Aviation Week and Space 
Technology” erscheint im renommierten 
McGraw-Hill-Verlag in New York, 

Es ist ebenso eine unwahre Behauptung 
der Bundesregierung, es gi keine 
Militärversion des Bo-105 Hubschraubers 
(Memorandum S$. 10). In vielen Anzeigen, 
z.B. in Wehrtechnik 6/1976 S. 54 be- 
schreibt MBB ihr Produkt schlicht als 
“der Militärhubschrauber”. Die Dar- 


stellung des Hubschraubers auf der 
Internationalen Luftfahrtschau in Farn- 
borough unterstreicht das. In einer 
schreiben die Hersteller, der Bo-105 ließe 
sich in 45 Minuten aus der Version “Ret- 
tungshubschrauber” in die Version ‘Pan- 
.zerabwehrhubschrauber” umändern. 

Der kürzliche Export dieses Hubschrau- 
bers nach Chile über einen Schweizer 
Zwischenhändier (Frankfurter Rund- 
schau, 5.3.77) zeigt, wie die Industrie 
in Zusammenarbeit mit der Regierung 
den Export in gewisse Länder hand- 
habt. . 


Fabrik für gepanzerte Fahrzeuge 

Die Angabe, die Fabrik zur Herstellung 
gepanzerter Fahrzeuge sei aus der BRD 
nach Südafrika geliefert, stammt vom 
“Observer” (1.4.73). Demnach haben 
Firmen der BRD die Fabrik, in der heute 
gepanzerte Fahrzeuge. “Eland’ in fran- 
zösischer Lizenz hergestellt werden, ab 
1966 aufgebaut. 


4 Korvetten (Projekt Taurus”) 

Die Lieferung dieser Schiffe ist ein Pa- 
radebeispiel dafür, wie die Regierungen 
in Bonn, Paris, Pretoria und Lissabon 
ihre Zusammenarbeit vor der Öffentlich- 
keit zu verbergen suchen. 


Anfang Dezember 1971 hatte Südafrikas 
Verteidigungsminister Botha angekündigt, 
Südafrika werde voraussichtlich sechs 
Korvetten von Portugal kaufen. (The 
Times, G.B., 11.12.71) Die “Financial 
Times”, G.B. berichtete am 1.2.72, Süd- 
afrika lasse sechs Korvetten der “Joao 
Coutinho” Klasse in Portugal bauen, 
Bisher hätte es in Gerüchten geheißen, 
daß Spanien diese Kriegsschiffe bauen 
werde. Jedem mit dem Bau von Kriegs- 
schiffen Vertrauten war klar, daß Portu- 
gal solche Schiffe gar nicht bauen konnte. 


Damals hatte Portugal gerade sechs Schif- 
fe der besagten ““Joao Coutinho” Klasse 
erworben und angeblich zusätzlich ko- 
stenlos die Fertigungsunterlagen sowie 
die alleinigen Produktionsrechte für den 
Bau dieser Kriegsschiffe. (Telex 5023 
Blohm & Voss an MdB Lenelotte von 
Bothmer (SPD), 4.6.73, Ref.: 90790; 
Telex Blohm & Voss an v. Bothmer 
vom 30.5.73) Die Hamburger Schiffs- 
werft Blohm und Voss AG hatte die 
Unterlagen von 1966 bis 1969 entworfen. 
Diese Korvetten (= kleine Fregatten) sind 
für das Patroullieren in Küstengewässern 
konstruiert und gewöhnlich mit einem 
Hubschrauber ausgerüstet. Drei dieser 
Korvetten wurden 1970 in Hamburg 
für Portugal fertiggestellt und anschlie- 
Bend im portugiesischen Kolonialkrieg 
eingesetzt. Drei weitere Einheiten dieses 
Typs wurden 1971 auf der Bazan-Werft 
in Cartagena/Spanien fertiggestellt. Sie 
waren nach den B&V Entwürfen, mit 
von B&V sowie anderen. deutschen Fir- 
men gelieferten Teilen und unter Einsatz 
von Technikern von B&V fertiggsestellt 


worden. B&V fungierte dabei als Leit- 
werft. (Telefonische Angabe B&V, Herr 
Wurm am 22.10.74) Deutsche Fachblät- 
ter wie VIP (1.1.74, S.3) und ‘Soldat 
und Technik” (4/1974, S. 187) schrieben 
daher auch richtig, daß sechs Fregatten 
der ““Joao Coutinho” Tonnage von Blohm 
& Voss an Portugal geliefert worden 
seien. 


B&V hatte, wie oben erwähnt, mitge- 
teilt: ‘Die technischen Unterlagen zum 
Bau der Koretten sind — soweit sie 
von uns erarbeitet worden sind — mit 
. der Ablieferung dieser Schiffe Eigentum 
der portugiesischen Marine geworden.” 
Das für den Export verantwortliche 
Bundeswirtschaftsministerium dagegen 
schrieb auf die Frage: “Hat die Bundes- 
regierung die Genehmigung für die Aus- 
fuhr von Fertigungsunterlagen für den 
Rau von Kriegsschiffen in Portugal 
gegeben? ...”, “Genehmigungen für Fre- 
gatten wurden nicht erteilt, auch nicht 
zur Ausfuhr von genehmigungsbedürfti- 
gen Fertigungsunterlagen ..” (BMWi, 
12.7.74, Ref.: IV B4 — 101782/102). 
1972/73 lieferte Blohm & Voss vier 
weitere Korvetten “an Portugal” (Kölni- 
sche Rundschau, 15.1.74) Auch diese 
“Joao Coutinho’” Einheiten wurden auf 
der Bazan-Werft fertiggestellt. Der Frie- 
densforscher Peter Lock schreibt dazu, 
daß diese Schiffe “in. der Exportstatistik 
als Rüstungsexport Spaniens nach Por- 
tugal erscheinen. Jedoch sind Konstruk- 
tion und die technologisch komplexe- 
ren Teilfertigungen mit etwa 50% der 
Wertschöpfung deutschen Ursprungs.” 
(rororo aktuell Nr. 1777 S. 126, Reinbek 
1974) 

Seit 1973 werden in Frankreich zwei wei- 
tere Korvetten des Typs AVISO 69 
für Südafrika gebaut (Weyers Flotten- 
taschenhandbuch 1975/76). Sie bilden 
zusammen mit den vier Blahm & Voss- 
Korvetten das Projekt “Taurus”. Die 
Internationale Wehrrevue 1/1972 schreibt 
bezüglich von sechs durch Südafrika be- 
stellten Korvetten: ‘“... Aus anderen 
Quellen verlautet, daß die Korvetten auf 
den bundesdeutschen Werften Fr. Lürs- 
sen und Blohm & Voss gebaut, dann an 
Portugal verkauft und von dort an Süd- 
afrika verkauft werden sollen.” 'SIPRI 
Yearbook . 1973 und Jane’s Fighting 
Ships 1972/73 schrieben, daß sechs 
Korvetten durch Portugal für Südafrika 
gebaut würden; Jane’s Fighting Ships 


1975/76 berichtete, daß die für Süd-- 


afrika neu zu bauenden Korvetten der 
portugiesischen Joao Coutinho Klasse 
entsprechen würden. Und in NATO’s 
Fifteen Nations, June/July 1976 be- 
stätigte der amerikanisch Admiral 
Charles Latour, für Südafrika seien sechs 
Korvetten in Bau. 

Diese vier Korvetten sind also für Süd- 
afrika bestimmt. Mit der getarnten Ab- 
wicklung dieses Auftrags war die Firma 
R. Noske, Hamburg beauftragt. AEG war 
Lieferant für Elektronik. Der südafri- 
kanische Militärattache General Hamman 
besprach am. 11. Dezember 1972 und am 


15.-17. Januar 1973 mit dem Leiter 
der Marine-Abteilung von Noske, Herm 
Wilrodt, dieses geheime Projekt ‘Tau- 

. (Noske ist seit 1976 vollständig 
im Besitz von Blohm & Voss.) 


Die unter dem Namen von Noske laufen- 


den Lieferungen für den Bau der Kor- 
vetten in Cartagena waren angeblich für 
die Spanische Marine bestimmt. Auch 
die Bundesregierung behauptet in ihrem 
Memorandum an die OAU, Blohm & Voss 
habe 1973 Korvetten an die Spanische 
Marine geliefert. (Memorandum, Seite 12) 
Seltsamerweise tauchen, jedoch diese 
Korvetten weder in der Spanischen Ma- 
rine auf, noch erscheinen seit 1965 bis 
zum heutigen Tage Genehmigungen für 
Korvetten in der Kriegswaffenexportliste 
BRD-Spanien der Bundesregierung. Auch 
Blohm’ & Voss war auf die Teilenthüllung 
durch die Bundesregierung, sie selbst habe 
die Korvetten nach Cartagena geliefert, 
nicht vorbereitet. Getreu der abgespro- 
chenen Version, Noske sei es gewesen, 
dementierte Blohm & Voss in einem 
Telefongespräch am 8. März 1977 kate- 
gorisch jegliche Lieferung für Korvet- 
ten an die Spanische Marine. Auch in An- 
zeigen (z.B.. Wehrtechnik 11/76, S. 29) 
schreibt Blohm & Voss nur: “Wir liefer- 
ten ... Korvetten für eine ausländische 
Marine.” 
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Was den. Vorwurf des Falschzitierens 

betrifft, so schreibt die von uns ange- 
führte ‚Belegstelle “Forces Armees Fran- 
caises’', Nr. 23, Juli/August 1974, S. 79 
in der Tat, die vier erwähnten Korvetten 
wären für Portugal bestimmt, sie seien 
mit den ersten sechs Einheiten der Joao 
Coutinho Klasse identisch mit Ausnahme 
der modernen Bewaffnung mit Exocet 
Raketen. Daß diese Exocet Raketen 
Komponenten aus der Kormoran Rakete 
von Messerschmitt-Bölkow-Blohm ent- 
halten, wird in Jane’s Weapons System 
1971/72, S. 36/37 berichtet. 


Schnellboote 

Die Bundesregierung sagt wiederum die 
Unwahrheit, wenn sie behauptet, daß der 
Bau von Schnellbooten für Südafrika 
auf der Grundlage von Plänen der Fr. 
Lürssen-Werft, Bremen, mit Maschinen der 
Firma MTU keiner der genannten Par- 
teien bekannt war (Memorandum S.11), 
obwohl Bonn nicht bestreitet,. daß die 
Firma MTU Schnellboote für Südafrika 
mit besonderen Maschinen ausstattet. 

Die Quelle für den Bericht, daß die vier 
-‚Schnellboote vom Typ “Saar IV” (d.h. 
“Reshef” in Israel; d.h. ‘'Ramta” in Süd- 
afrika) in Israel und zwei weitere Boote 
als angeblich israelische Produktion in 
Durban auf der Grundlage von Plänen 


„„Transall - Miliärtransporter: wie bei allem anderen Militärgerät, so werden auch diese 
Lieferungen von der Bundesregierung rundweg abgeleugnet. 


In einem Telefongespräch am 24.10.74 
behauptete der Sprecher von Blohm & 
Voss: “Wer der Endempfänger der vier 
Korvetten ist, ‚ist für uns unerkennt- 
lich.” Aber er fügte hinzu, daß ‘‘die 
politische Lage” es Blohm & Voss nicht 
erlaube, Elemente für diese Korvetten 
zu liefern trotz großen Interesses. Blohm 
& Voss war also über das Projekt infor- 


miert. u. , 
Der Putsch in Lissabon im April 74 


änderte die Möglichkeit der Weitergabe 
der Korvetten von Portugal an Südafrika. 
Daher heißt es zur Zeit, daß die vier 
Schiffe 1975 der Portugiesischen Marine 
zugefügt worden sind. Sie erschienen je- 
doch bisher nicht im. Haushalt Portugals 
und wären nach Wegfall der Kriegsgebiete 
in Afrika für Portugals Marine teurer un- 
brauchbarer Ballast. Die zitierte Äuße- 
rung aus. ‘Nato’s: Fifteen Nations’ vom 
Juli 76 zeigt, daß ihre Übergabe an Pre- 
toria weiterhin vorgesehen ist. 


der Lürssen-Werft, Bremen, für Pretoria 
gebaut werden, ist das augenblickliche 
deutsche Standardwerk über Schnell- 
boote: Fock ‘‘Schnellboote”, Koehler, 
Herford 1974, S. 226. Dort wird die 
Lürssen-Beteiligung an der Reshef-Kon- 
struktion angenommen. Die britische 
Fachzeitschrift “Battle”, November 
1974, zitiert einen israelischen Marine- 
offizier, der die deutschen “Jaguar”- 
Schnellboote von Lürssen und deren 
Lizenzfertigung in Cherbourg/Frank- 


“reich “Combattante” als Grundlagen der 


*“Saar’’-Boote bezeichnet: “We mixed 
them: together and the result was the 
‘Saar’””. Jane’s Fighting Ships 1975/76, 
Seite 185 ff. und Navy International, 
Juni 1976, S. 15, berichten dies eben- 
falls. Die Ähnlichkeit in Aussehen, 
Tonnage, Motorausrüstung, Leistung, Be- 
waffnung, Besatzungsstärke zwischen 
“Saar IV-Reshef” und dem deutschen 
Schnellboot S — 143 von Lürssen machen 
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die deutsche Beteiligung deutlich. 

Jane’s Fighting Ships. 1975/76 berich- 
tete, daß diese Schiffe mit Motoren von 
MTU, Friedrichshafen ausgerüstet wer- 
den. Der African National Congress of 
South Africa hat am 12.1.77 bekannt- 
gegeben, daß MTU-Motoren für diese 
Boote am 20.12.76 zur Verschiffung 
nach Durban im Hafen von Bremen. ge- 
sehen wurden. Die Kisten trugen die 
Aufschrift: “MAN, Maybach, Mercedes 
Benz, Friedrichshafen mtu 829 an Pro- 
kura Diesel Service Pty, Ltd., c/o. Kühne 
and Nagel, Durban R.S.A., Engine Nr. 
91.1105, G.W. 8470 kg, N.W. 7110 kg. 


Dimension: 3.700 x 2.280 x 2.700mm.” 
Nach Informationen der AAB werden 


die beiden Schneliboote, die in Durban 
gebaut werden, mit Elektronik von 
Siemens im Wert von DM 3,5 Mio ausge- 
rüstet. Die Schnellboot-Motoren wurden 


trotz Hinweis in der AAB-Pressemittei- 


lung vom 12.11.76 Ende Dezember 1976 
in Bremen ungestört verladen. Die Bun- 
desregierung sah keinen Anlaß, die Rich- 
tigkeit der Deklarierung ‘Motor mit Ge- 
triebe und Zubehör” überprüfen zu las- 
sen. Die Motoren wurden zwar in Bremen 
verschifft, aber bei der Kühne & Nagel 
Tochter in Durban sollen sie nicht aufge- 
taucht sein. Die Empfänger-Firma ‘“Pro- 
kura Diesel” ist nicht im Telefonbuch 
verzeichnet. 


Minen und Munition von Portugal 

nach Südafrika 

Bezüglich des Dementis der Bundesre- 
gierung zu Lieferungen von-Minen und 
Munition aus Portugal unter deutscher 
Beteiligung an Südafrika (Memorandum, 
Seite 12), ist zu sagen, daß die Bundes- 
regierung heute 1977 Lizenzprodukti- 
onen deutscher Munition in Portugal 
seit ca. 1963/64 bestätigt. Am 13. Dex., 
1973, also vor dem Ende des Kolonial- 
krieges, hatte der Staatssekretär im Aus- 
wärtigen Amt, Mörsch, auf eine ent- 
sprechende Frage des. MdB Dr. Uwe 
Holtz im Parlament geantwortet: “Hin- 
weise, denen zufolge in Portugal Anlagen 
zur Munitionsherstellung mit genehmi- 
gungspflichtigen Ausrüstungslieferungen 
von Firmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland errichtet wurden bzw. 'wer- 
den, treffen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung nicht zu.” (Deutscher Bundes- 
tag, 7. Wahlperiode, 71. Sitzung, Bonn, 
den 13. Dezember 1973, S. 4494). 
Es wurden aber die portugiesischen 
Munitions- und Waffenfabriken Fabrica 
Nacional de Municoes de Armas, Braco 
da Prata und Explosivos da Trafaria von 
den. deutschen Firmen Fritz Werner, 
Berlin; Heckler und Koch, Oberndorf; 
Josef Meissner, Köln aufgebaut. Portu- 
gal könnte es sich nicht leisten, dort 
vertragswidrig und gegen den Willen 
der Bundesregierung für Südafrika zu 
produzieren. Die von der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung berichteten und von 
der Bundesregierung nicht bestrittenen 
Lieferungen von Munition aus Portugal 
an Südafrika geschehen also unter deut- 
scher Beteiligung. 


‚kelt 


Militärische Version des Airbus A 300 B 

Die Behauptung der Bundesregierung, es 
gäbe keine militärische Version des Air- 
bus, steht im Gegensatz zu Angaben in 
“Le Monde” vom 31.5.75 und 12.8.75, 
die besagen, daß Pretoria den Airbus 
A — 300 mit eingebauten Tanks zum 
Auftanken der Mirage-Düsenjäger Süd- 
afrikas in der Luft bestellt hat. Diese 
Ausrüstung weist den so hergerichteten 
Airbus laut I. ‘Internationale Rüstungs- 


‚materialliste A-0010 b/c als militärische 


Version aus. Diese militärische Version, 
Kampfflugzeugbetanken und Verwunde- 
tentransport, ist nach Angaben der Firma 
Aerospatiale, die neben den deutschen 
Firmen Messerschmidt-Bölkow-Blohm 
und VFW-Fokker den Airbus herstellt, 
sogar auf deutsche Veranlassung entwik- 
worden (Interavia Nr. 5/1973, 
S. 418), obwohl diese Version in der 
Bundesrepublik nicht benutzt wird. Auch 
SIPRI Yearbook 1976, S. 274 führt 
die Airbus-Lieferung an Südafrika als 
Waffen-Verkauf auf. Zumindest ein Teil 
der militärischen Auslegung der vier 
Großraumflugzeuge, nämlich die Mög- 
lichkeit einer raschen Umrüstung für 
den Verwundetentransport, ist im Werk 
Hamburg-Finkenwerder von Messer- 
schmidt-Bölkow-Blohm erstelit.worden. 


Milan - Rakete ... 


Transall-Militärtransportflugzeuge und 
Milan-Raketen 

Es ist unwahr, zu behaupten, Transall- 
Militärtransportflugzeuge und Milan-Ra- 
keten seien nicht nach Südafrika expor- 
tiert worden. Die Transall wurde ebenso 
wie die Milan über Verkaufsfirmen in 
Frankreich verkauft, was nichts daran 
ändert, daß beide Militärgüter aus der 
Bundesrepublik und mit der gesetzlich 
vorgeschriebenen Endverbrauchserklärung 
sowie der Genehmigung der Bundesre- 
gierung nach Südafrika geliefert wurden 
und werden. 


Dafür, daß Milan-Raketen geliefert wer- 
den, sei nochmals auf die Bestätigung 
dieser Lieferungen durch Bundesvertei- 
digungsminister Leber hingewiesen (ARD- 
TV, “Report”, 17.2.75, 20.00 Uhr) 
Als eine der Meldungen, daß neun Trans- 
all C — 160 an Südafrika geliefert wurden, 
sei International Herald Tribune vom 
8.5.1976 angeführt. 


Zusammenfassung ° 

Bonn versicherte der XXX. und XXXlI. 
Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen, daß ‘die Vorwürfe unbegründet 
sind” (Memorandum, Seite 1). Der 
parlamentarische Staatsekretär des Bun- 
deswirtschaftsministeriums Grüner spezi- 
fiziert die Angelegenheit darüberhinaus 
und schreibt einem Mitglied des Bundes- 
tages am 9. Dezember 1976: ‘Sofern 
Exporte aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land erwähnt wurden, stellen sie aus- 
schließlich Güter dar, die nicht unter 
das Waffenembargo der Südafrika-Reso- 
lutionen des UN-Sicherheitsrates fallen”! 
Aber die Antwort der Bundesregierung 
im Hinblick auf ihre militärische Zu- 
sammenarbeit mit Südafrikas Apartheid- 
Regime, die sie in dem Memorandum 
vom Januar 1977 der Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU) gab, 
ist Punkt für Punkt unwahr. 


RNE FORDERN WI - 
DESREGIERUNG DAZU AUF 


— unverzüglich ihre militärische Zusam- 
menarbeit mit dem rassistischen Min- 
derheitsregime Südafrikas zu beenden; 


— insbesondere eine sofortige Ausfuhr- 
sperre für Lieferungen für die Uran- 
anreicherungsanlage in Südafrika zu 
verhängen sowie alle dafür erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, um die 
Anwendung von Urananreicherungs- 
technologie aus der Bundesrepublik 
in Südafrika zu verhindern. 


’ 


Presseerklärung der Anti-Apartheid-Be- 
wegung in der BRD und West-Berlin 
e.V. vom 23. März 1977 


Aus: 

Informationsdienst Südliches Afrika 
5300 Bonn 1, Buschstraße 20 

Nr. 4 , April 1977 


DED-Mitarbeiterkonferenz kritisiert 
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Südafrika-Politik der BRD 


Die Mitarbeiterkonferenz des DED fordert die Bun- 
desregierung zu einer grundsätzlichen Revision ihrer 
Südafrika-Politik auf. Die bisherige Südafrika-Politik, 
die faktisch auf eine Tolerierung der Rassendiskri- 
minierung herausläuft, bringt die Mitarbeiter des 
DED insbesondere in Ostafrika zunehmend in Schwie- 
rigkeiten gegenüber ihren afrikanischen Partnern. Der 
DED setzt sich, wie es in seinen gesellschaftspoliti- 
schen Grundsätzen heißt, für soziale Gerechtigkeit, 
die Verwirklichung der Menschenrechte, den Abbau 
ökonomischer Ungleichheiten und die Solidarität 
mit den unterprivilegierten Menschen der Dritten 
Welt ein. Diese Konzeption des von der Bundesregie- 
rung getragenen DED ist äußerst schwer zu vertre- 
ten, solange die Regierung auf einem benachbarten 
Feld der Außenpolitik Verhältnisse nicht nur tole- 
riert, sondern bisweilen offen unterstützt, die für die 
Mehrheit der Bevölkerung extreme ökonomische 
Ausbeutung und das Vorenthalten elementarster 
Menschenrechte bedeuten. 

Die südafrikanische Apartheid-Politik wirkt auf eine 
Vielzahl afrikanischer Staaten entwicklungshem- 
mend, weil der Kampf gegen Rassismus und Unter- 
drückung Energien und Finanzmittel bindet, die 
dringend für die Lösung eigener Probleme benötigt 
würden. 

Als vrodringliche Maßnahmen einer Revision der bis- 
herigen Südafrika-Politik fordern wir: 

— Die Kündigung des deutsch-südafrikanischen Kul- 


informationsdienst 


turabkommens (von dem vorwiegend weiße 
Südafrikaner profitieren und das sich entgegen 
dem internationalen Völkerrecht auch auf Na- 
mibia erstreckt) 

Die offizielle Anerkennung der SWAPO, die von 
der UNO als einzig legitime Vertretung. der Be- 
völkerung Namibias angesehen wird 

Die Beendigung jeglicher militärischer Zusammen- 
arbeit mit Südafrika und die strikte Überwachung 
des Waffenembargos 

Die Befolgung des von den Vereinten Nationen 
beschlossenen Wirtschaftsboykotts gegen Südafri- 
ka 

Die Einstellung der Besuche von deutschen Re- 
gierungsvertretern und Bundeswehroffizieren in 


Sü 
Die etwa alle zwei Jahre stattfindende Mitarbeiterkonferenz 
ist das höchste Organ innerhalb der Mitbestimmungsordnung 


- des Deutschen Entwicklungsdienstes. Die Mitarbeiterkonfe- 


renz, diezur Zeit etwa 850 Entwicklungshelfer und 200 haupt- 
amtliche DED-Mitarbeiter vertritt, setzt sich aus Delegierten 
der vier DED-Regionen (Lateinamerika, Westafrika, Ostafrika 
Asien) und der DED-Zentraie sowie Vertretern der Rück- 
kehrer, der Vorvertragspartner und der Vorbereitungsteilneh- 
mer zusammen. 

Nach einem Beschluß des DED-Verwaltungsrats Vom 18.4.77 
dürfen die Mitarbeiterkonferenz und die anderen Organe der 
DED-Mitbestimmung öffentliche Erklärungen nur noch mit 
Zustimmung der DED-Geschäftsführung abgeben. Die Mitar- 
beiterkonferenz 1977 forderte den Verwaltungsrat auf, seinen 
Beschluß vom 18.4.77 zurückzunehmen und „die Mitbestim- 


mung im DED zu verteidigen.” 


wissenschaftliche 


südliches afrika 


erscheint monatlich und berichtet kritisch über Gesche- 
hen und Entwicklungen im Südlichen Afrika. 


Leitthemen der letzten Nummern: 


Nr. 1/2-1977: Schwarze Gewerkschaften 


Südafrikas im Kampf 


Nr. 3-1977: Banken in Südafrika 


Band 1 Portugiesische Siedlungspolitik in Angola 


Gerald J. Bender 
Bonn 1974, 42 Seiten, DM 2.50 


Portugal, Afrika und die 


Europäische Gemeinschaft 
Peter Guinee, erweitert von Bernd Kalkum 
Bonn 1974, 115 Seiten, DM 5.00 


Dokumente der südafrikanischen 
Befreiungsbewegungen 1943 bis heute 
Bonn 1976, rund 250 Seiten, DM 10.00 


Nr. 4-1977: Waffengeschäfte BRD-Südafrika 


Nr. 5-1977: Frauen im Befreiungskampf . " = = a 
Nr. 6.1977: Kirchen und Befreiungskampf i informationsstelle südliche® afrıka e. 


Preis: Buschstr. 20. 3300 Bonn 1. Tel. 02221/2 3288 
Einzelheft DM 2,00: Jahresabonnement DM 22,50 
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IRAN 


Presseerklärung der CIS zum Hungerstreik 


persischer Studenten 


Die ClSistnur eine Organisation der antiimperia- 
listischen iranischen Studenten in der Bundesrepublik. 
Wir veröffentlichen ihre Presseerklärung, weil wir die 
Forderungen des Hungerstreiks für politisch unterstüt- 
zenswert halten und weil wir deshalb diese Aktion auch 
den Lesern der „blätter” bekanntmachen wollen, Wir 
werden in diesem’ Sinne auch mit Aufrufen und Ver- 
öffentlichungen aller anderen antiimperialisti- 
schen iranischen Studentenvereinigungen verfahren. 
Red. 


Presseerklärung der Conföderation Iranischer 
Studenten (CIS) über den unbegrenzten HUNGER- 
STREIK 


Seit Montag, den 23.5.1977, befinden sich über 40 irani- 
sche Studenten im Martin-Luther-King-Haus, Grindelallee 9, 
2 Hamburg 13 in einem unbegrenzten Hungerstreik. Diese 
Protestmaßnahme, die neben gleichen und ähnlichen Aktio- 
nen in USA, Italien, Schweden, Belgien und Großbritannien 
in Angriff genommen worden ist, richtet sich gegen die Wei- 
gerung der diplomatischen Auslandsvertretungen des fa- 
schistischen Schah-Regimes, einer international unabhängigen 
Beobachterdelegation aus Juristen und Medizinern Einreise- 
erlaubnis in den Iran zu gewähren. Diese sollte an Ort und 
Stelle die berohliche Lebenslage der 100.000 politischen 
Gefangenen untersuchen, die Gefängnisse und Folterkammern 
des Landes besichtigen und die Familienangehörigen der 
Gefangenen besuchen. 

Vor länger als einem Jahr bildete sich die Beobachterdelega- 
tion mit den juristischen Mitgliedern R. Fromann (BRD), 

P. Nobile (Italien), Prof. Dr. R. Falk, J. J. Shestack, J. Le- 
vine (USA), D. Wandycke (Belgien), J. F. Blet (Frankreich) 
und dem Sachverständigen für medizinische Folgen der Fol- 
ter Dr. Van Der Kroeff (Niederlande). Dieser Schritt von 
höchstem moralisch-menschlichem Stellenwert fand bei der 
demokratischen Weltöffentlichkeit eine breite Resonanz. 
Die Zahl der Mitglieder der Delegation stieg in kürzester 
Zeit‘ von 3 auf 8 und viele bekannte Demokraten und für 
Freiheit eintretende Menschen sprachen ihre uneingeschränk- 
te Unterstützung aus. Die patriotischen iranischen Studenten 
im Ausland setzten in verstärktem Maße ihre Aufklärungs- 
arbeit über die Lage der politischen Gefangenen, die ununter- 
brochene Welle der Ermordung und Hinrichtung der irani- 
schen Patrioten seitens der international berüchtigten irani- 
schen Geheimdienstorganisation SAVAK fort und erwirkten 
damit die breiteste demokratische Protestwelle in der Welt- 
öffentlichkeit. Die unverzügliche und tatkräftige Unter- 
stützung an die politischen Häftlinge im Iran schien umso 
dringender als die Weltöffentlichkeit täglich über die inter- 
nationalen Massenmedien über die massenhafte grausame 
Erschießung und Foltermord der politischen Gefangenen im 
Iran.unterrichtet wurde. 

Iran, so berichtete bereits 1975 Amnesty International in 
ihrem Jahresbericht, sei das Land in der Welt, das die höch- 
ste Rate an Todesstrafen für politische Gefangene aufweist 


und in dem ein System der Justiz- und Foltermethoden 
praktiziert werden, die in der Welt ihresgleichen suchen. 200 
Erschießungen seit Beginn dieses Jahres! Diese erschrecken- 
de Zahl von Mordfällen an politischen Häftlingen, „Erschie- 
Bungen auf der Flucht”, die unmenschlichsten Bedingungen 
in den Gefängnissen Irans, die zunehmende Terrorisierung 
der Bevölkerung im Iran erfordern schnelle und aktive 
Hilfsmaßnahmen für die politischen Gefangenen und die 
antifaschistischen und freiheitsliebenden Oppositionellen 
im Iran. 

Heute treten iranische Studenten in Hamburg und in der 
ganzen Welt in einen unbegrenzten Hungerstreik. Sie for- 
dem: 

Einreise und freies Geleit für die unabhängige, internatio- 
nale Beobachterdelegation aus Juristen und Medizinern 

zur Untersuchung der Situation der politischen Gefange- 
nen und ihrer Familien im Iran. Sie wenden sich damit an 
die demokratische Öffentlichkeit. 

Wir rufen die demokratische Öffentlichkeit in der Bundesre- 
publik Deutschland auf, die Forderung nach freiem Geleit 
für die Einreise der internationalen Delegation und ihrer 
uneingeschränkten Handiungsfähigkeit zur Untersuchung 
der Gefängnisse, der Lage der politischen Gefangenen und 
ihrer Familien zu unterstützen. Senden Sie bitte Protest- 


‚telegramme und Protesterklärungen an die Botschaft und die 


jeweiligen Konsulate Irans! 

Nur eine große Öffentlichkeit und eine breite Protestbewe- 
gung kann das freie Geleit der Einreise der Beobachterdele- 
gation erzwingen! 


Conförderation Iranischer Studenten 
(CIS) 


Textvorschlag für Protestschreiben 


Ich/wir habe/haben zur Kenntnis genommen, daß die 
beantragte Einreiseerlaubnis der Internationalen und 
Unabhängigen Juristisch-Medizinischen Beobachter- 
delegation in den Iran von den iranischen Vertretun- 
gen in den betreffenden Ländern abgelehnt worden 
ist. Ich/wir bitte/bitten Sie dringend, diese Entschei- 
dung rückgängig zu machen und der obengenannten 
Beobachterdelegation die Einreise in den Iran zu ge- 
währen. 


(Unterschrift) 
Zu senden an die : Iranische Botschaft, Kölner Straße 133, 
5300 Bonn - Bad Godesberg 


(Postleitzahl, Wohnort) 
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%88a schon wieder in Aktion: 
Bücher in Helmstedt beschlagnahmt 


Am Mittwoch, den 8. Juni, beschlagnahmten Beamte des 
Bundesgrenzschutzes und der Kriminalpolizei ca. 40 Buch- 
titel des Oberbaum-Verlages in einer Gesamtzahl von min- 
destens 360 Büchern, die in einem LKW aus Westberlin 
über Helmstedt transportiert wurden. Die Beamten durch- 
wühlten den LKW, öffneten Aktentaschen, private Briefe, 
Buchführungsmaterial und nahmen die Fahrer fest. 

In der Beschlagnahme-Anordnung heißt es: 

„Die Beschuldigten (die Fahrer!) reisten mit dem LKW am 
8.6.1977 gegen 13.30 aus Berlin kommend in die Bundes- 
republik Deutschland ein. Die Druckerzeugnisse haben 
größtenteils linksextremistischen Inhalt. (..) Hieraus ergibt 
sich der Verdacht, daß die von den Beschuldigten beförder- 
ten Schriftstücke zum Landfriedensbruch im Sinne des 


$ 125 a StGB auffordern. Da die Beschuldigten diese Schrift- 


stücke vorrätig hielten, besteht gegen sie der Verdacht auf 
Straftat gemäß $ 88 a, 125 a, 126 StGB. (..) Gemäß $ 94 
StPO ist die Beschlagnahme anzuordnen. . 
Amtsgericht Helmstedt, Elshoff, Richter.” 

Beschlagnahmt wurden neben Privat-Briefen und Buchfüh- 
rungsmaterial unter anderem folgende Bücher: 

— Nils Homberg: Friedliche Konterrevolution (ein kritisches 
Buch über die Sowjetunion); 

— Charles Bettelheim: Klassenkämpfe in der UdSSR; 

— Franz Mehring: Schriften über Deutschland; 

— Polemik über die Generallinie, Dokumente der KP Chi- 
nas gegen die Politik der KPdSUzwischen 1956 und 1963; 
— Scharrer: Vaterlandslose Gesellen (ein Roman über die 
Anti-Kriegs-Opposition 1914 — 1918); 

— Biographie von Joris Ivens (Filmregisseur) von Klaus 
Kreimeier; 

— Barfüssige Ärztin (über Aspekte des Gesundheitswesens in 
der VR China); 

— Peter Meyns: Tanzania, Modell eines Entwicklungslandes. 
Auf Intervention des Justitiars der Rechtsabteilung des Bör- 


senvereins des deutschen Buchhandels, Franz-Wilhelm Peter, 


wurden die beschlagnahmten Bücher zwar wieder freigege- 
ben. Nicht freigegeben wurden aber Flugblätter, die wohl 
das eigentliche Ziel der Beschlagnahme gewesen sind. Dabei 
handelt es sich nicht etwa um Pakete von Flugblättern, die 
Zur Verteilung in der Bundesrepublik bestimmt sind, son- 
dern eine dokumentarische Sammlung aller möglichen Flug- 
blätter, darunter z.B. auch des RCDS. Selbst Manfred Els- 
hoff, der Helmstedter Beschlagnahmer, schloss nicht aus, ' 
daß es sich bei den beschlagnahmten Flugblättern um Einzel- 
stücke handelt. 
Wir protestieren aufs Schärfste gegen diese Beschlagnahme, 
die an die Praktiken aus der dunkelsten Periode deutscher 
Geschichte erinnert. Wenn ein noch nach dem DDR-Transit 


plombiertes Fahrzeug geöffnet wird, wenn der Transport 
von Büchern eines Westberliner Verlags mit der Begründung 
der „Einfuhr” „linksextremistischer” Schriften ‚in die 
BRD” verhindert wird, wenn der Zensurparagraph 88 a be- 
reits gegen Bücher von Autoren wie Bettelheim, Holmberg, 
Franz Mehring, Adam Scharfer oder Dokumente der KP 
Chinas angewandt wird, dann zeigt das das ganze Ausmaß 
der politischen Unterdrückung in der BRD und Westberlin. 
700.000 Überprüfungen des Verfassungsschutzes im Öffent- 
lichen Dienst, 3.000 Berufsverbote und 1,5 Millionen erfaßte 
Personen in den Computern der „Staatsschutz”-Organe spre- 
chen eine deutliche Sprache! 


Dieser neuerliche Akt politischer Willkür in einem der 
ersten Fälle der Anwendung des Zensurparagraphen 88a 
verlangt die Solidarität und den Zusammenschluß aller 
Demokraten, Sozialisten, Antifaschisten und Kommunisten! 
Jeder Journalist, jeder Kulturschaffende, jeder Schriftstel- 
ler, Künstler und Verleger, jeder Gewerkschafter, der diese 
Zustände nicht hinnehmen möchte, ist heute bedroht. 
Besonders die Tatsache, daß prominente Autoren des west- 
europäischen Auslandes von diesem Willkürakt betroffen 
sind, wird einmal mehr dem westeuropäischen Ausland 
demonstrieren, was von den Erklärungen der Bundesregie- 
rung über die „demokratische Republik BRD” zu halten 
ist. Wir fordern die sofortige Auslieferung des gesamten 
beschlagnahmten Materials! 


\ 


Red. 


Quellen: Pressemitteilung des Oberbaum-Verlags, von Autoren 
des Oberbaum-Verlags und anderen v. 8.6.1977; Artikel „Von 
‘extremen Dingen’ nicht betroffen” in: FR, 22.6.1977, 8. 7 
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Amnesty: BRD-Regierung unterstützt 
Verletzung der Menschenrechte 


Die Jahresversammlung 1977 von amnesty international 
anerkennt die Unterstützung ihrer Arbeit durch die Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland, wie sie z.B. durch 
die Ratifizierung der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion und der Pakte über bürgerliche und politische und 
wirtschaftliche und soziale Rechte vom 19. Dezember 1966 
zum Ausdruck kommt und sich in der Unterstützung der 
Erklärung der Vereinten Nationen vom 9.12.1975 über 

den Schutz aller Personen vor Folter und anderer grausa- 
mer, unmenschlicher oder emiedrigender Behandlung oder 
Strafe widerspiegelt. 


Bei unserer täglichen Arbeit für politisch Verfoigte und Op- 


fer der Folter in aller Welt müssen wir jedoch feststellen, 
daß in der Praxis die Verletzung von Menschenrechten 
zumindest indirekt häufig auch unterstützt wird. Folgen- 
de Problembereiche geben der Jahresversammiung 1977 
besonderen Anlaß zur Besorgnis: 

In Bezug auf das Verhalten der Botschaften der Bundes- 
republik Deutschland in Ländern, in denen die Menschen- 
rechte in flagranter Weise verletzt werden, wie z.B. in den 
Fällen Genuit (Argentinien) und Sannemann (Paraguay), 
ist amnesty international der Auffassung, daß unsere di- 
plomatischen Vertretungen den Schutz der Menschen- 
rechte als obersten Grundsatz ihres Handelns betrachten 
sollten. Das bedeutet, daß die Botschaften in Fällen, in 
denen sie politisch Verfolgten in irgendeiner Weise Schutz 
oder Hilfe gewähren können, der Sorge für Leben und 
Unversehrtheit dieser Menschen Vorrang geben müssen auch 
vor ungetrübten politischen oder wirtschaftlichen Bezie- 
hungen zu diesen Staaten. 

In Anbetracht der Tatsache, daß in vielen Staaten das 
Militär aktiv an Folterungen beteiligt ist oder diese zumin- 
dest duldet, hält amnesty international es nicht für ver- 
tretbar, daß die BRD diese Regierungen durch die Liefe- 
rung von Rüstungsgütern und die Ausbildung von Mili- 
tärs unterstützt. Amnesty international ist zwar das Argu- 
ment bekannt, daß gerade die Ausbildung in einer demo- 
kratischen Armee in den betreffenden Offizieren Abwehr- 
kräfte gegen Menschenrechtsverletzungen entwickeln könn- 
te. Wir können dieses Argument jedoch nicht respektie- 
ren, weil keine Beispiele bekannt wurden, daß bei der 
Bundeswehr ausgebildete Offiziere oder Soldaten sich der 
Folter in ihrem Land widersetzt hätten. In der Praxis ist 
nach unserer Kenntnis sogar das Gegenteil anzutreffen. 
Aus diesem Grunde fordert amnesty international die so- 
fortige Einstellung der Ausbildung von z.Zt. über 70 Offi- 
zieren aus u.a. folgenden Staaten: Äthiopien, Argenti- 
nien, Brasilien, Indonesien, Iran, Marokko, Paraguay , Süd- 
Korea und Thailand. 

In der Zusammenarbeit des Verfassungschutzes mit den 
Geheimdiensten von Staaten, die in eklatanter Weise die 
Menschenrechte mißachten, müssen wir feststellen, daß 
sich die Bundesrepublik durch diese Praxis an politischer 
Verfolgung mitschuldig macht. Wir verkennen nicht die 
Pflicht der Bundesrepublik, ausländische Missionen vor 
Anschlägen zu schützen. Aber es besteht Besorgnis, daß un- 
abhängig davon Namen und Aktivitäten ausländischer 
Staatsbürger an die entsprechenden Regierungen gemeldet 
wurden. Damit schaffen bundesdeutsche Behörden eine 
Voraussetzung für die politische Verfolgung der Betroffe- 
nen. Angesichts der Bindung aller staatlichen Organe an die 


Verfassung und angesicht des $ 24 1 a StGB, der selbst die 
Weitergabe wahrer Umstände unter Strafe stellt 


wenn sie die Gefahr einer politischen Verfolgung herauf- 
beschwört, ist diese Praxis unbedingt unzulässig. Amnesty 
international fordert deshalb den sofortigen Abbruch 
dieser Zusammenarbeit. 


Schließlich muß festgestellt werden, daß sich die Bundes- 
republik auch durch ihre Asylpraxis an politischer Ver- 
folgung indirekt beteiligt. Heute wird nicht mehr jedem 
Asylbewerber ein rechtsstaatliches Verfahren garantiert. 
Es müssen im Gegenteil viele Flüchtlinge damit rechnen, 
sich mit der Stellung eines Asylantrages der Gefahr auszu- 
setzen, in ihr Heimatland abgeschoben zu werden. In Ein- 
zelfällen setzen sich Beamte in einer bisher nicht bekann- 
ten Rüksichtslosigkeit über das verfassungsrechtlich garan- 
tierte Asylrecht hinweg. Amnesty international sah sich 
deshalb gezwungen, in bisher drei Fällen Strafanzeige we- 
gen Verbreitung bzw. des Versuchs einer Verschleppung 

($ 234 aStGB) zu erstatten. Amnesty international hat 
ihre Bedenken gegen die derzeitige Asylpraxis in einer 
kürzlich veröffentlichten Dokumentation geltend gemacht 
und begründet. Aufgrund der dort gewonnenen Ergebnis- 
se müssen wir dringend dazu auffordern, diesem Verwaltungs- 
handeln Einhalt zu gebieten und für eine dem Grundge- 
setz und der humanitären Verpflichtungen gerecht werden- 
de Praxis Sorge zu tragen. 


Aus der Resolution der Jahresversammiung von amnesty inter- 
national, Sektion der BRD, 28. — 30.5.1977 
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Unterstützt das Russell-Iribunal über Repression 


ın der BRD! 


Die Bertrand Russell Peace Foundation hat mit der kon- 
kreten Vorbereitung eines Dritten Internationalen Russell- 
Tribunals begonnen, das die Repression in der BRD behan- 
deln wird. Das iz3w Freiburg begrüßt diese Initiative. Sie 
wird von uns politisch und materiell unterstützt. 

Das Tribunal will heute in der BRD bedrohte demokratische | 
Freiheitsrechte verteidigen helfen. Dazu gehören: Das Recht 
auf freie Meinungsäußerung und freien Zugang zu Informa- 
tionen, das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungs- 
freiheit und das Recht auf freie Berufswahl. Diese Rechte 
sind nicht nur wichtige Voraussetzungen für den Kampf der 
westdeutschen Arbeiterklasse um gesellschaftliche Verän- 
derungen, sondern auch Grundlage für praktische Solidari- 
tät mit den unterdrückten Völkern der Dritten Welt. 

Mit seiner Aufgabenstellung ist das Tribunal jedoch nicht 
nur der Vertreter von Interessen bestimmter politischer Rich- 
tungen und Gruppierungen, sondern es greift die grundle- 
genden Probleme all derjenigen auf, die für Erhaltung und 
Ausweitung demokratischer Rechte eintreten. Das Tribu- 
nal wird so zu einer radikaldemokratischen Institution, 
deren Charakter als von allen politischen Organisationen 
unabhängiges Gericht gewahrt bleiben muß. Nur so kann 
eine breite Unterstützung und Wirkung des Tribunals in der 
BRD-Bevölkerung zustande kommen. 

Damit dies möglich ist, fordern wir das Sekretariat des Rus- 
sell-Tribunals auf, seine Vorgehensweise und seine Entschei- 
dungen für alle durchsichtig zu machen. 

Aus der Aufgabenstellung des Tribunals ergibt sich, daß 

es seine Arbeitsbereiche nicht eng verstehen darf. Es muß 
durch seine Untersuchungen das Ausmaß der politischen 
Repression in der BRD im ganzen sichtbar machen, damit 
die Menschen dieses Landes und der europäischen Nachbar- 
länder erkennen, welche Gefahren mit der Repression in 
der BRD verbunden sind und daß nur entschlossener Wider- 
stand aller diesen Gefahren begegnen kann. 

Das Ausmaß der Repression in der BRD läßt sich nicht 
allein an den Berufsverboten im öffentlichen Dienst erken- 
nen. Der neue Paragraph 88 a, der die Befürwortung von 
Gewalt unter Strafe stellt, wird nicht nur zur Zensur von 
Büchern herangezogen, sondern auch, um das Verbot von 


Wie verläuft ein Russell-Tribunal? 

Die Fondation wird Ende Semptember eine unab- 
hängige Jury einsetzen. Weder diejenigen, die im In- 
und Ausland das Tribunal unterstützen, noch die 
Foundation selbst werden urteilen. Vielmehr wer- 
den international angesehene Persönlichkeiten sich 
gründlich mit Zeugenaussagen und Dokumenten be- 
fassen und anschließend nach den Kriterien der 
Menschenrechte zu einem Urteil gelangen. Es wird 
von Parteilinien unabhängig und unbeeinflußt und 
deshalb von großem moralischen und politischen 
Einfluß sein. 

Das vorläufige Sekretariat zur Vorbereitung des 
Dritten Internationalen Russell-Tribunals ist ab sofort 
unter folgender Adresse zu erreichen: Vorbereitungs- 
gruppe Russell-Tribunal, Ahornstraße 5 D-1000 Ber- 
lin 30, Telefon 030/211 91 38. 


Sammlungen zur Unterstützung von Befreiungsbewegun- 

gen in der Dritten Welt zu rechtfertigen. Damit stellt er 

ein schweres Hindernis für die Arbeit aller antiimperiali- 
stischen Solidaritätsgruppen dar. 

Das Russell-Tribunal sollte unter anderem ermitteln, 

— wie die staatlichen Institutionen durch Gesetze und 
Rechtsverordnungen die Meinungsfreiheit einschrän- 
ken, die Verteidigung politisch Angeklagter behindern 
und kriminalisieren und politische Gegner als Krimi- 
nelle diffamieren, 

— wie durch Ausweitung der Zugriffsrechte der Polizei, 
des Bundesgrenzschutzes und privater Schutztruppen 
die Freiheitsrechteeingeschränkt werden, 

— wie sich die staatlichen Repressionsmechanismen auf- 
grund der Unvereinbarkeitsbeschlüsse in die Gewerk- 
schaften, Kirchen, privaten Schulen usw. hinein ver- 
längern, 

— wie sich durch Zusammenspiel von Staatsorganen und 
privaten Arbeitgebern die politische Repression in 
Betrieben und Büros ausweitet, 

— wie ausländische Arbeiter und Studenten durch Gesetz- 
gebung und Praxis ihrer sozialen und politischen Grund- 
techte beraubt werden, 

— wie Gefangene als Menschen zerstört und ihre Rechte 
mißachtet werden, 

— wie Rechte von Frauen, so bei Abtreibungen und Selbst- 
organisation in Frauenzentren, eingeengt werden. 


Um die gesamte politische Repression sichtbar werden zu 

lassen, rufen wir alle Dritte-Welt-Gruppen und iz3w Leser 

auf, 

— das Russell-Tribunal mit Beweisunterlagen über politi- 
sche Repression und ihre Auswirkungen zu versorgen, 
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— durch Sammlungen und Spenden zur finanziellen Si- 
cherung des Tribunals beizutragen, 

— das Russell-Tribunal über die Repression in der BRD 
bekanntzumachen und seine unabhängige Arbeitsweise 
zu erläutern, 

— die Ergebnisse des Tribunals in Veranstaltungen, mög 
lichst in Zusammenarbeit mit anderen, öffentlich be- 
kannt zu machen. 


AUS DER ERKLÄRUNG DES SEKRETARIATS 
VOM 24.6.77 

In. Diskussionen, die der Veröffentlichung des 
letzten Aufrufs der Foundation folgten, mußten wir 
feststellen, daß in Teilen der Unterstützungsbewegung 
eine gewisse Verunsicherung fortexistiert. Unklar 
blieben besonders die Rolle des Sekretariats und der 
Katalog der möglichen auf einem Tribunal zu behan- 
deinden Punkte. Wir stellen dazu folgendes fest: 

Das vorläufige Sekretariat zur Vorbereitung des drit- 
ten internationalen Russeli-Tribunals wurde am 6. 
Juni 1977 von der Russell Peace Fondation einge- 
setzt. Ihm gehören an: Emst Böttcher, Studenten- 
pfarrer in Gießen, Sebastian Cobler, Jurist in Darm- 
stadt, Karl Thomas Dieckmann, Diplompolitologe 

in Berlin, Ellen Diederich, Studentin Marburg und 
Detlef Haritz, Diplompolitologe in Berlin. 

Das Sekretariat ist ein von der Russeli-Foundation 
eingesetztes unabhängiges Gremium. Es arbeitet 

mit allen an der Unterstützung des Tribunals inte- 
ressierten Gruppierungen und Individuen zusammen. 
Als Mitorganisator des Tribunals muß es auf diesem 
unabhängigen Status bestehen,um von vornherein je- 
den Eindruck abzuwehren, der spätere Spruch des 
Tribunals wäre vorherbestimmt. Eine solche Position 
des Sekretariats, die übrigens bisher Prinzip aller Rus- 
sell Tribunale war, wurde verschiedentlich kritisiert; 
insbesondere wurde eine politische Verantwortlichkeit 
gegenüber der Unterstützungsbewegung gefordert. Dem 
ist entgegenzuhalten: 

Das Sekretariat dient einzig der Vorbereitung des 
Tribunals. Anders als politische Gruppen oder auch 
Aktionsbündnisse, die das Tribunal unterstützen, 
muß es sich — um seinen unabhängigen Status zu wah- 
ren -- jeder über die Vorbereitung des Tribunals 
hinausgehenden politischen Aktivität enthalten. Es 
kann sich demnach weder von bestimmten politi- 
schen Richtungen innerhalb der Unterstützungsbe- 
wegung abhängig machen, noch der Unterstützungs- 
bewegung eine bestimmte politische Linie vorschrei- 
ben. 

Ein zweiter bisher unklarer Punkt waren die diver- 
sen Listen möglicher Anklagepunkte. Wir stellen dazu 
fest: 


Die Russell Foundation veranstaltet ein Tribunal 
über Verletzung der Menschenrechte in der Bundes- 
republik Deutschland und Westberlin, die für dieses 
Land typisch und spezifisch sind. Was im Einzeinon 
zu den Verstößen gezählt wird, liegt weder in der 
Entscheidungsbefugnis des Sekretariats noch in der 
anderer Repräsentanten der Foundation, sondern 
einzig und allein in der unabhängigen Jury. Insofern 
sind alle bisher umgehenden Listen als Vorschlags- 


Unterstützungsspenden für das Russell-Tribunal über die 
politische Repression in der BRD erbitten wir auf das 
Konto: 
Bankkonto: Nr. 0254 585300, Thomas Dieckmann-Son- 
derkonto Russell-Tribunal, bei der Berliner Bank, BLZ 
100 200 00; Postscheckkonto: Nr. 415909-100, Thomas 
Dieckmann, beim Postscheckamt Berlin-West, BLZ 
100 100 10 

Aktion Dritte Welt/iz3w Freiburg i. Br. 


listen mit:nicht ausschließlichem Charakter zu ver- 
stehen. Es ist eine der wesentlichen Aufgaben der 
Unterstützungsbewegung, die Jury mit fundiertem 
und sorgfältig recherchiertem Material zu versorgen, 
damit sie zu einem umfassenden Urteil über Men- 
schenrechtsverletzungen gelangen kann. Das Sekre- 
tariat hat die Aufgabe, das Material zu sammeln. Es 
erklärt öffentlich, kein Material zu unterdrücken, 
vielmehr alle Unterlagen in kontrollierbarer Form 
der Jury zu unterbreiten. 


Die Jury wird im Laufe der nächsten Wochen be- 
nannt werden und am Ende des Sommers erstmals 
zusammentreten. Bis dahin benötigen wir ernstzu- 
nehmende Zwischenergebnisse bei der Materialsamm- 
lung, müssen erhebliche Geldsummen aufgebracht 
werden. Das Sekretariat ruft dazu auf 
— ihm Vorschläge für die deutschen Mitglieder der 
Jury zu unterbreiten, diees an die Foundation weiter- 
leiten wird 
— bis Ende September erstes Material zu schicken 
— bei der Aufbringung der benötigten Geldsummen 
tatkräftig mitzuwirken 
— die Öffentlichkeit über das Tribunal zu informie- 
ren. 
Diese Erklärung ist der Russell Peace Foundation be- 
kannt. Sie wird von ihr voll gebilligt. 

 — — — 


INFORMATIONEN ZUM RUSSELL-TRIBUNAL 


Wer war Betrand Russell? Bertrand Russell, 1872- 
1970, war ein englischer Philosoph und Nobelpreis- 
träger, der Zeit seines Lebens für Frieden und De- 
mokratie eintrat. Während des 1. Weltkrieges wur- 

de er als Wehrdienstgegner von den englischen Be- 
hörden verfolgt. Nach dem 2. Weltkrieg war er ei- 

ner der entschiedensten Kritiker des Atomkrieges 
und der atomaren Gefahr. Er engagierte sich aktiv 

für politische Gefangene in mehr als 40 Staaten 

mit unterschiedlichsten Gesellschaftsordnungen. 
Ebenso wandte er sich gegen Folter und Unter- 
drückung, Mißachtung der Menschenrechte und Aus- 
beutung der 3. Welt. 1966 initiierte B. Russell ein 
Tribunal gegen die Kriegsführung der USA in Viet- 
nam. Gemeinsam mit Jean Paul Sartre, Simone de 
Beauvoir, Lelio Basso, Isaac Deutscher und dem 
früheren Präsidenten der Republik Mexiko, Carde- 
nas, leitete er in London und Stockholm die bei- 

den Tribunale gegen den Vietnamkrieg. Nach gründ- 
lichen Recherchen und umfassenden Zeugenanhörun- 
gen erfolgte die Verurteilung der völkermordenden 
Kriegspolitik der USA auf der Basis der Menschen- 
rechte und der UN-Charta. Sie trug mit dazu bei, das 
Gewissen der Weltöffentlichkeit zu wecken und da- 
mit den Krieg abzukürzen. 

Was ist die Bertrand Russell-Peace Fondation? 

Um zu gewährleisten, daß der Kampf für Frieden und 
Demokratie auch nach seinem Tode fortgeführt wird, 
gründete Russell gemeinsam mit seinem Freund Chri- 
stopher Farley die Foundation. Im Gegensatz zu an- 
deren Stiftungen ist sie jedoch finanziell nicht in 

der Lage, aufwendige Kampagnen zu finanzieren. Sie 
will dies auch gar nicht, sondern hat sich vielmehr zur 
Aufgabe gesetzt, ihr hohes moralisches und politisches 
Ansehen in die Waagschale zu werfen, um für den Frie- 
den und die Demokratie zu kämpfen. So führte sie 
1975 unter dem Vorsitz von Lelio Basso das Tribunal 
über die Folter in Lateinamerika durch und mobilisier- 
te die Welt gegen die tausendfachen Menschenrechts- 
verstöße durch die lateinamerikanischen Militärdikta- 
toren (vgl. blätter des iz3w, Nr. 51, Febr. 76). 

Warum ein Tribunal über die politische Unterdrückung 
in der Bundesrepublik? 

Anders als bei den beiden ersten Malen wird sich ein 
Russell-Tribunal diesmal nicht mit der Kriegspolitik 
und der Folter in der 3. Welt auseinandersetzen, son- 
dern diejenigen Zustände in einem hochentwickelten 
Staat, der BRD, untersuchen, die gegen die Menschen- 
rechte oder die im Grundgesetz verankerten Grund- 
rechte verstoßen könnten. Verdachtsmomente für sol- 


che Verstöße existieren zur Genüge: die Berufsverbote, 


die Zensurparagraphen, die Abhör- und Lauschangrif- 
fe, die Einschränkungen der Rechte von Verteidigern 
und Angeklagten. All dies hat in der Bundesrepublik 
eine Situation geschaffen, in der die fundamentalen 
demokratischen Freiheitsrechte angegriffen werden, 

in der sich undemokratische Verhältnisse herausbilden, 
die die Kritik aller Demokraten finden müssen. Des- 

' halb hat sich die Fondation zur Vorbereitung ihres 
neuen Tribunals mit dem Aufruf vom 1. Februar 

1977 entschlossen (siehe ‚Jinks”, März 1977). 


a 
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Die theoretisch-politische Zeitschrift doku- 

. mentiert und diskutiert die unterschied- 
lichen politischen Positionen in der 
Arbeiterbewegung und nimmt Stellung 
zu den aktuellen Streitfragen marxistischer' 
Theorie. Sie richtet sich an: Gewerk- 
schafter, Sozialdemokraten, Sozialisten 
und Kommunisten. 


Heft Nr. 3 

O Kommentare zur Arbeitslosigkeitin der 
BRD, Eurosozialismus, Studenten- 
bewegung in Italien 

O der gesellschaftliche Hintergrund der 
Studentenbewegung in Italien 

O Jean Elleinstein: Die Linksunion und ihr 
Verhältnis zur Sowjetunion 

O C. Buci-Glucksmann: Eurokommunismus 

O Klassenstruktur in den Metropolen des 

°* Kapitals (mit Karten-Beilage) 


Die „Beiträge zum wissenschaft- 
lichen Sozialismus“ erscheinen z.Zt. 
viermal im Jahr mit einem Umfang von 

ca. 240 Seiten pro Heft. Der Preis des 
Einzelheftes beträgt DM 12,-; Abonnement- 
preis für 4 Hefte: DM 44,-. 


vsAa 

Eiffestraße 598, 2000 Hamburg 26 
Vertrieb: VSA, 
Erkelenzdamm 7, 1000 Berlin 36 
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Galeano: Die offenen Adern Lateinamerikas 


Geschichte eines Kontinents 


- Eduardo Galeano: „Die offenen Adern Lateinamerikas” 
3. Auflage, Wupptertal 1976, DM 18,— 


Darüber daß ein Defizit an Kenntnissen über lateinamerika- 
nische Geschichte herrscht, kann kein Zweifel bestehen. Es 
überwiegen entweder gängige, von Europäern geschriebene 
Geschichtswerke mit Neigung zur Faktenhuberei oder Hand- 
buchartikel, die nur Teilbereiche vermitteln. und die histo- 
rische Komponente vernachlässigen. Theoretische Ansätze, 
wie von den Dependenztheotetikern vorgetragen, haben den: 
Nachteil, wenig anschaulich und konkret zu sein. Hier Ab- 
hilfe zu schaffen und eine Informationslücke, zumindest was 
den ökonomischen Bereich der Geschichte angeht,zu schlie- 
ßen, ist das vor kurzem in der 3. Auflage erschienene Buch 
„Die offenen Adern Lateinamerikas” in der Lage. Es ist 
‚dem Peter Hammer Verlag, der im Gegensatz zu anderen 
deutschen Verlagen sein Lateinamerika Programm nicht auf 
das personalistische Angebot von einzelnen Schriftstellern, 
sondern auf die Vermittlung von Sachthemen aus dem ge- 
sellschaftspolitischen Bereich ausgerichtet hat, positiv an- 
zurechnen, daß dabei der Preis völlig unüblicherweise von 
über 20,— DM bei den ersten Auflagen auf 18,— DM gesun- 
ken ist. 

Galeano, dessen neuer Roman „La canciön de nosotros” 
(Unser Lied) dieses Jahr erscheinen soll, lebt seit einigen 
Monaten im spanischen Exil, nachdem zunächst die Zeit- 
schrift ‚„Marcha” in Uruguay und später die Zeitschrift 
„Crisis” in Argentinien, die er als Chefredakteur geleitet 
hatte, von den jeweiligen Militärregierungen verboten wur- 
den. 

Schon als Oberschüler schrieb Galeano für Zeitungen und 
Zeitschriften. Wer aber von einem journalistischen Stil 
Nüchternheit und scheinbare Ausgewogenheit erwartet, dem 
sei von der Lektüre des vorliegenden Buches abgeraten. Für 
Galeano ist Journalismus Mittel für eine rebellische Kultur, 
richtet sich historische Darstellung gegen die Verfälschung 
der Vergangenheit, und soll das Ziel der lateinmaerikani- 
schen Literatur die kollektive Identitätsfindung in einer 
eigenen Kultur sein. 

Diese Anschauungen, die er auch auf dem Kolloquium der 
Frankfurter Buchmesse im Herbst vergangenen Jahres mit 
Vehemenz verfochten hat (1), prägen das Buch ebenso wie 
sein Ansatz, die Geschichte Lateinamerikas unter ökono- 
mischen Gesichtspunkten vorzustellen. Dabei wird von 
einer Abhängigkeitsbeziehung ausgegangen, in der die la- 
teinamerikanischen Länder gleichsam die Peripherie bilden, 
der die wechselnden, zunächst europäischen Wirtschafts- 
mächte im Zentrum gegenüberstehen. 

Die Geschichte der Unterentwicklung Lateinamerikas, so 
der Autor, ist ein Abschnitt in der Entwicklung des Welt- 
kapitalismus. Der unermeßliche natürliche Reichtum des 
Subkontinents ist das Ziel der Eroberung und Ausbeutung 
Lateinamerikas und dient dazu, den Wohlstand anderer 
Länder zu nähren. So erscheint die historische Entwicklung 
Lateinamerikas als ein Szenarium mit wechselnden Auf- 
sehern und Nutznießern: Auf die Spanier, Portugiesen und 
Engländer folgen die Nordamerikaner. 


Wo sich die Wirtschaftsstruktur dermaßen stark auf. die 
Ausfuhr konzentriert, lassen sich ganze historische Zeitab- 
schnitte auf ein einziges Exportprodukt reduzieren. Ables- 
bar sind sie bereits an den Kapitalüberschriften: Auf das 
„Gold- und Silberfieber” folgt die Vorherrschaft von „Kö- 
nig Zucker und anderen Landwirtschaftsmonarchen’”’ wie 
dem Kaffee oder dem Fleisch. 

Wie der ausländische Bedarf den Aufstieg und Fall ganzer 
Städte und Regionen bedingen kann, wird anhand von vie- 
len Beispielen deutlich. Etwa, wenn Galeano die Geschichte 
des „Cerro Rico”, des reichen Hügels der Stadt Potosi im 
heutigen Bolivien erzählt. Einst, als die Kolonialherren hier 
Edelmetalle schürften, war sie eine blühende Stadt, die Ma- 
ler und Handwerker aus Eurgpa anzog und zahlreiche Werke 
religiöser Kunst hinterließ, die jetzt in den geschlossenen 
Kirchen verfallen. Heute hat die Stadt dreimal weniger Ein- 
wohner als vor vier Jahrhunderten: der reiche Berg ist 
längst erschöpft. Oder der Bau des Amazonastheaters im 
brasilianischen Urwald, baulicher Ausdruck der zu Beginn 
des Jahrhunderts aufgrund des Naturkautschukbooms zu- 
sammengerafften Vermögen, zu dessen Einweihung eigens 
der Tenor Caruso für märchenhafte Summen herbeige- 
schafft wurde und das, nachdem sich die Kautschukanbau- 
gebiete in andere Weltregionen verlagerten, einem schnellen 
Verfall anheimfiel. 

Für den Leser erweist sich die Tatsache, daß Galeano 
Schriftsteller und Historiker in einer Person ist, als Gewinn. 
Der Erzählfluß bleibt, obwohl mit einer Menge wissenschaft- 
licher Anmerkungen versehen, immer lebendig, wodurch es 
gelingt, eine Fülle historischer Fakten zu vermitteln. Beinahe 
in Form eines Romans wird hier Geschichte gegenwärtig, wo- 
zu auch das Verfahren des Verfassers beiträgt, gerade zur 
Dokumentation der Frühzeit die Zeugnisse von Zeitgenos- 
sen heranzuziehen, unter denen Alexander von Humboldt 
zu den am häufigsten zitierten Chronisten zählt. 

Der Titel des zweiten Teils, „Die Entwicklung ist eine Reise 
mit mehr Schiffbrüchigen als Seefahrern”, in dem die Ge- 
schichte seit der Unabhängigkeit von Spanien dargestellt 
wird, ist bereits Aussage. Von einer kontinuierlichen Auf- 
wärtsentwicklung kann nicht berichtet werden; der auf- 
kommende englische Freihandel führt eher zur Zerstörung 
der entstehenden nationalen Industrie. Der Reichtum ver- 
bleibt selten im Lande, kann kaum zum Aufbau einer eige- 
nen Industrie genutzt werden. Technischer Fortschritt be- 
deutet meist einen Rückschritt in den Beschäftigungszah- 
len. Innerhalb jedes Landes wiederholt sich das System 

der Beherrschung, etwa in der dominanten Bedeutung der 
Hafenstädte oder der Struktur des Eisenbahnnetzes. _ 
Galeanos Beobachtungen decken sich mit den Ergebnissen 
der Vertreter der sogenannten „Dependenztheorie”, die im 
letzten Jahrzehnt unter den kritischen lateinamerikanischen 
Sozialwissenschaftlern entstanden ist und die die Unregel- 
mäßigkeiten in der Entwicklung Lateinamerikas aus dem Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu den Industriestaaten zu deuten 
versucht. 


Umfassende Gründe für die,verschiedenartige Entwicklung 
der beiden Teile Amerikas werden angeführt: Während 


Mittel- und Südamerika kolonialisiert und durch wechseln- 
de Glücksritter ausgezehrt wurden, siedelten sich in Nord- 
amerika sparsame Pioniere an, die sich selbst an der Arbeit 
beteiligten. 

Schwerwiegender noch wirkte sich die Frage der Herausbil- 
dung einer Gesamtnation aus. In den Vereinigten Staaten 
wurden die einzelnen Kolonien bald zur Nation, die sich 

im Laufe des 19. Jahrhunderts kontinuierlich erweiterte, 
während sich der Süden Amerikas in viele kleine Staaten auf- 
splitterte und damit desintegrierend auf die wirtschaftliche 
Entwicklung wirkte. Die Herstellung einer gesamtlateiname- 
rikanischen Einheit bleibt nach Ansicht des Autors eine noch 
zu lösende politische Aufgabe. 

Insgesamt liegt ein aufschlußreiches Buch (in gelungener 
Übersetzung) vor, das einerseits in gut lesbarer Form dem 
Leser Verständnis für die Geschichte eines Kontinents ver- 
mittelt und andererseits Aufschluß über das Denken enga- 
gierter lateinamerikanischer Schriftsteller und Historiker 
gibt. 
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Denn für Galeano und mit ihmdiemeisten lateinamerikani- 
schen Schriftsteller ist Literatur, wie gerade die Frankfur- 
ter Buchmesse 1976 deutlich gezeigt hat, niemals Selbst- 
zweck oder reine Unterhaltung. 
Vorliegendes Buch bildet hierin keine Ausnahme, wie der 
Schlußsatz, auf die Situation und Zukunft Lateinamerikas 
bezogen, belegt: „Für einige ruht das Schicksal im Schoße 
der Götter, aber in Wirklichkeit tritt es als brennende Heraus- 
forderung für das Gewissen der Menschen in Erscheinung.” 
N.W. 
1) Vgl dazu seinen dort gehaltenen Beitrag „Literatur und Gesell- 
schaft in Lateinamerika”. Abgedruckt in „Cultrun” Nr. 8, 
März 1977, Zürich, $. 12-15, sowie in „Zeitschrift für Kulturaus- 
tausch”, 27. Jg. 1977, Inhalt — „Lateinamerika — Colloquium 
1976”, 7 Stuttgart 1, Charlottenplatz 17. 
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SIPRI-Jahrbuch über 
Waffengeschäfte 1977 


Der weltweite Rüstungswahn 


World Armaments and Disarmaments 
SIPRI Yearbook 1977 


- Cambridge (Mass.)/London/Stockholm 1977 


(The MIT Press/Almgvist & Wiksell) 


Alle Jahre wieder kommt das SIPRI-Buch. Und alle Jahre 
wird eindringlich demonstriert, welche wahnwitzigen Di- 
mensionen die weltweite Militärmaschinerie angenommen 
hat: 

— 1976 betrugen die Rüstungsausgaben der gesamten Welt 
ca. 334.000.000.000 (334 Mrd.) US-$ (ca. 768,2 Mid. 
DM). Das ist ungefähr dreißigmal mehr als im Jahre 
1900 (bei konstanten Preisen). Weitere Vergleichszahlen: 
Der Bundeshaushalt der BRD betrug 1976 164 Mrd. 
DM, die globale offizielle Entwicklungshilfe’ für die 
Dritte Welt ca. 25 Mrd. US-$. 

Auffallend ist der immer größer werdende Anteil der 
Länder der Dritten Welt. Vereinigten 1957 die NATO 
und der Warschauer Pakt:auf sich noch 85 % der Welt- 
Rüstungsausgaben, so waren es 1976 „lediglich” 70 %. Die 
Dritte Welt hingegen (China ausgenommen) steigerte , 
sich kontinuierlich von 3,2 % (1955) auf 15 % bzw. 51 
Mrd. US-$ im Jahre 1976 (1975: 12 %), wovon allein 
53 % auf den Mittleren Osten entfielen. 


— Der internationale Waffenhandel ist praktisch außer Kon- 
trolle geraten. Er wird fast ausschließlich von den vier 
größten Waffenproduzenten USA (34 %), UdSSR (34 %), 
Großbritannien (10%) und Frankreich (10%) getätigt. 
Die Dritte Welt ist zum Großabnehmer avanciert: Mit 
7312 Mrd. US-$ lag 1976 der Wert der Importe an 
schweren Waffen um mehr als 16 % über dem Vorjahrs- 
wert (1965: 1558 Mrd. US$). 

Hierbei ist die starke Konzentration von Rüstungsex- 
porten in die Länder des Mittleren Ostens zu beachten. 
Mit 52 % der gesamten Rüstungsimporte aller Dritte- 
Welt-Länder liegen sie einsam an der Spitze, allen voran 
der Iran, der 1976 ca. 40 % der amerikmuischen Exporte 
an schweren Waffen aufnahm (vgl. bes. S. 319 £.). Auf- 
grund der hohen Waffenkäufe des Mittleren Ostens gibt 
es heute in dieser Region ebensoviele Kampfflugzeuge 
und Panzer wie in den NATO-STREITKRÄFTEN 
Europas. 

Der Anteil der USA am Gesamtexport schwerer Waffen 
in die Dritte Welt betrug 1976 etwa 40 %, der der 
UdSSR etwa 20 % und der Großbritanniens und Frank- 
reichs jeweils ca. 8 %. Es muß dringend darauf hingewie- 
sen werden, daß SIPRI nur den Handel mit schweren 
Waffen, also: Flugzeuge, Raketen, Panzer und Schiffe, 
berücksichtigt. Diese Waffen machen wahrscheinlich die 
Hälfte des Gesamthandels mit militärischen Gütern aus. 


— Die Verbreitung von Nukleartechnologie (Hauptexpor- 
teure: USA, UdSSR, Großbritannien, Kanada, Frank- 
reich, BRD, Schweden, Japan) erhöht die Gefahr einer 
Atomwaffenproduktion im Weltmaßstab. 1984 werden 
aller Voraussicht nach 29 Nicht-Nuklear-Waffen-Staaten 
über Atomreaktoren verfügen, die jährlich ca. 30 000 
kg Plutonium produzieren — genug,um täglich 
zehn 20 Kilotonnen-Atombomben zu bauen. 


— Rund alle drei Monate passiert ein Unfall mit Atomwaf- 
fen. 
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— Die gefährlichste gegenwärtige Entwicklung in der Mili- 
tärtechnologie ist die beständige Verbesserung der Treff- 
sicherheit der Trägersysteme. Mitte der 80er Jahre wer- 
den die strategischen Atom-Waffen eine Treffsicherheit 
von 30 Metern bei einer Reichweite von 13 000 KM be- 
sitzen. Gesteuert werden diese Super-Waffen über ein 
allumfassendes Satellitensystem, das 1976 bereits 1386 
Stück umfaßte. 


— Sämtliche Abrüstungsverhandlungen in den letzten 15 
Jahren haben zu keinem substantiellen Ergebnis geführt. 
Rüstungskontrolle kann lediglich zu einem Management 
des Rüstungswahns führen, besonders zwischen den bei- 
den Supermächten USA und UdSSR. Das Verbot biolo- 
gischer Waffen fällt darunter: Sie besitzen nämlich einen 
geringen militärischen Wert. 


Angesichts dieser Fakten heißt es sodann gleich im Vorwort 
des Buches, daß die Möglichkeit eines vernichtenden nuklea- 
ren Weltkrieges ständig steige. Das nukleare Wettrüsten, der 
internationale Waffenhandel, die ständige Gefahr einer Aus- 
breitung der Atomwaffenproduktion durch Kernenergieex- 
porte, sie alle steuern ihren Teil zur drohenden Vemichtung [ 
der Menschheit bei. 


Krieg wird wieder kalkulierbar, Dies ist wohl einer der ganz 
zentralen Aussagen des SIPRI-Yearbook. In Zukunft wird 
es möglich sein, dank optimaler Treffsicherheit der Träger- 
systeme den Kirchturm des Freiburger Münsters atomar zu 
zerstören, und nicht mehr, wie bisher, ganz Süddeutschland 
oder gar ganz Deutschland. Die Hemmschwelle, auf den 
Atom-Kopf zu drücken, wird immer niedriger. Das alte Prin- 
zip des Alles oder Nichts ist durch das kalkulierbare Risiko 
des punktuellen, graduell ansteigenden Angriffs abgelöst 
worden. 

Das Stockholm International Peace Research Institute 
(SIPRI) ist ohne Zweifel eine erhabene Wissenschaftsan- 
stalt. Seit seiner Gründung im Jahre 1966 erhält es seine fi- 
nanziellen Zuwendungen vom schwedischen Parlament, 
wird aber von einem internationalen Wissenschaftlerstab 
getragen. Parteilichkeit scheint hier ausgeschlossen zu sein. 
Seriosität und, damit einhergehend, Autorität wird dem In- 
stitut von allen Seiten zuerkannt. In internationalen Gre- 
mien, auf Konferenzen oder auch bei Verhandlungen dient 
es als verbindliche Informationsquelle. Höchstens Ultrare- 
aktionäre sehen da wieder ein Machwerk kommunistischer 
Infiltration. 


Aber trotz Unabhängigkeit, Seriosität und Autorität ist das 
SIPRI-Yearbook eben nur ein Jahrbuch. Zweifelsohne ein 
sehr wertvolles Nachschlagewerk, voller Fakten, Details, in 
großen übersichtlichen Statistiken aufgereiht. Doch die Fra- 


ge nach dem Warum wird nicht gestellt. Warum denn Rü- 
stungsproduktion? Warum denn diese wahnwitzigen Stei- 
gerungsraten? _ 

Hier muß man nach anderen Werken Umschau halten. 
Für das deutsche Publikum bieten sich die tiefgehenden 
Analysen von P. Sweezy, P. Baran, K. von Weizsäcker, E. 
Mandel, D. Senghaas und J. Galtung an. Für den Bereich 
Dritte Welt gilt es besonders, das Bändchen ‚Rüstung 
und Unterentwicklung” von U. Albrecht et al. zu Rate 
zu ziehen (vgl. Rezension in Heft 54). 


Gute Wissenschaft fordert ihren Preis und — Exklusivität. 
Das ist so im wohlverstandenen Interesse der bürgerlichen 
Gesellschaft. Wenn schon aufklärende Literatur nicht di- 
rekt unterbunden werden kann, dann schaltet man sie 
durch den Mechanismus des freien Spiels der Kräfte aus. 
Das heißt konkret: 140 SKR oder 75,25 DM für 421 Sei- 
ten antimilitaristischer Information. 


Interessierte sollten daher mit der sehr informativen Bro- 
schüre „World Armaments. The Nuclear Threat” Vorlieb 
nehmen. Sie faßt die Ergebnisse der jüngsten SIPRI-Publi- 
kationen exakt zusammen, zu einem erstaunlich angeneh- 
men Preis: 5 SKR. (Bestellung bei: SIPRI, Sveavägen 166, 
S-11346 Stockholm, Sweden. Einzelexemplare kostenlos.) 


jur 


HINWEIS: 


Das in der Nummer 62 der ‚‚blätter des 
iz3w” besprochene Kinderbuch „Komm 
ich zeig Dir, wo wir wohnen” (von 
Christel Orzechowski/Berna Schulte) 
ist im JUGENDDIENST VERLAG, Wup- 
pertal (Adresse: 5600 Wuppertal 2, Post- 
fach) erschienen. Diese Angaben wurden 
in der letzten Ausgabe der „blätter...” 
leider vergessen. 
Red. 


Neu aufgelegt! 
„ERZIEHUNG ZUR SOLIDARITÄT” 
Materialien zu Paulo Fereires politischer Alphabeti- 
sierungskampagne 
Hs. Joachim Wilhelm / Hartmut Futterlieb - 
DM 2,50 
2., unveränderte Auflage 
zu beziehen durch: 
iz3w 
Informationszentrum Dritte Welt 
Scheffelstraße 49 — Postfach 5328 
D-7800 Freiburg i. Br. 


POLITISCHES ASYL IN DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND 

Eine Dokumentation von amnesty international, 
Sektion der BRD, Venusbergweg 48, 5300 Bonn; 
Preis: DM 8,— (für Mitglieder DM 5,—) 


Nach der Verfassung steht jedem politisch Verfolgten ein 
Recht auf politisches Asyl zu. Das deutsche Recht hat die 
großzügige Regelung des Vertragsvölkerrechts übernommen 
und kann als mustergültig bezeichnet werden — auf dem 
Papier. 
Verwaltungspraxis und Rechtsprechung haben das Recht 
in sein Gegenteil verkehrt, brechen tagtäglich ihr eigenes 
Normprogramm, setzen das Grundgesetz, auf dem sie stehen 
wollen, allemal auf Grund. 
„Wir haben”, heißt es in der Dokumentation, „in der Ver- 
gangenheit mit allergrößter Sorge eine nicht mehr vertret- 
bare Behandlung politischer Flüchtlinge erleben müssen.” 
Es wird, wen wundert’s, mit zweierlei Maß gemessen. Der 
Oberhüter liberalen Gedankenguts (Abhören als praktizier- 
te Bürgernähe), Rechtsprofessor Maihofer, plant im Ein- 
vernehmen mit den Länderinnenministern weitere Ver- 
schlechterungen des Asylverfahrensrechts. 
Asylsuchende aus osteuropäischen Staaten haben eine hohe 
Anerkennungsquote — 1975 waren es 92,2 %, die anerkannt 
wurden. Die Anerkennungsquote lag insgesamt jedoch nur 
bei 35,7 %, 1976 bei 22,3 %. Flüchtlinge aus Bulgarien ha- 
ben eine 95,2%ige Anerkennungschance, Flüchtlinge aus 
dem Iran nur eine 5%ige. 
Sicher, viele Asylsuchende aus Osteuropa werden politische 
Motive haben,und manche Asylsuchende aus der Dritten 
Welt kommenaus wohlhabenden Kreisen und versuchen, ih- 
ren ausländerrechtlichen Status aus naheliegenden wirt- 
schaftlichen Gründen zu verbessern (letzteres gilt natürlich 
auch für viele Ostblock-Flüchtlinge). 
Dennoch sprechen die Zahlen eine klare Sprache über die 
Diskriminierung Asylsuchender aus der Dritten Welt. 
Die zahllosen rechtlichen, sprachlichen, ökonomischen und 
sozialen Schwierigkeiten, die Asylanten in der BRD haben, 
können hier nicht einzeln dargestellt werden. Die ai-Doku- 
mentation kann jedem zur Lektüre empfohlen werden, der 
sich mit der Verteidigung der Rechte politisch Verfolgter be- 
fassen will. Denn die Verfolgung findet hierzulande ihre 
Fortsetzung. 

as 


Austauschinserat 


der 
überblick 


Quartalsschrift der Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher 
Entwicklungsdienst (AG KED) für ökumenische Be- 
gegnung und internationale Zusammenarbeit 


„der überblick” versucht, die jeweilige Problematik 
mit Hilfe von sachlicher Information, interessanten 
Berichten, aber auch mit Kritik rundherum auszuleuch- 
ten. Fotos und Cartoons ergänzen die Artikel. Deshalb 
eignet sich die Zeitschrift gut als Arbeitsgrundlage 
für Seminare und Tagungen. 
Zehn Mark (zuzüglich Porto) kostet ein Jahresabonne- 
ment. Ein Probeheft gibt es bei 
Redaktion ‚‚der überblick”’ 
Mittelweg 143 
2000 Hamburg 13 
- Telefon: 040/4104808 
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Presseerklärung des KB (5.4.1977) 


Am 5.4. fällte das Amtsgericht Hamburg ein bemer- 
kenswertes Urteil. Geklagt hatte die SPD Hamburg 
gegen das Plakatieren eines Berufsverbote-Posters, 

das zur Wahlkampfzeit als Einlage in der Jugendzei- 

tung des Kommunistischen Bundes (KB) ‚‚Rebell” 

erschienen war. Das Poster enthielt auf schwarz-rot- 
goldenem Hintergrund die Aufschrift: „Berufsver- 
bote. Wir arbeiten weiter am Modell Deutschland 

— SPD”. Dazu eine Liste von }28 Berufsverbote- 

Fällen aus sozialdemokratisch regierten Bundeslän- 

dern. 

Die SPD reagierte prompt und stellte in Absprache 

mit ihrem Bundesvorstand Strafanzeige wegen „Be- 

leidigung”, „übler Nachrede”, „Ehrverletzung” usw. 

„Diese zynische Aktion will uns in der Öffentlichkeit 

in ein schlechtes Licht rücken”, hieß es in einer Stel- 

lungnahme. In mehreren Städten der BRD wurden 

Beschlagnahme-Aktionen durchgeführt. Leute, die 

das Plakat öffentlich anbrachten, wurden von der 

Polizei belästigt und angezeigt. 

Wie schor zuvor das Amtsgericht Münster in dersel- 

ben Angelegenheit entschied auch das Amtsgericht 

Hamburg auf Freispruch. Der Argumentation des 

Staatsanwalts, der das Plakat als „‚hinterhältig” be- 

zeichnet hatte, mochte sich das Gericht nicht an- 

schließen. Der Begriff Berufsverbote sei in die Um- 
gangssprache eingegangen, und schließlich hätten ja 
auch eine ganze Menge Leute die Folgen des Radika- 
lenerlasses beruflich zu spüren bekommen. Kritik, daß 
sie verfassungswidrig handle, müsse sich die SPD schon 
mal gefallen lassen. 

Die SPD täuscht sich jedoch, wenn sie meint, für uns 

sei die Sache damit erledigt. Wir erinnern an die Tat- 

sachen: 

— daß der bloße Gebrauch des Wortes Berufsverbo- 
te als linksradikale Lügenpropaganda diffamiert 
wird; 
daß Berufsverbote im Westdeutschen Rundfunk 
per Dienstanweisung aus der deutschen Sprache ge- 
strichen sind; 
daß Jungsozialisten in der SPD mit Parteiausschluß 
zu rechnen haben, wenn sie von Berufsverboten 
sprechen oder gar schreiben; 
daß die Zeitungen das schlimme Wort beflissen in 
Anführungszeichen setzen und mit einem „soge- 
nannt’” oder „angeblich” versehen. 

Die gesamte „Es-gibt-keine-Berufsverbote”-Kampagne 

der SPD ist ein kläglicher Reinfall geworden — und 

zwar im Inland wie im Ausland. 

Die Verantwortung für den Tatbestand der Berufsverbo- 

te leugnen zu wollen, indem man schlicht den Ge- 

brauch des Wortes verbietet, ist ein groteskes Unter- 
nehmen. 

Wir fragen: Wird es SPD-Mitgliedern zukünftig erlaubt 

sein, öffentlich von Berufsverboten zu sprechen? Wird 

die SPD-eigene Presse (wie auch die Gewerkschafts- 
presse!) ihre verbalen Verrenkungen aufgeben und wie- 
der zur Umgangssprache zurückkehren? Oder aber geht 
die SPD in die Berufung?! 


Viktor Lütertz Postvertriebsstück 
Könizsstr. 97 Gebühr bezahlt 
M3A4TFX 
Öö L s0 K " ER 4 . j iz3w 
rLol reisia ı Postfach 5328 
7800 Freiburg 


ENTWICKLUNGSHELFER 


Der DED sucht für die Mitarbeit im Entwicklungsdienst der Vereinten Nationen in 
GUINEA —- BISSAU 
1 Apotheker 


1 Dipl.-Ingenieur / Architekt 
1 Stadt- und Regionalplaner 
1 Bau-Ingenieur 
1 Straßenbau-Ingenieur 


Voraussetzungen: Abgeschlossene Berufsausbildung, Mindestalter 21 Jahre. 


Berufserfahrung und portugiesische oder französische Sprachkenntnisse sind nicht in allen Fällen Bedingung, 


jedoch erwünscht. 


Geboten wird ein 2-Jahres-Vertrag (Verlängerung möglich) mit einem ausreichenden Unterhalt, 


mit Beihilfen und voller sozialer Absicherung und einer bis zu viermonatigen Vorbereitung incl. Intensiv-Sprachkurs. 


e Schicken Sie mir unverbindlich 
Ihr Informationsmaterial Beruf 


Vor- und Zuname Jahre Berufserfahrung 
Alter, Fam.-Stand, Zahl der Kinder Straße 


Wohnort Deutscher Entwicklungsdienst 
Postfach 783 
5300 Bonn-Bad Godesberg 


Telefon (0 22 21) 30 81 


® Bestellschein für Geschenkabonnement 
Gldes Ich bestelle für 


Abonnierzettel 
Ich abonniere die „blätter des iz3w'’ 
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U ruckwirkend von Anfang dieses Jahres 


U ab der letzten erschienenen Nummer 


Straße und Hausnummer 
zum Normalpreis von DM 28,- / 0S 200.00 / 
SFr 28,80 pro Jahrgang (8 Hefte) ein Jahresabonnement der blätter des iz3w zum 


FE [1 Normalpreis DM 28,00 
und abonniere zum ermaßigten Preis fur 


Schuler, Lehrlinge, Studenten, Soldaten, Rentner usw. vor U ermäßigten Preis DM 20,00 
DM 20,— / 0S 140,- / SFr 20,40 pro Jahr. 


Absender (bitte in Druckschrift) Bitte senden Sie mir die Rechnung, das Jahresabonne- 
ment wird von mir bezahlt. - 
Der Beschenkte erhält rechtzeitig ein Exemplar der 
„blätter”’ und eine Benachrichtigung. 


